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Prävention „Risiko raus!“ – Zahlen, Daten, Fakten
Aus der Forschung Humanbiomonitoring
Unfallversicherung KUV – der neue Klinikverbund 

Inklusion 
durch Sport



erinnern Sie sich an Ilke Wyludda? 1996 wurde sie in 
Atlanta Olympiasiegerin im Diskuswurf. Sport liches 
Highlight einer langen, aber auch von vielen Ver-
letzungen begleiteten Karriere. Dann im Dezember
2010 die böse Nachricht: Aufgrund einer Entzündung 
musste ihr der rechte Unterschenkel amputiert wer-
den. Heute aber trainiert die 42-jährige wieder, die in-
zwischen als Ärztin in der BG-Klinik Bergmannstrost 
arbeitet. Sie will 2012 bei den Paralympics in London 
antreten.

Diese Doppelausgabe beleuchtet aus ganz unter-
schiedlichen Blickwinkeln, wie Sport und Bewegung 
die Rehabilitation von Patienten und darüber hinaus 
die Inklusion von Menschen mit Behinderung unter-
stützen können. Die gesetzliche Unfallversicherung 
hat die Aufgabe, die berufliche und soziale Teilhabe von Versicherten nach einem Ar-
beitsunfall oder einer Berufskrankheit zu fördern. Das ist ein Grund, warum wir uns 

für den Behindertensport engagieren. Er lenkt die Aufmerk-
samkeit auf den ganzheitlichen Behandlungsansatz des Heil-
verfahrens der gesetzlichen Unfallversicherung und er kann 
Betroffenen nach Unfall oder Krankheit Mut machen und ih-
nen einen Weg zu neuer Lebensfreude zeigen. Ilke Wyludda 
ist da sicher ein beeindruckendes Beispiel.

Aber es geht nicht nur um individuelle Rehabilitation, son-
dern darüber hinaus auch um den Grundgedanken der Teil-
habe. Die UN-Behindertenrechtskonvention macht ganz 
deutlich: Inklusion ist ein Menschenrecht. Trotzdem ist der 

Weg zu einer inklusiven Gesellschaft noch weit. Die Unfallversicherung will mit ihrem 
Aktionsplan dazu beitragen, auf dem Weg ein Stück weiterzukommen. Und der Sport 
ist eine gute Möglichkeit, ein gleichberechtigtes Miteinander zu leben und zu fördern.

Für die gesetzliche Unfallversicherung gibt es deshalb mehr als einen guten Grund, 
sich für den Behindertensport zu engagieren. Wie wir das tun, das zeigen die folgen-
den Beiträge.

Mit den besten Grüßen
Ihr 

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Die gesetzliche Unfallversiche-
rung hat die Aufgabe, die beruf-
liche und soziale Teilhabe von 
Versicherten nach einem Arbeits-
unfall oder einer Berufskrankheit 
zu fördern. Das ist ein Grund, 
warum wir uns für den Behinder-
tensport engagieren.“

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
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Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ram-
sauer und der Präsident des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates (DVR), Dr. Walter
Eichendorf, haben in Berlin die Verkehrs-
sicherheitskampagne „Runter vom Gas“ 
neu gestartet. Sie wird thematisch geöff -
net und weiterentwickelt.

Die Kampagne richtet ihr Augenmerk auf 
Unfallursachen und -risiken im Straßen-
verkehr: Neben Rasen und unangepass-
ter Geschwindigkeit sind dies vor allem 
Ablenkung durch Handy, Zigaretten oder 
Navigationsgeräte. Hinzu kommen ge-
fährliches Überholen insbesondere auf 

Landstraßen, rücksichtsloses Drängeln 
oder das Fahren unter Alkoholeinfluss. 
Zudem wirbt die Kampagne für das An-
schnallen in Kraftfahrzeugen und das 
Tragen von Fahrradhelmen.

Rund 800 Plakate werden mit Unterstüt-
zung der Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung (DGUV) in den nächsten Wo-
chen an den Autobahnen und Rastplätzen 
für eine sichere Fahrweise werben. Eines 
der Motive wird auf 150 Lkw zu sehen sein, 
die quer durch Deutschland unterwegs 
sein werden. Anzeigen und Hörfunkspots, 
ein Kinospot sowie umfassendes Informa-
tionsmaterial und weitere Maßnahmen an 
Landstraßen folgen ab 2012.

Ramsauer: „Zentrales Anliegen ist die 
Verbesserung der Landstraßensicherheit, 
denn auf Landstraßen sind mit rund 60 
Prozent die meisten Verkehrstoten zu be-
klagen. Mit Plakatierung insbesondere an 
diesen Strecken sowie mit Anzeigen und 
Hörfunkwerbung wollen wir auf die Risi-
ken hinweisen.“ 

Kampagne „Runter vom Gas“ neu gestartet

!
  www.runtervomgas.de

Dr. Walter Eichendorf und Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer (re.)
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Unternehmen profi tieren von Investitio-
nen in den Arbeitsschutz. Das belegt eine 
internationale Studie der Internationalen 
Vereinigung für Soziale Sicherheit (IVSS), 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (DGUV) und der Berufsgenossen-
schaft Energie Textil Elektro Mediener-
zeugnisse (BG ETEM). Sie kommt zu dem 
Ergebnis, dass der Erfolg von Investitio-
nen in den Arbeitsschutz sich im Schnitt 
auf mehr als das Doppelte der investierten 
Summe beläuft.

„Die Vorschriften zum Arbeitsschutz und 
die wirtschaftlichen Bedingungen unter-
scheiden sich weltweit teilweise erheb-
lich“, sagt Professor Dietmar Bräunig von 

der Justus-Liebig-Universität Gießen, der 
gemeinsam mit Dr. Thomas Kohstall vom 
Institut für Arbeit und Gesundheit (IAG)
der DGUV das Forschungsprojekt beglei-
tete. „Gerade deshalb war es sinnvoll zu 
schauen, ob sich Investitionen in den 
Arbeitsschutz für Unternehmen generell 
rentieren.“

Zu diesem Zweck befragten die Forscher 
in den Jahren 2010 und 2011 insgesamt 
300 Unternehmen in 16 Ländern nach ih-
rer Einschätzung der betriebswirtschaft-
lichen Vor- und Nachteile von Ausgaben 
für Sicherheit und Gesundheit im Be-
trieb. „Auf dieser Basis konnten wir eine 
Präventionsbilanz erstellen“, so Bräunig. 

Das Ergebnis: Die befragten Unterneh-
men erzielten insgesamt einen „Return 
on Prevention“ (ROP) in Höhe von 2,2. 
Das bedeutet: Jeder Euro, den ein Unter-
nehmen in betriebliche Präventionsar-
beit investiert, zahlt sich in einem öko-
nomischen Erfolgspotenzial von 2,2 Euro 
aus. Bräunig: „Hierbei handelt es sich 
um den Mittelwert. Was das einzelne Un-
ternehmen tatsächlich zurückbekommt, 
hängt natürlich auch von der wirtschaft-
lichen Situation und den Marktbedin-
gungen ab.“

Der abschließende Report zur Studie „The 
Return on Prevention“ wird im Herbst ver-
öff entlicht.

Studie belegt betriebswirtscha� lichen Nutzen von Prävention
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Die erste Fachtagung für Controller in der 
gesetzlichen Unfallversicherung fand am 
20. und 21. Oktober 2011 in Dresden statt.

Rund 60 Teilnehmer sind der Einladung 
in die DGUV Akademie nach Dresden ge-
folgt. Sie haben sich in mehreren Fach-
vorträgen über aktuelle betriebswirt-
schaftliche Herausforderungen und deren 

Auswirkungen auf ihre Tätigkeit als Con-
troller in der gesetzlichen Unfallversiche-
rung informiert. 

Neben den Vorträgen standen der Erfah-
rungsaustausch, das gegenseitige Ken-
nenlernen sowie die Netzwerkbildung im 
Mittelpunkt der Veranstaltung. Aufgrund 
der hohen Anzahl positiver Rückmel-

dungen der Tagungsteilnehmer wird die 
zweite Fachtagung für Controller voraus-
sichtlich 2013 angeboten.

Erste Fachtagung für Controller in der gesetzlichen Unfallversicherung

!
  Einen ausführlichen Tagungsbericht sowie 

die Vorträge erhalten Sie im UV-Net (Fach-
portal Finanzen, Controlling, BWL, Revisi-
on) unter dem Webcode 33237.

Referenten und Moderatoren des ersten Tages (v.l.n.r.): Dieter Hölczli (BG RCI), Hans Fleischli (Suva), Bernd Fuhrländer (UK Hessen), 
Dr. Ralph Becker (Horvath&Partners), Michael Schwanz (DGUV), Jörg Botti (DGUV)
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Elf Kliniken haben sich zum TraumaNetzwerk Südwürttem-
berg zusammengeschlossen. Am Dienstag, den 8. November 
2011 wurde das Netzwerk offiziell in der Berufsgenossen-
schaftlichen Unfallklinik Tübingen zertifiziert. Es ist Teil 
einer bundesweiten Initiative „TraumaNetzwerk“ der Deut-
schen Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU). Die Initiative 
hat sich das Ziel gesetzt, die medizinische Versorgung von 
mehrfach verletzten Unfallopfern zu verbessern. 

Jedes Jahr gibt es rund 200 lebensbedrohlich mehrfach ver-
letzte Unfallopfer im Raum Südwürttemberg. Entscheidend 
für deren Überleben und spätere Lebensqualität sind die 
schnelle und präzise Diagnose sämtlicher Einzelverletzun-

gen sowie eine optimierte Versorgung nach standardisierten 
Qualitätsmaßstäben. Elf regionale Kliniken haben sich im 
Rahmen des TraumaNetzwerks Südwürttemberg hierbei zur 
Zusammenarbeit verpfl ichtet und sich nach den Qualitäts-
standards der DGU einer Zertifi zierung durch die unabhän-
gige DIOcert GmbH unterzogen.

Die elf Kliniken des TraumaNetzwerks Südwürttemberg sind 
je nach Größe, Ausstattung und Struktur als lokales, regio-
nales oder überregionales Traumazentrum eingestuft. Die BG 
Klinik Tübingen bildet zusammen mit dem Universitätsklini-
kum Tübingen das überregionale Traumazentrum. 

Versorgung von Schwerverletzten optimiert 
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Die öff entliche Diskussion um die Gesundheitsri-
siken durch Passivrauchen am Arbeitsplatz kon-
zentriert sich vor allem auf die Beschäftigten in 
der Gastronomie. Dass es eine Vielzahl anderer, 
ähnlich oder ebenso stark belasteter Arbeitsbe-
reiche gibt, die die gleiche Aufmerksamkeit ver-
langen, belegt ein neuer Report der Unfallversi-
cherungsträger und der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV). Er ist das Ergebnis 
einer Kooperation zwischen dem Institut für Ar-
beitsschutz der DGUV (IFA), Vertretern der Berufs-
genossenschaften und dem Institut für Präventi-
on und Arbeitsmedizin der DGUV (IPA). Erstmals 
liegt damit eine umfassende Bestandsaufnahme 
zur Belastung durch Passivrauchen an Arbeits-
plätzen in Deutschland vor.

Aus Sicht des Arbeitsschutzes fehlten bislang ver-
lässliche Angaben über Vorkommen und Ausmaß 
von Tabakrauchexpositionen an Arbeitsplätzen. 
Mithilfe von Arbeitsplatzmessungen und auf der 
Basis von Modellrechnungen hat das Projektteam 
belastete Arbeitsbereiche identifi ziert und in vier 
Klassen eingestuft: Bereiche ohne Exposition, 
zum Beispiel unter Tage, Bereiche, für die eine Ex-
position weitgehend auszuschließen ist, zum Bei-
spiel in der chemischen Industrie, Bereiche mit 
geringer Exposition, zum Beispiel in Werkhallen 
mit technischer Lüftung, und Bereiche mit Expo-
sition, zum Beispiel Fahrerkabinen im gewerbli-
chen Transportwesen. 

Passivrauchen am 
Arbeitsplatz

!
  www.dguv.de / ifa / de / pub / rep / reports2011 / 

dguv_uvt_0111
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Das Medienpaket „echt kapiert – sicher?!“, das 
im Rahmen der diesjährigen Aktion „Jugend 
will sich-er-leben“ bundesweit seinen Einsatz in 
Berufsschulen findet, wurde am 2. Dezember 
2011 beim 23. „Corporate Media“-Wettbewerb mit zwei Preisen 
bedacht. 

Für Konzept und Umsetzung erhielt das Medienpaket einen 
„Master of Excellence“. Hinzu kam eine weitere Auszeichnung 
als beste Lösung im Segment „Public Media“. 

„Corporate Media“ gilt als der wichtigste deutschsprachige Wett-
bewerb für sogenannte Industriefi lme. Nach einem festen Be-
wertungsschema werden für jede Produktion Punkte vergeben. 
Die Anzahl der erreichten Punkte entscheidet dann über die Be-
wertung. Damit ist „Corporate Media“ der einzige deutschspra-
chige Wettbewerb mit einem objektiven Bewertungsverfahren. 
Das Medienpaket „echt kapiert – sicher?!“ erreichte 58 von mög-
lichen 65 Punkten.

Das Medienpaket setzt sich aus verschiedenen Komponenten 
zusammen. Dazu gehören der Film „Unterwegs mit Jana“ (Dreh-
buch und Regie: Thomas Plonsker), Interviews mit bekannten 
Personen wie Hans-Olaf Henkel, Felix Magath oder Reinhold 
Messner und ein umfangreiches Unterrichtskonzept. Highlight 
ist die „Checkliste Arbeitssicherheit“, die vom Redaktionsteam 
speziell für diese Aktion entwickelt wurde. Fünf einfache W-
Fragen ermöglichen dem Auszubildenden zu erkennen, ob und 
wenn ja, welche Gefährdungen eine anstehende Arbeit in sich 
birgt. (Näheres zur Aktion „Jugend will sich-er-leben“ ab Seite 
26 in diesem Heft)

 „Jugend will sich-er- leben“ 
ausgezeichnet
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Die Berufsgenossenschaftliche Unfall-
klinik Tübingen wurde am 2. Dezember 
2011 mit dem Qualitätssiegel der Techni-
ker Krankenkasse (TK) ausgezeichnet. Die 
TK würdigte damit die überdurchschnitt-
lich guten Ergebnisse der BG-Klinik bei 
der bundesweiten TK-Patientenbefragung 
im Jahr 2010. Zum wiederholten Male hat 
die TK bei ihren Versicherten nach einem 

Krankenhausaufenthalt die aus ihrer Sicht 
wichtigsten Qualitätskriterien für Kran-
kenhäuser abgefragt. Es handelt sich hier-
bei um die allgemeine Zufriedenheit mit 
dem Krankenhausaufenthalt, die Güte des 
Behandlungsergebnisses, die Qualität der 
medizinisch-pflegerischen Versorgung, 
Umfang und Verständlichkeit von Informa-
tion und Kommunikation sowie die Organi-

sation und Unterbringung in der jeweiligen 
Klinik. Die Patientenbewertungen für die 
Tübinger Unfallklinik lagen in allen fünf 
Kategorien über dem Bundesdurchschnitt. 
Im Bereich der allgemeinen Zufriedenheit 
mit dem Krankenhaus erreichte die BG Kli-
nik mit 81,4 Prozent Zustimmung einen 
sehr guten Wert. Der Bundesdurchschnitt 
lag in dieser Kategorie bei 80,2 Prozent. 

BGU Tübingen erhält TK-Qualitätssiegel 

Von links: Privatdozent Dr. med. Andreas Badke, stv. Ärztlicher Direktor, Doris Dietmann, Pflegedirektorin, Michael Schuler, 
Kaufmännischer Direktor, Andreas Vogt, Techniker Krankenkasse 
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Zwei Drittel der Europäer wünschen sich 
einen fl exibleren Übergang vom Erwerbs-
leben in die Rente. Das ergab eine Um-
frage der Europäischen Kommission, die 
das Jahr 2012 zum „Europäischen Jahr für 
aktives Altern und Solidarität zwischen 
den Generationen“ ausgerufen hat. In 
diesem Zusammenhang legte sie am 13. 
Januar die Ergebnisse einer Eurobarome-
ter-Umfrage vor, die fünf Themenbereiche 
anspricht: die allgemeine Einstellung zu 
Alter und älteren Menschen, ältere Men-
schen am Arbeitsplatz, Ruhestand und 
Renten, Freiwilligentätigkeit sowie Un-
terstützung für ältere Menschen und eine 
altersfreundliche Umgebung.

Die drei größten Hürden für die Beschäf-
tigung älterer Arbeitnehmer sahen sieben 

von zehn Europäern in unflexiblen Ar-
beitszeiten, mangelndem Zugang zu Fort-
bildung und einer negativen Einstellung 
der Arbeitgeber gegenüber älteren Mitar-
beitern. Allerdings variierten die Meinun-
gen der Befragten in den einzelnen Mit-
gliedstaaten sehr stark. 

Nach Ansicht der meisten Bürgerinnen 
und Bürger spielen Menschen ab dem 
55. Lebensjahr eine wichtige Rolle in den 
Schlüsselbereichen der Gesellschaft. 
Mehr als 60 Prozent sind der Meinung, 
dass man auch nach dem Eintritt des 
Rentenalters weiterarbeiten dürfen soll-
te. Ein Drittel erklärte, selbst gern länger 
arbeiten zu wollen. Zwei Dritteln der Eu-
ropäer erscheint eine Kombination aus 
Teilzeitbeschäftigung mit einer Teilren-

te erstrebenswerter als eine volle Rente. 
42 Prozent gaben an, dass sie ihre jetzige 
Tätigkeit auch nach dem 65. Lebensjahr 
weiter ausüben können, wohingegen 
17 Prozent erwarten, ihrer jetzigen Tätig-
keit nur bis zum 60. Lebensjahr nachge-
hen zu können. 

Bei dem derzeit üblichen gesetzlichen 
Renteneintrittsalter von 65 Jahren lag im 
Jahr 2009 das tatsächliche durchschnittli-
che Renteneintrittsalter in Europa bei 61,5 
Jahren.

Flexibler Übergang in die Rente gewünscht

!
  Entnommen aus dem EU-Bericht 

„Active Ageing“: http://ec.europa.eu / public_
opinion / archives / ebs / ebs_378_en.pdf
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m 24. März 2012 ist es wieder so 
weit: Die neue BG Kliniktour be-
ginnt mit ihrer ersten Station in 

Duisburg. Das ganze Jahr über werden 
sich die BG-Kliniken unter dem Motto 
„Bewegung verbindet“ der Öffentlich-
keit präsentieren und für den Reha- und 
Behindertensport werben. Wie immer 
werden sie dabei von paralympischen 
S p o r t l e r n  u n d 
Sportlerinnen als 
„Botschafter“ un-
terstützt. Als „Vor-
bilder“ sind auch 
solche Menschen 
mit von der Partie, 
die dank des Sports in ihrer Rehabilitati-
on sehr weit gekommen und trotz ihrer 
Behinderung berufl ich wieder erfolgreich 
sind. Schirmherrin ist die Bundeskanzle-
rin Dr. Angela Merkel. 

Seit 2006 macht sich die Kliniktour alle 
zwei Jahre auf den Weg. 2012 findet sie 
zum ersten Mal unter Beteiligung des 
neuen Klinikverbundes der gesetzlichen 
Unfallversicherung (KUV) statt. Gemein-
sam mit der DGUV und dem Deutschen 
Rollstuhl-Sportverband (DRS) übernimmt 
er die Organisation. Die Kliniktour ist ein 
zentrales Element im vielschichtigen En-
gagement der gesetzlichen Unfallversi-
cherung für den Behindertensport. Er-
wachsen ist dieses Engagement aus der 
Erkenntnis, dass Bewegung nach einem 
Unfall oder einer schweren Krankheit für 

den individuellen Heilungs- und Reha-
prozess eines Menschen enorm wichtig ist. 

An vielen Beispielen von Versicherten, 
die nach einem schweren Arbeitsunfall 
oder nach einer Berufskrankheit mit ei-
ner Behinderung leben müssen, hat sich 
gezeigt, wie positiv sich sportliche Akti-
vität auf ihren Genesungsprozess aus-

gewirkt hat. In al-
len BG-Kliniken 
wird deshalb auf 
die Rehabilitation 
durch Sport be-
sonders viel Wert 
gelegt. Bewegung 

ist ein wichtiger Baustein im ganzheit-
lichen Ansatz der Heilverfahren der ge-
setzlichen Unfallversicherung. Dabei be-
schränken sich die positiven Eff ekte nicht 
allein auf die körperliche Mobilisierung, 
es geht auch um die Stärkung der psychi-
schen Gesundheit und die Öff nung sozia-
ler Räume für die Betroff enen.

„Mit allen geeigneten Mitteln“
Sir Philip Craven, Präsident des Interna-
tionalen Paralympischen Komitees (IPC) 
und selbst Rollstuhlfahrer, beschrieb die 
Situation im Rückblick auf seinen eige-
nen Unfall einmal so: „Menschen schau-
en einen an und gucken dann verschämt 
wieder weg. Genau das erlebt man, wenn 
man im Krankenhaus ist. Man braucht 
aber etwas Positives, etwas, das den 
Selbstwert festigt. Sport kann da unglaub-

lich wichtig sein, das gilt für alle Men-
schen, aber insbesondere für Menschen 
mit einer Behinderung.“

Die gesetzliche Unfallversicherung hat 
die Aufgabe, „mit allen geeigneten Mit-
teln“ dafür zu sorgen, dass Versicherte 
nach Unfall oder Krankheit wieder in ihr 
soziales Leben und möglichst auch in ih-
ren Beruf zurück fi nden. Dabei darf es kei-
ne Rolle spielen, ob die Betroff enen eine 
bleibende Behinderung haben oder nicht. 
Genau diesen Gedanken vertritt auch die 
UN-Behindertenrechtskonvention mit ih-
rem zentralen Ziel der Inklusion. 

Dieser Begriff geht über das bisher in 
Deutschland herrschende Verständnis 
von Integration hinaus. Unter Integration 

Jeder Mensch hat ein Recht auf Teilhabe. In der Realität aber 
stoßen Menschen mit Behinderung o�  an Grenzen. Die gesetz-
liche Unfallversicherung unterstützt viele Betro� ene bei der 
Bewältigung ihres Alltags. In diesem Rahmen engagiert sie 
sich auch für den Breiten- und Leistungssport von Menschen 
mit Behinderung. Er ist Ausdruck aktiver Teilhabe und scha�   
Aufmerksamkeit für den Gedanken der Inklusion.

Inklusion durch Sport

Mut machen, den 
eigenen Weg zu gehen
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„Der Begri�  ‚Inklusion‘ geht 
über das bisher in Deutschland 
herrschende Verständnis von 
Integration hinaus.“
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versteht man die Einbindung einer Min-
derheit in die Mehrheitsgesellschaft. Wir 
erwarten dafür, dass der Einzelne sich 
anpasst. Inklusion hingegen steht für ei-
nen Perspektivwechsel. Inklusion meint 
die volle gesellschaftliche Teilhabe von 
Anfang an. Die Gesellschaft soll die Vor-
aussetzungen dafür schaff en, damit Men-
schen mit Behinderung keine Hürden 
mehr überwinden müssen, um am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen zu können. 

Aktionsplan der Unfallversicherung
Seit März 2009 ist die UN-Konvention in 
Deutschland geltendes Recht. Im Juni 
2011 hat die Bundesregierung einen Na-
tionalen Aktionsplan zu ihrer Umsetzung 
beschlossen. Diese Umsetzung ist aber 
nicht nur eine Aufgabe für staatliche Stel-

len, sondern auch für Organisationen, die 
wie die gesetzliche Unfallversicherung in 
der Gesellschaft Verantwortung tragen. 
Die Unfallversicherung hat deshalb in 
Abstimmung mit der Bundesregierung ei-
nen eigenen Aktionsplan erarbeitet. En-
de letzten Jahres wurde er verabschiedet, 
jetzt beginnt die Arbeit der konkreten Um-
setzung. Der UV-Aktionsplan sieht eine 
Vielzahl von Aktionen in fünf Handlungs-
feldern vor. Auch der Sport spielt darin ei-
ne wichtige Rolle, denn er kann Inklusion 
fördern und sie mit Leben füllen. 

Die UN-Konvention hebt in Artikel 30 ex-
plizit darauf ab, dass behinderte Men-
schen die gleichen Zugangsmöglichkeiten 
zu sportlichen Aktivitäten haben müssen 
wie alle anderen. Ziel ist es, getrennte

Räume zu überwinden und Rahmen-
bedingungen so zu gestalten, dass Men-
schen mit und ohne Behinderungen ge-
meinsam Sport treiben können. Auch der 
Aktionsplan der DGUV formuliert ent-
sprechende Ziele. Denn gerade im Brei-
tensport kann von gemeinsamen Aktivi-
täten behinderter und nicht behinderter 
Aktiver eine Signalwirkung ausgehen. 

Noch entspricht die gesellschaftliche 
Realität an vielen Punkten nicht dem 
Gedanken der Inklusion. Auch aus die-
sem Grund ist es aus Sicht der gesetzli-
chen Unfallversicherung wichtig, den 
Behindertensport zu fördern, denn er 
schaff t Aufmerksamkeit für die Leistun-
gen und Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderung. Er hilft, Vorurteile und Be-
rührungsängste abzubauen, die den All-
tag der Betroff enen erschweren. Der Sport 
ist ein Baustein auf der immer noch mit 
vielen Schlaglöchern übersäten Straße 
zur Inklusion. 

Präsenz in der Ö� entlichkeit stärken
Die gesetzliche Unfallversicherung hat 
deshalb ihr Engagement diversifiziert. 
Neben der Kliniktour unterstützt sie seit 
2004 die Paralympicszeitung, sie stiftet 
seit mehr als zehn Jahren den Paralympic 
Media Award und fördert das Filmprojekt 
GOLD (siehe Seite 12). Alle Projekte verfol-
gen das Ziel, die Präsenz von Menschen 
mit Behinderung in der Öff entlichkeit zu 
stärken und für den Behindertensport 
zu werben. Die Spitzenathleten, die da-
bei häufi g im Fokus stehen, sollen aller-
dings nicht ablenken von der Bedeutung 
des Breitensports. Die paralympischen 
Sportler und Sportlerinnen, die teilwei-
se auch die BG Kliniktour begleiten, ha-
ben vielmehr die Funktion von Botschaf-
tern. Sie stehen mit ihren persönlichen 
Geschichten für die positiven Eff ekte des 
Sports und können anderen ein Beispiel 
sein. Ein Beispiel, das Mut macht und an-
spornt, den eigenen Weg zu gehen.

Der erfolgreiche Monoskifahrer Martin 
Braxenthaler beschreibt in dieser Ausgabe, 
wie dieser Weg für ihn persönlich aussieht. 
In anderen Artikeln beleuchten Mediziner, 
Sportwissenschaftler und Verbands-
vertreter, wie und warum der Sport Reha-
bilitation und Inklusion fördern kann. ▸

DGUV Forum 1 · 2/12 · 9
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Die Paralympics Zeitung
Als Anfang der 1990er Jahre die „Weltspiele für Behinderte“ organisatorisch 
und zeitlich mit den Olympischen Sommerspielen verbunden wurden, waren 
Begeisterung und Resonanz nicht allzu groß. Heute sind selbst die größten 
Stadien voll, tausende Journalisten lassen sich akkreditieren, Millionen Men-
schen in aller Welt schauen am Fernsehschirm zu. 

Und die Sportler? Viele von ihnen sind längst Pro� s und erreichen Höchst-
leistungen. Die Läufer Oscar Pistorius und Jason Smyth nahmen 2011 sogar 
an der Leichtathletik-Weltmeisterscha�  in Südkorea teil – so geht Inklusion! 

Der Tagesspiegel hat diese Entwicklung mit Berichten, Porträts und Interviews 
stets interessiert begleitet. Vor einigen Jahren, zu den Olympischen Spielen 
2004, kam dann die perfekte Plattform hinzu: die Paralympics Zeitung. Die-
ses Projekt, das von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) 
von Anfang an krä� ig unterstützt wurde und bei dem der Tagesspiegel als 
Herausgeber fungiert, ist etwas ganz Besonderes. 

Denn die Paralympics Zeitung, die während der Spiele mehrmals erscheint, 
wird von einer Schülerredaktion erstellt. Diese Nachwuchsjournalisten, die 
aus Deutschland und dem jeweiligen Gastland der Paralympics kommen, 
müssen sich zuvor bei einem landesweiten Schreibwettbewerb durchsetzen, 
werden dann von Redakteuren des Tagesspiegels und der Agentur panta rhei 
auf ihre Aufgabe vorbereitet und später an den Wettkampfstätten betreut.

Die mehrsprachig erscheinende Paralympics Zeitung bringt die Festspiele des 
Behindertensports dorthin, wo das Geschehen ansonsten nur aus der Ferne 
zu beobachten wäre: in Parlamente, Institutionen und als Beilage mehrerer
Tages- und Wochenzeitungen in einer Millionenauflage zu interessierten 
Lesern. 

Denn dass die Leser interessiert sind, auch an den anderen behandelten The-
men wie Rehabilitation und Aufgaben der Unfallversicherung, das wissen die 
Macher des Projekts seit einer Umfrage unter Abonnenten der „Zeit“ und des 
Tagespiegels. Die Meinung der Leser war nahezu einhellig: Ein tolles Pro-
jekt! Diese Studie zeigt eindrucksvoll: Inklusion ist kein Fremdwort mehr. Die 
Paralympics Zeitung hat dazu beigetragen, auf ihre fröhliche, charmante Art. 
Schon bald geht es weiter – auf nach London!

 Lorenz Maroldt, Chefredakteur des „Tagesspiegel“

Autoren
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Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschä� sführer der DGUV
E-Mail: joachim.breuer@dguv.de
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Gregor Doepke
Leiter Kommunikation und 
Pressesprecher der DGUV
E-Mail: gregor.doepke@dguv.de

Das Redaktionsteam der Paralympics Zeitung 2010.

Fo
to

: D
G

U
V 

/ R
üc

ke
is

Die Vielfalt der Stimmen, die immer nur 
eine Auswahl darstellen können, macht 
allerdings auch deutlich, dass die konkrete
Ausgestaltung von Inklusion genügend 
Stoff für kontroverse Diskussionen bie-
tet. Wie können Anspruch und Realität 
in Übereinstimmung gebracht werden? 
Was ist im Einzelfall für die Betroff enen 
die beste Lösung? 

Diese Fragen können nur in einem off e-
nen Dialog aller Beteiligten beantwortet 
werden. Das Engagement der gesetzli-
chen Unfallversicherung für den Behin-
dertensport ist deshalb eingebunden in 
ein Netzwerk. Denn nur im Verbund mit 
kompetenten Partnern können eine eff ek-
tive Unterstützung der Betroff enen und 
eine Breitenwirkung der Projekte erreicht 
werden. ●
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Sehr geehrter Herr Minister, Inklusion 
ist ein Leitgedanke der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Wie trägt Ihr Haus da-
zu bei, die Konvention umzusetzen?
Friedrich: In Deutschland ist der Bund 
für die Förderung des Leistungssports 
zuständig, während sich die Länder um 
den Breitensport kümmern. Das Bun-
desinnenministe-
rium fördert den 
Leistungssport von 
Menschen mit Be-
hinderung grund-
sätzlich nach den 
gleichen Kriteri-
en wie den Spit-
zensport der Nichtbehinderten. Wir 
unterstützen beispielsweise das Leis-
tungssportpersonal und beteiligen uns an 
den Organisationskosten für bedeutende 
nationale und internationale Veranstal-
tungen im Inland bei den Behinderten-
Sportverbänden. 

Was bedeutet Inklusion im Sport für Sie? 
Welche Voraussetzungen müssen erfüllt 
sein?
Friedrich: Wir fangen nicht bei Null an: 
Leistungs-, Breiten- und Rehabilitations-
sport von Menschen mit Behinderung 
werden seit langem gefördert. So sind 
etwa barrierefreie Zugänge zu Sportstät-
ten im Baurecht bei Neubauten schon 
festgeschrieben. Aber ein Athlet mit 
Behinderung muss nicht nur den Sport in 
der Sportstätte ausüben können, sondern 
auch das „Drumherum“ muss stimmen.

Das beginnt mit dem Weg zum Training 
mit öff entlichen Verkehrsmitteln und en-
det mit barrierefreien Sanitärräumen in 
den Sportstätten. Hier gilt es ganzheitlich 
zu denken und die entsprechenden Rah-
menbedingungen zu schaff en.

Was sind Ihrer Meinung nach die größten 
Hürden für ein inklusives Miteinander 
von behinderten und nicht behinderten 
Sportlern? 
Friedrich: Wie in vielen Lebensbereichen 
sind auch im Sport noch weitere Anstren-
gungen nötig, um den Anspruch auf Gleich-
behandlung durchzusetzen. Beispielsweise 

fehlen in vielen äl-
teren Sportstätten 
noch barrierefreie 
Zugänge. Hier sind 
vor allem Länder 
und Kommunen ge-
fordert, bei der Sa-
nierung von Sport-

stätten eine Einbeziehung von Menschen 
mit Behinderung sicherzustellen.

Stichwort Reha-Sport: Wird aus Ihrer 
Sicht das Potenzial des Sports in der 
Rehabilitation bereits ausgeschöpft?
Friedrich: Der Reha-Sport stellt eine er-
gänzende Maßnahme zur medizinischen 
Rehabilitation dar. Die Potenziale, die der 
Sport für die Rehabilitation bietet, müs-
sen immer wieder in das öff entliche Be-
wusstsein gerufen werden.

Sport überwindet Grenzen, fördert die 
persönliche Entwicklung, stärkt das 
Selbstvertrauen und vermittelt Werte wie 
Respekt und Toleranz im Umgang mit an-
deren. Für Menschen mit Behinderung ist 
Sport im Rahmen der medizinischen Re-
habilitation wie auch zur Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben wichtig.

Reha-Sport wird zeitlich befristet von 
den Kostenträgern fi nanziert. Aufgrund 
der positiven Ergebnisse von Modellvor-
haben in den letzten Jahren ist für das 
Haushaltsjahr 2012 weitere Unterstützung 
vorgesehen. Im Hinblick auf das Präventi-

onspotenzial des Behinderten- und Reha-
Sports ist eine engere Verzahnung mit den 
Leistungen von Reha-Trägern geplant.

Die gesetzliche Unfallversicherung kann 
dank ihres Auftrags der Rehabilitation 
mit allen geeigneten Mitteln ihren Ver-
sicherten auch sportliche Aktivitäten 
ermög lichen, wenn diese durch einen Ar-
beitsunfall oder eine Berufskrankheit eine 
vorübergehende oder bleibende Behin-
derung haben. Andere Sozialversiche-
rungszweige haben hier mitunter weniger 
Möglichkeiten. Plant die Bundesregierung 
daran etwas zu ändern?
Friedrich: Die Bundesregierung stellt zur 
Förderung der Teilnahme von Menschen 
mit Behinderung im Breitensport neben 
den Ländern fi nanzielle Mittel zur Verfü-
gung. So fördert das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales zur Inklusion Be-
hinderter unter anderem den Deutschen 
Behindertensportverband. Eine Rahmen-
vereinbarung aus dem Januar 2011 ge-
währleistet, dass der Behindertensport 
weiter entwickelt und auch künftig durch-
geführt werden kann. ●
Das Interview führten Elke Biesel und 
Stefan Boltz für DGUV Forum.

Auf bundespolitischer Ebene ist Sport – und damit auch der 
Behindertensport – Sache des Bundesinnenministers. 
Hans-Peter Friedrich zum Stand der Inklusion und zum 
Engagement der Bundesregierung. 

Interview

„Wir fangen nicht bei Null an“

Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich 

„Die Potenziale, die der Sport 
für die Rehabilitation bietet, 
müssen immer wieder in das 
ö� entliche Bewusstsein geru-
fen werden.“
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OLD – der Film erzählt Kirstens 
Lebensgeschichte. Ihre Rolle als 
paralympische Athletin, aber 

auch als Vorbild für andere. Bereits seit 
2006 ist Kirsten Bruhn als „Botschafte-
rin“ in Sachen BG Kliniktour und Reha-
biltation unterwegs und Mitglied im 
DGUV-Team. Ihr Beispiel soll den Kino-
besuchern deutlich machen, welcher 
Zusammenhang zwischen sportlicher 
Aktivität, Rehabilitation, Lebensmut, 
Integration, Erfolg und Anerkennung 

besteht und wie dies zu mehr Lebens-
qualität führt. Aber nicht nur Kirstens 
Lebensgeschichte schildert der Film: 
Auch der blinde Marathonläufer Henry 
Wanyoike aus Kenia und der australische 
Rennrollstuhlfahrer Kurt Fearnley werden 
porträtiert.

„Diese Athleten demonstrieren auf beein-
druckende Art und Weise, was Menschen 
zu leisten im Stande sind. Sie beeinfl us-
sen und verändern nicht nur ihr persön-
liches Lebensumfeld. Die Bewegung des 
paralympischen Sports und insbesondere 
die Paralympischen Spiele zeigen in ide-
aler Weise, wie Sport unsere Gesellschaft 
zum Positiven verändern kann“, sagt 
GOLD-Produzent Andreas F. Schneider, 
selbst ehemaliger Wettkampfsportler im 
Handbikefahren. 

Abendstimmung im Freibad von Neumünster im Juli 
2011. Kirsten Bruhn zieht wie jeden Tag ihre Bahnen. 
Sie hat ein Ziel: die Paralympischen Spiele in London 
2012. Vermutlich ihre letzten Spiele, die Krönung 
einer erfolgreichen sportlichen Karriere. 

GOLD 
Ein Kino� lm über Leben, Sport und Rehabilitation von drei 
heraus ragenden internationalen paralympischen Athleten 

G

Kurt Fearnley gibt während einer 
Trainingspause in seinem Heimatort 
Newcastle (Australien) ein Interview.
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„GOLD ist, wenn dein 
Wille immer deinen Weg 
bestimmt.“
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Inzwischen ist es Winter geworden in 
Deutschland. Nach weiteren vier Dreh-
tagen mit Kirsten im Berufsgenossen-
schaftlichen Unfallkrankenhaus Ham-
burg gehen die Dreharbeiten in die 
nächste Runde – mit Kurt Fearnley. Die 
Geschichte eines unglaublichen Sport-
lers, aber vor allem die Geschichte ge-
lebter Inklusion. Im Februar 2012 geht 
es dann weiter mit dem erblindeten ke-
nianischen Marathonläufer Henry Wan-
yoike, der bei den Paralympics in Syd-

GOLD kommt im Frühjahr 2013 in die 
Kinos. GOLD ist eine Produktion der 
Parapictures Film Production GmbH, 
auf Initiative der Deutschen Gesetz-
lichen Unfallversicherung (DGUV), 
in Kooperation mit Spiegel TV Me-
dia, gefördert von der Filmförderung 
Hamburg Schleswig-Holstein und 
dem Deutschen Filmförderfonds, im 
Verleih NFP marketing & distribution.

Die Schirmherren von GOLD sind 
der Bundesinnenminister Dr. Hans- 
Peter Friedrich und Willi Lemke, Son-
derberater des UN-Generalsekretärs 
für Sport im Dienste von Frieden und 
Entwicklung. 

Weitere Informationen gibt es auch 
auf der Homepage des Projekts: 
www.du-bist-gold.de

ney 2000 zur Legende wurde. Der vierte 
Drehblock wird das Filmteam schließlich 
nach London zu den Paralympics führen. 
Dort wird das Team auch Kirsten Bruhn 
noch einmal treffen. Wenn sie zurück-
blickt, bleibt für sie die Erkenntnis, dass 
„der schlimmste Tag meines Lebens letzt-
endlich zu dem schönsten Tag meines 
Lebens geführt hat“ – zu GOLD. ●
Autor: Hendrik Flügge, Geschä� sführer 
der Parapictures Film Production GmbH

Ronald Kruschak, Autor und Producer 
des Kino� lms GOLD, am ersten Drehtag
in Neumünster in Schleswig-Holstein.

Die deutsche Schwimmerin Kirsten Bruhn 
gewann 2004 und 2008 paralympisches 
Gold und stellte 54 Welt- und 64 Europa-
rekorde auf.

Der australische Rennrollstuhlfahrer Kurt Fearnley gehört mit neun 
Medaillen, darunter drei goldenen, zu den erfolgreichsten Paralympics-
Athleten.

„GOLD ist, wenn du 
nicht träumst, sondern 
deinen Traum lebst.“

Der erblindete kenianische Marathon-
läufer Henry Wanyoike (re.) und sein 
Guide Joseph Kibunja, beim Halbmara-
thon in Hannover im Mai 2011.
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it der UN-Behindertenrechts-
konvention sind Perspektiv-
wechsel verbunden, die das 

Thema Inklusion der Menschen mit Be-
hinderung als Menschenrechtsthema an-
erkennen:
•  vom Konzept der Integration zum 

Konzept der Inklusion
•  von der Wohlfahrt und Fürsorge 

zur Selbstbestimmung
•  von Patientinnen und Patienten 

zu Bürgerinnen und Bürgern
•  von Problemfällen zu Trägerinnen 

und Trägern von Rechten.

Der DBS hat sich zur Aufgabe gemacht, 
die gesetzlichen Vorgaben aus der UN- 
Behindertenrechtskonvention zu analy-
sieren und sie im Kontext des organisier-
ten Sports durchzusetzen. Dabei orientiert 
sich der DBS an drei Grundgedanken:
•  inklusive Gesellschaft, welche Men-

schen mit Behinderung mit ihren indi-
viduellen Fähigkeiten und Möglichkei-
ten von Anfang an einbezieht

•  angemessene Vorkehrungen mit 
dem sicheren Ziel von barrierefreien 
Zugangsmöglichkeiten für alle 
Menschen mit Behinderung

•  unmittelbare Teilhabe von Menschen 
mit Behinderung an gesellschaftlichen 
und politischen Entscheidungen.

„Der Sport ist ein wesentliches Mittel zur 
gesellschaftlichen Inklusion“, erläutert 
DBS-Präsident Friedhelm Julius Beucher. 
„Sport bringt Menschen in Bewegung, för-
dert ihre Mobilität und stärkt ihr Selbst-
bewusstsein. So können Menschen mit 
Behinderung selbstsicherer in der Gesell-
schaft auftreten und erleben mehr Akzep-
tanz. Der Umgang zwischen Menschen 
mit und ohne Behinderung soll selbstver-
ständlicher werden. Sport und Bewegung 
leisten anerkannte Beiträge zur Gesund-
heitsförderung von Menschen mit Behin-
derung sowie zur Primärprävention und 
im Prozess der Rehabilitation. Damit wird 
echte, selbstbestimmte Teilhabe sicherge-
stellt.“ 

Mit seinen Landes- und Fachverbänden 
einschließlich des Deutschen Rollstuhl-
Sportverbandes (DRS) hat der DBS ein Po-
sitionspapier erarbeitet, das Chancen und 
Möglichkeiten für Menschen mit Behin-
derung durch Bewegung, Spiel und Sport 
thematisiert und darstellt, welche Konse-
quenzen sich für den DBS und seine Mit-
gliedsorganisationen daraus ergeben. 

Die vorrangigen Ziele, die der DBS an-
steuert, sind in der am 9. September 2011 
anlässlich des 60-jährigen Verbandsjubi-
läums verabschiedeten „Berliner Erklä-
rung“ festgehalten: 
•  das Konzept der Inklusion zu erfüllen, 
•  Selbstbestimmung zu erreichen, 

Durch alle 50 Artikel der UN-Behindertenrechtskonvention zieht sich der Grundgedanke, dass 
Menschen mit Behinderungen als Gleichberechtigte – bei gleichwertigen Lebens bedingungen 
von behinderten und nichtbehinderten Menschen – mitbestimmen können. Der Deutsche 
Behindertensportverband (DBS) beteiligt sich mit seinen Mitgliedsorganisationen intensiv daran, 
den Gedanken der Teilhabe ins ö� entliche Bewusstsein zu rufen und zu stärken.

Der Deutsche Behindertensportverband

Mehr Akzeptanz erleben

Der seit 60 Jahren bestehende Deut-
sche Behindertensportverband e. V. 
(DBS) hat rund 575.000 Mitglieder 
in 17 Landes- und zwei Fachverbän-
den mit über 5.600 Vereinen, über 
31.000 lizenzierten Übungsleiterin-
nen und Übungsleitern sowie mehr 
als 100.000 ehrenamtlich tätigen 
Vereinsmitarbeiterinnen und -mitar-
beitern. Er ist Ansprechpartner und 
Kompetenzzentrum für das gesamte 
Spektrum des Sports von Menschen 
mit oder mit drohenden Behinderun-
gen sowie chronisch Kranken. Die 
Deutsche Behindertensportjugend 
(DBSJ) ist als eigenständige Organi-
sation aktiv. 

Friedhelm Julius Beucher, 
Präsident des DBS

M

•  bürgerschaftliche Teilhabe zu 
erkämpfen und 

•  Rechte zu erstreiten. 

„2012 wollen wir die Kernthemen zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention verfeinern“, kündigt Beucher 
an. „Dabei wird die ideelle Unterstützung 
für Projekte der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) wie die Para-
lympics Zeitung, den Paralympic Media 
Award und den Film „GOLD“ hilfreich 
sein. Unser partnerschaftliches Zusam-
menwirken mit der DGUV möchte wir in 
der Zukunft noch gerne weiter intensivie-
ren.“ ●
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Herr Braxenthaler, vermissen Sie Ihr Le-
ben als Leistungssportler?
Braxenthaler: Nein, überhaupt nicht. Ich 
habe den Ausstieg frühzeitig geplant und 
mit meinen Partnern und Sponsoren ge-
sprochen. Für einige von ihnen arbeite 
ich heute als Berater oder Trainer. Keine 
Frage, der Leistungssport hat mir viel ge-
geben und damit meine ich nicht nur die 
Erfolge, sondern auch die menschlichen 
Erfahrungen. Aber 2010 war für mich der 
richtige Zeitpunkt, um aufzuhören. Der 
Mensch braucht Veränderung.

Treiben Sie weiterhin aktiv Sport?
Braxenthaler: Ja, natürlich. Ich trainiere 
kaum weniger als vorher, nur anders. Ich 
habe mir neue Ziele gesteckt und schaue, 
ob ich die erreichen kann. Mich reizen 
extremere Sportarten. Ich habe ja schon 
einmal mit dem Handbike die Alpen über-
quert. Ich würde gerne noch einmal ein 
Zeichen setzen, vielleicht einen Fluss 
entlangfahren, ein Land durchqueren. 
Ich bin dabei, einige Ideen auszuarbeiten. 

Merken Sie den Trainingswechsel? Wel-
che Bedeutung hat Sport für Ihr körper-
liches Wohlbefi nden?
Braxenthaler: Wenn man als Rollstuhl-
fahrer selbstständig leben möchte, dann 
braucht der Körper Training. Das muss 
natürlich kein Hochleistungssport sein. 
Aber der Reha- oder Breitensport ist sehr 
wichtig. Alle Menschen können die posi-
tive Wirkung von Bewegung auf Körper 
und Geist erleben. Aber für Menschen mit 
Handicap bietet die Sportgruppe auch ei-
ne gute Möglichkeit, von anderen Men-
schen mit einem vergleichbaren Schick-
sal zu lernen oder sich einfach mit ihnen 
auszutauschen. In der Sporthalle sind alle 
gleich, da ist die Schwelle niedrig. 

Zentrales Ziel der UN-Behindertenrechts-
konvention ist die Inklusion. Was hat sich 
da während Ihrer Laufbahn bewegt?
Braxenthaler: Natürlich hat sich auf der 
Ebene der Barrierefreiheit in den Sport-
stätten einiges verbessert. Noch wichti-
ger für Menschen mit Handicap ist aber 
die Inklusion, die in den Köpfen statt-
fi ndet. Und da hat sich doch viel getan. 
Nehmen wir das Beispiel der medialen 
Präsenz. 1998 gab es über die paralym-
pischen Winterspiele in Nagano nur ei-
ne kurze Zusammenfassung in einer 
Sendung von Aktion Sorgenkind (heute 
Aktion Mensch). Das interessierte sonst 
niemanden. Heute bin ich zusammen mit 
nicht behinderten Sportlern Studiogast 
in Sportsendungen, und aus Vancouver 
2010 gab es tägliche Live-Übertragungen. 

Wie beurteilen Sie die politischen Initia-
tiven, Inklusion weiter voranzubringen? 
Braxenthaler: Eine Initiative wie der Akti-
onsplan ist natürlich erst mal ein Schritt 
in die richtige Richtung. Aber es stört 
mich, dass viele der politischen Forde-

rungen Lippenbekenntnisse bleiben. Man 
predigt Inklusion, nur um die konkrete 
Umsetzung kümmert sich kaum noch je-
mand. Es ist einfach, Barrierefreiheit in 
Sportstätten und Schulen zu fordern, aber 
das kostet viel Geld. Ich würde mir wün-
schen, dass hier mehr Anstrengungen un-
ternommen werden.

Inklusion im Sport bedeutet auch, dass 
Menschen mit und ohne Behinderung ge-
meinsam Sport ausüben. Halten Sie das 
für einen realistischen Ansatz?
Braxenthaler: Es kommt natürlich auf 
die Sportart an, aber in vielen Fällen, et-
wa beim Schwimmen, beim Tennis, im 
Schützenverein, ist es ganz einfach. Ich 
würde jedem Sportler mit Handicap ra-
ten, einfach nachzufragen, einen Verein 
anzusprechen. Es zeigt sich dann oft, 
dass das gemeinsame Training beide Sei-
ten bereichert. Ich habe mehrmals mit 
Felix Neureuther auf der Piste trainiert. 
Er hat dann später im Fernsehen gesagt, 
dass es für ihn eine starke Motivation war. 

Gibt es in Ihrem Alltag Barrieren, über die 
Sie sich regelmäßig ärgern?
Braxenthaler: Nicht so viele. Nur die Unsi-
cherheit und die Berührungsängste man-
cher Mitmenschen führen leider manch-
mal zu unschönen Situationen. Wenn ich 
zum Beispiel am Bordstein stehe und je-
mand kommt einfach von hinten heran, 
packt meinen Rollstuhl und will mich 
weiterschieben. Das ist nicht nur unan-
genehm für mich, sondern kann auch ge-
fährlich werden. Es wäre so einfach, mich 
anzusprechen und zu fragen, aber genau 
das trauen sich viele off enbar nicht. Da 
würde ich mir mehr Bewegung und Auf-
klärung in der Gesellschaft wünschen. ●
Das Interview führte Elke Biesel für 
DGUV Forum.

Im Alter von 22 Jahren brach sich Martin Braxenthaler bei einem Arbeitsunfall einen Wirbel, 
die Konsequenz war eine Querschnittlähmung. Im Rollstuhl begann er seine zweite Karriere: 
Er wurde Deutschlands erfolgreichster Monoskifahrer. Nach vielen Siegen und paralympischen 
Medaillen hat er sich 2010 nach zwölf Jahren aus dem aktiven Spitzensport zurückgezogen.

Interview

„In der Sporthalle sind alle gleich“

Martin Braxenthaler: Deutschlands 
erfolgreichster Monoskifahrer
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er Slogan „Leben ist Bewegung – 
Bewegung ist Leben“ überraschte 
in den 80er Jahren des vergange-

nen Jahrhunderts nicht nur die akademi-
sche Öff entlichkeit. Das Motto hat viele 
Väter und wurde intensiv aufgegriffen. 
Wissenschaftliche Fachgesellschaften 
stellten ihre Kongresse unter diese Über-
schrift. Rheuma-Liga, Arthrosegesell-
schaften, Pharmaindustrie, Implantate-
hersteller, Sportverbände erkannten, wie 
wichtig Sport für Gesunde, akut Erkrank-
te, chronisch Kranke, aber auch für Men-
schen mit Behinderungen ist.

Längst besteht Konsens darüber, dass 
wirksame Prävention von Krankheiten 
nur stattfinden kann, wenn sie im Kin-
des- und Jugendalter beginnt. Sie sollte 
Bewegung, Sport und gesunde Ernährung 
ansprechen, um Übergewicht und die be-
kannten Folgeerkrankungen zu verhin-
dern. In Deutschland sind zwei Anläufe 
zur Realisierung eines Präventionsgeset-
zes gescheitert; der Koalitionsvertrag der 
amtierenden Bundesregierung zielt denn 
auch weniger auf Gesetzestexte als viel-
mehr auf den unbedingten Willen, diese 
Art von Prävention auf vielfältige Art zu 

stärken. Die Programme der gesetz lichen 
Krankenversicherungen, in die alle Teile
der Bevölkerung eingebunden sind, und 
neue Aktionsfelder zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung gehen in die ge-
wünschte Richtung. 

Daran beteiligt sich auch die gesetz-
liche Unfallversicherung mit den Maß-
nahmen zur Vermeidung arbeitsbe-
dingter Gesundheitsgefahren. Sie kann 
auf große Erfolge in der Prävention von 
Arbeits- und Schulunfällen, aber auch 
von Berufskrankheiten verweisen, die 

Ausgehend von allgemeinen Überlegungen zu Prävention, 
Inklusion und Sport beschreibt der nachfolgende Beitrag 
die Bedeutung des Sports im klinischen Alltag eines Unfall-
krankenhauses. 

Sport im klinischen Alltag

„Leben ist Bewegung – 
Bewegung ist Leben“

D

16 · DGUV Forum 1 · 2/12

Titelthema



international Beachtung und Nachah-
mer fi nden. Die Mischung aus Unfallver-
hütung und dem gemeinsamen Konsens 
von Arbeitgebern und Beschäftigten, Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten ver-
meiden zu wollen, hat sich als äußerst 
eff ektiv erwiesen.

Die gesetzliche Unfallversicherung küm-
mert sich seit jeher um die Förderung 
von Sportlerinnen und Sportlern, die 
auch als Berufssportler unfallversichert 
sind, und in ganz besonderer Weise um 
den Behindertensport im In- und Aus-

land. Die DGUV gilt als einer der wich-
tigen Partner und Förderer der Paralym-
pischen Spiele. 

Gut sichtbar wird dies im Rahmen der in 
zweijährigen Abständen stattfi ndenden 
BG Kliniktouren. Behindertensportler 
sind dabei regelmäßig Partnerinnen und 
Partner, organisiert wird die Tour von 
der DGUV im Zusammenwirken mit dem 
Deutschen Rollstuhl-Sportverband. 2008 
konnten im Unfallkrankenhaus Berlin
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 
Paralympischen Spiele von Peking in An-
wesenheit der damaligen Bundesgesund-
heitsministerin offiziell verabschiedet 
und auf die Reise geschickt werden.

Der Hauptgeschäftsführer der DGUV, Dr. 
Joachim Breuer, bekennt sich dazu, „dass 
Menschen frei bestimmt leben können, 
eingebunden in ihren bisherigen Alltag; 
die Unfallversicherungsträger erleichtern 
und fördern dies mit allen geeigneten Mit-
teln. Daher ist es na-
hezu natürlich, dass 
wir uns auch der 
Behindertenrechts-
konvention der Ver-
einten Nationen tief 
verpfl ichtet fühlen.“

Die DGUV hat jüngst 
einen Aktionsplan 
zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) beschlos-
sen, mit dem die Inklusion im Arbeits- 
und Schulleben berücksichtigt werden 
soll. Einige der 73 Aktionen beziehen 
sich auch auf den Sport. Dieses Thema 
hat die Repräsentanten der gesetzlichen 
Unfallversicherung und ihrer Kliniken im 
Kalenderjahr 2011 mehrfach beschäftigt, 
in ganz besonderer Weise im Rahmen der 
Bad Hersfelder Rehabilitationstage. 

Auch auf europäischer Ebene verdient 
das Engagement der DGUV besondere 
Beachtung. Unter dem Dach von „Reha-
bilitation International“ kümmern sich 
deren Mitglieder in Europa unter der Füh-
rung von Dr. Joachim Breuer als dem Vize-
Präsidenten um die Umsetzung der UN-
BRK unter der „inklusiven“ Beteiligung 
der Versicherungen, Leistungserbringer 
und Betroff enen.

Inklusion im Diskurs
Zeiten, in denen Menschen mit körper-
lichen, geistigen und seelischen Behin-
derungen ausgegrenzt wurden, sind in 
Deutschland glücklicherweise vorbei. 
Die unrühmliche Geschichte vergange-
ner Diktaturen auf deutschem Boden 
hat einen nachhaltigen – positiven – 
Effekt auf die Einstellung der heutigen 
Bevölkerung, speziell auch der jüngeren 
Generation.

Dennoch stellt sich die Frage, wie man 
von der „Fürsorge“ zur „Normalität“ 
kommen, wie man Inklusion als Men-
schenrecht realisieren und damit zur 
Umsetzung der UN-BRK beitragen kann. 
Die Kultusministerkonferenz hat ein ge-
meinsames Bekenntnis aller Bundes-
länder zur „schulischen Inklusion“ 
abgegeben und dies in einer Empfeh-
lung Ende letzten Jahres niedergelegt. 
Im bevölkerungsreichsten Bundesland 
Nordrhein-Westfalen soll die Förderung 

von Schülern und 
Schülerinnen mit 
unterschiedlichen 
Behinderungen in 
allgemeinbildenden 
Schulen der Regel-
fall werden. Unter-
richt in Förderschu-
len soll  lediglich 
„auf Wunsch der El-

tern“ weiter möglich sein. Aus dem Kreis 
der Eltern behinderter Kinder und der 
Lehrer wird angesichts dieser Situation 
die Kritik laut, dass man den bisher ge-
zielt geförderten Nachwuchs zukünftig 
deutlich schlechter stellt. 

Manches Kind konnte durch besonderen 
Zuspruch und durch individuelle Betreu-
ung – mit Verspätung – derartig gefördert 
werden, dass der Besuch selbst weiterfüh-
render Schulen möglich wurde. Während 
eine Elterngruppe sich um die zukünftig 
möglicherweise schlechtere Betreuung 
ihrer behinderten Kinder sorgt, gilt die 
Sorge der anderen der Entschleunigung 
der Lernfortschritte besonders begabter 
Kinder. Daran erkennt man wohl: Ein 
Königsweg zur Inklusion kann nur be-
schritten werden, wenn man der Vielfalt 
der Behinderungen und damit der Indivi-
dualität Rechnung trägt. ▸
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„Manches Kind konnte 
durch besonderen Zuspruch 
und durch individuelle 
Betreuung derartig gefördert 
werden, dass der Besuch 
selbst weiter führender 
Schulen möglich wurde.“
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 „Teilhabe durch Mobilität“ 

Inklusion durch Sport
Die UN-BRK stellt die Gesellschaft vor die 
Herausforderung, Menschen mit Behin-
derung eine „volle, wirksame und gleich-
berechtigte Teilhabe an der Gesellschaft“ 
zu ermöglichen (Artikel 1 UN-BRK). Arti-
kel 20 zielt auf die „persönliche Mobili-
tät“, gefordert wird, dass eine größtmög-
liche Unabhängigkeit durch Maßnahmen 
der Mobilitätsförderung erreicht wird.

Artikel 26 stellt die Forderung, Sport als 
Förderfaktor im Sinne der ICF (Interna-
tionale Klassifikation der Funktionsfä-
higkeit) zu nutzen: Menschen mit Behin-
derungen müssen in die Lage versetzt 
werden, ein Höchstmaß an Unabhängig-
keit, umfassende körperliche, geistige, 
soziale und berufl iche Fähigkeiten errei-
chen und bewahren zu können.

Artikel 30 nennt den Sport explizit und 
fordert dazu auf, Maßnahmen zu treff en, 
die eine selbstverständliche Teilnahme 
am Breitensport unterstützen, behinde-
rungsspezifi sche Angebote sicherstellen 
und insbesondere Kindern und Jugend-
lichen die gleichberechtigte Teilhabe am 
Sport ermöglichen.

Die Bundesregierung hat unter der 
Feder führung des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales im Jahr 2011 ei-
nen Nationalen Aktionsplan unter der 
Überschrift „Einfach machen – Unser 
Weg in die inklusive Gesellschaft“ ver-
abschiedet. Gefordert wird die selbst-
verständliche Einbeziehung behinderter 
Menschen in das Sportsystem. Menschen 
mit und ohne Behinderungen sollen zu-
sammen, also inklusiv, Sport treiben 
können. Dank der intensiv geführten so-
zialpolitischen und gesellschaftlichen 
Diskussion zur UN-BRK sowie den Ak-
tivitäten der Bundesregierung und der 
DGUV gibt es inzwischen eine lesens-
werte Literatur zum Thema „Inklusion 
durch Sport“.

Inklusion durch Sport im 
klinischen Alltag
Die Berufsgenossenschaftlichen Klini-
ken versorgen Patienten mit unterschied-
lichen Verletzungsmustern und Schwe-
regraden. Die Rehabilitation ist im 
berufsgenossenschaftlichen Heilverfah-
ren traditionell integriert und erfolgt in 
den eigenen Kliniken unter demselben 
Dach. 

Sobald die akute traumatische Phase 
überstanden ist und die Mobilisierung 
des verunfallten Patienten begonnen 
hat, sind die Aufnahme der sportlichen 
Aktivitäten und die Begleitung durch 
entsprechend qualifizierte Sportthera-
peuten wichtiger Bestandteil der kom-
plexen Nachbehandlung. Es ist eindeu-
tig von Vorteil, die Patienten auch nach 
schwerstem Trauma zügig in ein sportbe-
zogenes Rehabilitationsprogramm zu in-
tegrieren, das Einzel- und Gruppenthera-
pie umfasst. 

Erkennen die Patienten, dass es nach ei-
nem Unfall weitergeht, hat dies einen 
positiven Einfl uss auf den Heilungspro-
zess, wobei die (Sport-)Rehabilitation 
nicht immer durch einen positiven Ver-
lauf gekennzeichnet ist. Oft hilft aber der 
Gruppenvergleich, vorübergehende Rück-
schläge zu überwinden.

Im Zentrum für Sportmedizin werden 
Spitzensportler, Menschen mit Handi-
cap und verletzte Personen ohne sport-
lichen Hintergrund inklusiv betreut. Der 
Spitzensportler fi ndet sich in der Gruppe 
genauso wieder wie der Freizeitsportler 

Maßnahmen zur Rehabilitation sind in das Heilverfahren der gesetzlichen Unfallversicherung integriert und erfolgen in eigenen Kliniken. 
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Beginn einer Leidenscha� 
Der Versicherte Urs Wöhner * hatte am 18. Januar 2001 
einen berufsgenossenscha� lichen Unfall, als er bei 
Arbeiten von einem Dach fiel. Hierbei erlitt er eine 
Lähmung der Beine. Nach operativer Versorgung und 
Stabilisierung der einzelnen Körperfunktionen begann 
die sofortige Mobilisierung des Versicherten.

Schon in den ersten Tagen konnten wesentliche 
körperliche Einschränkungen in Form von Spastiken 
und Muskelschmerzen durch eine angepasste Sport-
therapie behandelt werden. Ziel war es in den ersten 
Tagen, die Mobilisierung Wöhners in den Rollstuhl zu 
erreichen.

Nicht nur physisch, sondern auch psychisch sind die 
einzelnen Dysfunktionen des Körpers zu verarbeiten. 

Wöhner beschreibt die Zeit als Beginn eines neuen 
Lebens, insbesondere das Erlernen der Selbständig-
keit war sein Ziel.

Nach der Entlassung begann die Phase der ambulan-
ten Rehabilitation. In dieser Phase hatte er erstmalig 
Kontakt zu Rollstuhlsportlern.

Er fand zunehmend Gefallen an der Disziplin Rollstuhl-
basketball, die auch von „Läufern“ betrieben wird. 
Die homogene Mischung von Rollstuhlsportlern und 
„Läufern“ half ihm nach eigenen Worten in die Ge-
sellscha�  zurück.

In den folgenden Jahren entwickelte sich aus der an-
fangs therapeutischen Sportaktivität eine Leiden-
scha� . Wöhner gründete einen Verein und erwarb die 
entsprechenden Trainerlizenzen für den Rollstuhl- be-
ziehungsweise Behindertensport.

Aus seiner Sicht hat er zu diesem Zeitpunkt begon-
nen, den Sport für Menschen mit Behinderung zu 
leben.

Auch elf Jahre nach dem Unfall sieht er sich in der Ent-
scheidung, für und mit dem Sport zu leben, bestärkt.

 * Name geändert

und der nicht sportlich aktive Patient. 
Allen wird gleichermaßen eine hohe me-
dizinische Aufmerksamkeit und Behand-
lung zuteil. 

Dieses Prinzip gilt genauso auch für Pa-
tienten mit körperlicher Einschränkung. 
So ist der „behinderte“ Mensch in der 
Gruppe einer von Vielen. Der Begriff  der 
Inklusion wird im Rahmen der Rehabili-
tation gelebt, er ist seit langem Grundsatz 
im Handeln und wird in Zukunft auf der 
Grundlage des Aktionsplans der gesetzli-
chen Unfallversicherung weiterentwickelt 
werden.

Der Erhalt der Mobilität ist für den Behin-
derten wie für den kurzfristig durch eine 
Verletzung beeinträchtigten Menschen 
von großer Bedeutung. 

Der Deutsche Rollstuhl-Sportverband 
hat – mit Unterstützung der DGUV – zu-
sammen mit der Deutschen Sporthoch-
schule Köln das Projekt „Teilhabe durch 
Mobilität“ durchgeführt. Hierbei war 
die Rollstuhlmobilität wesentliche Vor-
aussetzung dafür, auch mit einer Quer-
schnittlähmung an den unterschied-
lichen Facetten des gesellschaftlichen 
Lebens teilhaben zu können. Personen 
mit einer hohen Rollstuhlmobilität sind 
häufi ger erwerbstätig, aktiv in ihrer Frei-
zeit und im Sport. ▸
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Kai Dragowsky 
Leiter des Zentrums für Sportmedi-
zin am Unfallkrankenhaus Berlin
E-Mail: kai.dragowsky@ukb.de
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Prof. Dr. Axel Ekkernkamp 
Ärztlicher Direktor und Geschä� s-
führer Unfallkrankenhaus Berlin
E-Mail: axel.ekkernkamp@ukb.de

Personen, die erwerbstätig sind, ihre Frei-
zeit aktiv gestalten und Sport treiben, be-
urteilen ihre subjektive gesundheitsbezo-
gene Lebensqualität höher als Personen 
mit einem inakti-
ven Lebensstil. Die 
Ergebnisse zeigen 
deutlich, dass die 
frühzeitig einset-
zende und konti-
nuierlich durchge-
führte Förderung der Rollstuhlmobilität 
einen wesentlichen Erfolgsfaktor bei Teil-
habe und Inklusion darstellt. Dies führt 
zu der Konsequenz, dass die Einbindung 
bewegungs- und sporttherapeutischer 
Maßnahmen in den Rehabilitationspro-
zess unabdingbar ist, um einen dauerhaf-
ten Erfolg der Rehabilitation nach Para- 
oder Tetraplegie zu erreichen.

Aus medizinischer Sicht bedeutet Mobi-
lität ein aktives Einsetzen des Körpers, 
um ein bestimmtes Bewegungsausmaß 
in den Gelenken zu erhalten und um ei-
ne Kräftigung des Halte- und Bewegungs-
apparates zu erzielen. Aus der Bewegung 
resultiert gleichzeitig eine systemische 
Anstrengung, die einen Trainingseffekt 
auf das Herz-Kreislauf-System ausübt.

Sportlich aktive Menschen haben ein an-
deres Körpergefühl als jene, die sich nie 
sportlich betätigt haben. Für viele ist die 
erlebte Verletzung oder dauerhafte Behin-

derung ein Erfahren der Abhängigkeit von 
körperlicher Versehrtheit. Der Erhalt der 
körperlichen Funktionen ist für einen be-
hinderten Menschen elementarer Bestand-

teil des alltäglichen 
Lebens. Sport wird 
für den Behinder-
ten zum lebens-
langen Begleiter. 
Bewegung rückt 
sukzessive in den 

Vordergrund des Interesses und der tägli-
chen zeitlichen Beanspruchung und fi ndet 
auch in der Gesellschaft positive Resonanz.

Ausblick
Der Sport ist schon jetzt bestes Beispiel 
für die national wie international sicher-
lich noch zu verbessernde Inklusion. 
Menschen mit Behinderungen lernen von 
scheinbar Gesunden und umgekehrt. Die 
Aktivitäten der Bundesregierung, der ge-
setzlichen Unfallversicherung und der 
großen Sportverbände zur Umsetzung 
der UN-BRK sind vorbildlich und setzen 
die richtigen Impulse. 

Wünschenswert ist aber ein an der Vielfalt 
und Individualität ausgerichteter Umgang 
mit Inklusion. Die schon jetzt im Bereich 
der schulischen Ausbildung erkennbaren 
Fehler, die Lehrer, Eltern und ganz beson-
ders Kinder und Jugendliche mit Handi-
cap beklagen, sollten auf dem Gebiet des 
Sports vermieden werden. 

Anatomische Varianten oder die Nut-
zung besonderer technischer Hilfsmittel 
können im Breiten- wie im Spitzensport 
derartig individuell unterstützen, dass 
Widerstände aus dem Lager ehrgeiziger 
Freizeitsportler ohne Behinderung zu 
befürchten und schon jetzt erkennbar 
sind.

Die gelegentlich zu hörende Forderung 
bezogen auf den Spitzensport, die Para-
lympischen Spiele als nicht inklusives 
Ereignis aufzulösen und vollumfänglich 
in die Olympiade zu integrieren, muss 
hinsichtlich ihrer Konsequenzen sehr gut 
durchdacht werden. ●
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„Sportlich aktive Menschen 
haben ein anderes Körper-
gefühl als jene, die sich nie 
sportlich betätigt haben.“
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m auch im Anschluss an die 
Rehabilitation weiter Sport in 
der Nähe der Kliniken treiben 

zu können, wurde in den 1970er Jahren 
der Deutsche Roll-
s t u h l -S p o r t ve r-
band e. V. (DRS) 
von Entlasspati-
enten der Berufs-
genossenschaft-
l ichen Kliniken 
gegründet. Sie schufen ein ambulan-
tes System im Umfeld der Kliniken, aus 
dem mittlerweile ein weitverzweigtes 
Vereinsnetzwerk hervorgegangen ist. 
Als Fachverband des Deutschen Behin-
dertensportverbandes (DBS) fördert der 
DRS den Rollstuhlsport auf breiter Ebe-
ne und ermöglicht so über 8.500 Mitglie-
dern, ihren Sport bundesweit betreiben 

zu können. Das Sportangebot ist vielfäl-
tig und reicht von Rollstuhlbasketball, 
Rugby und Tischtennis bis hin zu Tanzen 
oder Tauchen. Dabei geht es nicht nur 
um Wettbewerbssport, sondern vielmehr 
auch um den Breitensport. „Gelingt der 
Zugang zum regelmäßigen, aktiven Sport-
treiben im Verein, dann fi ndet die damit 
einhergehende innere seelische Mobili-
sierung ihren Ausdruck in einer unge-
ahnten Verbesserung der bereits in der 
Klinik erlernten körperlichen Funktionen 
und Alltagstätigkeiten“, so Ulf Mehrens, 
Erster Vorsitzender des DRS.

Um den Anforderungen der UN-Behinder-
tenrechtskonvention umfassend nachzu-
kommen und auch zukünftig das Angebot 
des Verbandes den Bedürfnissen seiner 
Mitglieder anpassen zu können, hat der 
DRS Partner aus dem Wirtschafts- und So-
zialbereich gewinnen können:

Die BG Kliniktour
Die Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-
rung (DGUV) ist als Spitzenverband der 
Berufsgenossenschaften und Unfallkas-

sen ein unverzicht-
barer Partner. Auf 
vielfältige Weise 
fördert die DGUV 
den Rollstuhlsport 
in Anfänger- und 
Sichtungslehrgän-

gen, damit der Sport im Verein dem Sport 
in der Rehabilitation folgen kann.

Unter dem Motto „Bewegung verbindet“ 
hat die DGUV mit den BG-Kliniken eine 
Veranstaltungsreihe ins Leben gerufen, 
die diesen Inklusionsgedanken weiter-
trägt und gemeinsam mit dem DRS über-
regional präsentiert. 

„sicher mobil“
Mit der Berufsgenossenschaft für Gesund-
heitsdienst und Wohlfahrtspfl ege (BGW) 
und unter der Schirmherrschaft des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) wurde ein Projekt umgesetzt zur 
Unterstützung von Rollstuhlfahrern in ih-
rer selbstständigen Mobilität und zu ihrer 
sicheren Beförderung. Die angebotenen 
Seminare sind sowohl für Beschäftigte 
in Reha-Einrichtungen und in der Behin-
dertenhilfe als auch für Rollstuhlnutzer 
selbst gedacht. 

„richtig mobil“
Gemeinsam mit einem Netzwerk von 
Kooperationspartnern hat der DRS ein 
Starterkit entwickelt. Dieses wird an 
Entlasspatienten von Querschnittgelähm-
ten-Zentren der BG-Kliniken und anderer 
Kliniken nach der Erstbehandlung über-
geben. Der Rucksack enthält zahlreiche 
Informationen für Rollstuhlfahrer, um 
sie im neu zu entdeckenden Alltag und 
beim Aufbau von sozialen Kontakten zu 
unterstützen und eine Motivation zum 
regelmäßigen Rollstuhlsport zu geben. ●

Rund sieben Millionen Menschen mit Behinderungen leben in Deutschland, von denen etwa 
900.000 einen Rollstuhl nutzen. Jedes Jahr werden in deutschen Kliniken mehr als 2.500 Patien-
ten mit erworbener Querschnittlähmung behandelt. Gerade für querschnittgelähmte Menschen 
und Menschen, die ständig oder teilweise einen Rollstuhl nutzen, ist Sport notwendig. Denn 
durch gute Mobilität ist eine Integration in den eigenen Alltag und auch in den Beruf erst möglich. 

Der Deutsche Rollstuhl-Sportverband 

Fit und mobil mit Rollstuhl 

„Ungeahnte Verbesserung der 
körperlichen Funktionen“
Ulf Mehrens, Erster Vorsitzender des DRS

Der Weg zum Rollstuhlsport
In über 330 Vereinen kann man in 
Deutschland Rollstuhlsport betrei-
ben. 

Insgesamt 24 Sportarten stehen In-
teressierten dabei zur Auswahl. In 
jedem Bundesland beraten die Roll-
stuhlfachwarte der Länder als kom-
petente Ansprechpartner, wo der 
nächstgelegene Verein ist und wel-
cher Sport passen könnte.
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Herausforderung UN-Behinderten-
rechtskonvention
Die UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) stellt die Gesellschaft vor die 
Herausforderung, für Menschen mit Be-
hinderungen eine „volle, wirksame und 
gleichberechtigte Teilhabe an der Ge-
sellschaft“ zu ermöglichen (Artikel 1 UN-
BRK). Durch die neu entfachte und der-
zeit intensiv geführte sozialpolitische und 
gesellschaftliche Diskussion zur UN-BRK 
wird die Vision einer inklusiven Gesell-
schaft und somit der Inklusionsbegriff 
verstärkt in den Mittelpunkt sozialpoli-
tischer und gesellschaftlicher Diskurse 
genommen. Dabei ist Inklusion kein klar 
abzugrenzender Terminus. 

Vorliegend soll Inklusion verstanden wer-
den als „Veränderung in einem kontinu-
ierlichen Prozess mit dem Ziel, Teilhabe 
und Vielfalt zu ermöglichen“. 1 Inklusion 
bedeutet demnach zunächst die Akzep-
tanz der Vielfalt, der Vielfalt menschli-
chen Daseins und der Vielfalt an Möglich-
keiten, sich als Mensch in der Gesellschaft 
und seinen Teilsystemen (Arbeit, Bildung, 
Freizeit, Rehabilitation etc.) zugehörig 
zu fühlen. Teilhabe ermöglichen bedeu-
tet, dass personale Ressourcen ebenso 
gefördert werden wie gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen verändert werden 
müssen, damit eine Person mit Behinde-
rungen an den ihr wichtigen Lebensberei-
chen teilhaben kann. Hier wird der enge 
Bezug zum biopsychosozialen Modell der 
International Classification of Functio-
ning, Disability and Health (ICF) deutlich. 

Die Ermöglichung von Vielfalt und Teilha-
be ist jedoch kein abgeschlossener, stati-

scher Zustand. Vielmehr ist Inklusion ein 
Prozess, der keine festen und einheitli-
chen Wege akzeptiert, sondern von allen 
gesellschaftlichen Systemen eine unein-
geschränkte Off enheit gegenüber neuen 
Wegen und den individuellen Vorausset-
zungen des Menschen mit Behinderungen 
mitbringt. Aufgrund des prozesshaften 
Charakters der Inklusion stellen sich je 
nach gesellschaftlichem Teilsystem unter-
schiedliche Herausforderungen, wie und 
in welcher Form Inklusion realisiert wer-
den kann.

Sport und Inklusion
Der Sport kann ein wichtiges Medium 
zur Förderung von Teilhabe und Inklusi-
on sein. 2 Die UN-BRK nennt in Artikel 30
den Sport unmittelbar und fordert da-
zu auf, Maßnahmen zu treffen, die eine 
selbstverständliche Teilnahme am Brei-
tensport unterstützen, behinderungsspe-
zifische Angebote sicherstellen und ins-
besondere Kindern und Jugendlichen die 
gleichberechtigte Teilhabe am Sport er-
möglichen. Artikel 26 stellt im Sinne ei-
ner umfassenden Habilitation und Reha-

Bewegung und Sport haben ein großes Potenzial zur Förderung von Inklusion und Teilhabe. 
Nach wie vor sind jedoch große Anstrengungen erforderlich, um die umweltbezogenen 
Rahmenbedingungen für Bewegung und Sport im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention 
weiterzuentwickeln.

Vision einer inklusiven Gesellscha� 

Flächendeckende Angebote 
sind entscheidend
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bilitation die Herausforderung, Sport als 
Förderfaktor im Sinne der ICF zu nutzen: 
Menschen mit Behinderungen müssen in 
die Lage versetzt werden, ein Höchstmaß 
an Unab hängigkeit sowie umfassende 
körperliche, geistige, soziale und berufl i-
che Fähigkeiten erreichen und bewahren 
zu können. In die gleiche Richtung zielt 
der Artikel 20 „Persönliche Mobilität“, in 
dem unter anderem gefordert wird, dass 
eine größtmögliche Unabhängigkeit durch 
Maßnahmen der Mobilitätsförderung er-
reicht wird. Hierzu sind entsprechend mo-
bilitätsfördernde Hilfsmittel und qualifi -
zierte Mobilitätsschulungen zu realisieren.

Diesen Forderungen der UN-BRK kann 
durch geeignete Bewegungs- und Sportan-
gebote nachgekommen werden. Die Stei-
gerung der individuellen funktionalen Ge-
sundheit und der individuellen Teilhabe 
durch eine verbesserte Leistungsfähigkeit 
(Aktivität) im Sinne des biopsychosozialen 
Modells der ICF ist die Folge. 3 Denn durch 
den Erwerb neuer Bewegungserfahrun-
gen und die Förderung konditioneller und 
koordinativer Fähigkeiten kann sich un-
mittelbar eine gesteigerte alltägliche Mo-
bilität und Aktivität entwickeln. 4 Daraus 
resultieren mehr Lebens qualität, Selbstbe-
stimmung und Autonomie in alltäglichen 
Situationen, wie beispielsweise beim Spa-
zierengehen mit der Familie. 

Auch die Fähigkeiten, sich in den eigenen 
vier Wänden sicherer bewegen zu können 
oder den Weg zur Arbeit selbstständiger 
bewältigen zu können, tragen zu einer 
besseren Teilhabe bei. Zudem wirkt der 
Sport positiv auf psychosoziale Fähigkei-
ten wie Selbstwirksamkeit oder Körper-

wahrnehmung. 5 Eine intensivere Ausei-
nandersetzung mit der sozialen Umwelt 
kann die Folge sein.

Analog zum biopsychosozialen Modell der 
ICF (vgl. Abbildung 1) reicht die Stärkung 
der individuellen Funktionsfähigkeit je-
doch nicht aus, um Teilhabe zu realisieren. 
Ein uneingeschränktes soziales Zugehö-
rigkeitsgefühl zu einem Lebensbereich als 
zentrales Element erfolgreicher Inklusion 6

kann nur erreicht und durch die Person er-
lebt werden, wenn entsprechende Umwelt-
bedingungen vorherrschen.

Umweltbedingungen optimieren
Sämtliche Akteure im Sport stehen dem-
nach vor der großen Herausforderung, die 
Stärkung individueller Ressourcen durch 
Sport weiter zu optimieren und noch bes-
ser an den individuellen Bedürfnissen und 
den Zielen der Teilhabe auszurichten.

Eine noch größere Herausforderung besteht 
jedoch darin, die für eine Person relevanten 
Umweltbedingungen systematisch weiter-
zuentwickeln, damit eine selbstverständ-
liche, fl ächendeckende und qualitativ gu-
te Angebotsstruktur für Bewegungs- und 
Sportangebote geschaffen werden kann. 
Dieses strukturelle und sportpolitische Ziel 
wird auch von der Bundesregierung im Na-
tionalen Aktionsplan „einfach machen“ 
unterstrichen, in dem von einer „selbst-
verständlichen Einbeziehung behinderter 
Menschen im Sportsystem“ 7 gesprochen 
wird. Ziel sollte demnach sein, dass der 
Mensch mit Behinderungen im gesellschaft-
lichen System „Sport“ selbstverständlich 
teilhaben kann und entsprechend den eige-
nen Vorstellungen Angebote wählen kann. ▸

  Anneken, V.: Teilhabe durch Sport. In: 
Gemeinsam Leben. Zeitschri�  für Inklusion 
18, 3, 2010, S. 135–138.

Anneken, V.: Behindertensport ist Teilhabe. 
In: Bewegungstherapie und Gesundheits-
sport 25, 5, 2009, S. 190–194.

Bielefeld, H.: Zum Innovationspotenzial 
der UN-Behindertenrechtskonvention. 
Essay. Deutsches Institut für Menschen-
rechte 2008.
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Lawrenz, W.; Patt, R.; Vockerodt, Y. (2011): 
Inklusion vor Ort – Der Kommunale Index 
für Inklusion – ein Praxishandbuch. 
Montag Sti� ung (Hrsg.), Eigenverlag des 
Deutschen Vereins für ö� entliche und 
private Fürsorge, Berlin 2011.

BMAS: „einfach machen“. Unser Weg in eine 
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plan zur Umsetzung des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderung. Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 2011.
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Leben. Zeitschri�  für Inklusion 18, 3, 2010, 
S. 132–134.

Küchenmeister, D.; Schneider, T.: Sport ist 
Teilhabe! In: Aus Politik und Zeitgeschichte. 
Beilage zur Wochenzeitung „Das Parla-
ment“ 16 – 19 / 2011, S. 3–8.

Kues, S.: Am Anfang war alles „ne Grenz-
leistung“ – Die Bedeutung sportlicher 
Aktivität für die Rehabilitation von 
Menschen mit Tetraplegie. In: DVS 
Schri� en Band 172, 2008, S. 128–134.

Radtke, S.: Inklusion von Menschen mit 
Behinderung im Sport. In: Aus Politik und 
Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzeitung 
„Das Parlament“ 16–19 / 2011, S. 33–38.

Scheuer, T.; Anneken, V.; Richarz, P.; 
Hirschfeld, S.; Hanssen-Doose, A.; 
Thietje, R.: Rollstuhlsport. Beitrag zu einer 
höheren Lebensqualität bei Menschen 
mit Querschnittlähmung. In: Trauma und 
Berufskrankheit 12, 3, 2010, S. 197–202.

Schuntermann, M.: Einführung in die ICF. 
3. Auflage. Ecomed Medizin, Heidelberg 
2009.

Verschuren, O.; Ketelaar, M.; Gorter, J.W.; 
Helders, P.J.; Uiterwaal, C.S.; Takken, T.: 
Exercise Training Program in Children 
and Adolescents With Cerebral Palsy. A 
Randomized Controlled Trial. In: Archives 
of Pediatrics & Adolescent Medicine 161, 11, 
2007, S. 1075–1081.

Abbildung 1: Biopsychosoziales Modell von Behinderung 
(modi� ziert nach Schuntermann 2009, 30)
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Dazu sind jedoch Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die es ermöglichen, den 
Sportler dort abzuholen, wo er oder sie 
im Rahmen der individuellen Bewegungs- 
und Sportkompetenz aktuell steht. Dabei 
ist zunächst unerheblich, welche Beein-
trächtigungen bei der Person vorliegen. 
Wichtig sind der Wille einer Person zur 
Bewegung und die Voraussetzung, dies 
auch in seinem sozialen Umfeld umset-
zen zu können. Ist dieser Wille vorhan-
den, ist es die Verantwortung der Akteure 
im Sport, ein entsprechendes Angebot zu 
fi nden. Dabei müssen im Sinne einer in-
klusiven Ausrichtung der Angebote auch 
gegebenenfalls erforderliche Hilfsmittel, 
Assistenzen oder eine Einbeziehung des 
unmittelbaren sozialen Umfeldes bedacht 
und umgesetzt werden.

Die weltweit einmalige Dichte an Sport-
vereinen sowie das multiprofessionelle 
Rehabilitations- und Gesundheitswesen 
in Deutschland liefern dazu hervorragen-
de Ausgangsbedingungen. Jedoch ist eine 
intensivere Vernetzung und Zusammen-
arbeit der unterschiedlichen Systeme in 
Prävention, Rehabilitation, Gesundheit, 
Arbeit oder Bildung (unter anderem Schu-
le oder berufliche Weiterbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen) erforderlich, 
um die Wirkungen des Sports entfalten 
zu können.

Inklusion und Sport in der 
Rehabilitation
In der Rehabilitation werden bewegungs- 
und sportbezogene Angebote individu-
ell und zielgruppenspezifi sch eingesetzt. 

Diese Angebote können der Zündmecha-
nismus sein, der Bewegung und Sport als 
selbstverständlichen Teil der Person im 
Reha-Prozess entfacht. 

Entscheidend für eine erfolgreiche An-
bahnung ist dabei die frühzeitige Sen-
sibilisierung für die eigene Leistungs-
fähigkeit im Sport. Dies sollte bereits in 
der Klinik beziehungsweise im instituti-
onalisierten oder im ambulanten Setting 
medizinischer oder beruflicher Rehabi-
litationsmaßnahmen erfolgen. Es sollte 
eine Vermittlung der Vielfalt von Bewe-
gungsformen und -angeboten im Sport 
ermöglicht werden, die sich an den Nei-
gungen und Interessen der Person orien-
tiert. Je nach Fähigkeiten der Person im 
motorischen und psychosozialen Bereich 

Wie hat das integrative Sportangebot bei 
„Pfeff ersport“ begonnen?
Klar: Mitte der 90er Jahre ist aus der In-
itiative einiger Sportwissenschaftler und 
Studenten das Bewegungsangebot „Be-
wegung Integrale“ entstanden. Die Idee 
war, Menschen mit unterschiedlichen 
Voraussetzungen und unterschiedlichen 
Alters ein vielseitiges Bewegungsangebot 
zu machen. Darauf haben wir aufgebaut: 
erst eine Bambini-Gruppe für die Klei-
nen, dann die Raggazzi-Gruppen bis sie-
ben Jahre. Mit den Wünschen unserer Mit-
glieder entwickelt es sich immer weiter. In 
unseren Sport- und Bewegungsangeboten 

bieten wir eine Mischung aus off enen und 
angeleiteten Bewegungsphasen an. Das 
ist für alle Kinder und Jugendlichen gut, 
denn jeder kann sich nach seinen Mög-
lichkeiten bewegen.

Wie schätzen Sie die Wirkung von Sport 
auf Frischverletzte ein?
Klar: Für die Rehabilitation hat Bewegung 
eine immense Bedeutung. Über Sport 
und Bewegung können Frischverletzte 
ihre Mobilität und Aktivität zurückerhal-
ten und erfahren, dass sie an der Gesell-
schaft teilhaben können. Das wirkt sich 
positiv auf ihr Selbstbewusstsein und ihre 

Befi ndlichkeit aus. Wir haben auch einige 
Mitglieder, die durch einen Unfall eine Be-
hinderung erlitten haben, spezielle Reha-
sport-Angebote bauen wir gerade auf. 

Wie sieht es mit praktischen Hindernis-
sen aus – Stichwort Barrierefreiheit?
Klar: Es wird viel geredet über die bauli-
che Barrierefreiheit von Sportstätten. Das 
ist natürlich eine wichtige Voraussetzung 
für Inklusion, aber aus meiner Erfahrung 
nicht das zentrale Problem. Unverzicht-
bar sind natürlich auch Übungsleiter und 
-leiterinnen, die sich zutrauen, mit ge-
mischten Gruppen zu arbeiten. Eine Um-

Oliver Klar ist Sportintegrationsberater beim Berliner Sport-
verein „Pfe� erwerk“. Der Verein wurde Anfang der 90er Jahre in 
Pankow gegründet und hat rund 3.000 Mitglieder. Integrative 
Angebote im Kinder- und Jugendbereich gibt es schon lange. 
Der Verein ist auch in verschiedenen Projekten, in Schulen und 
in der Ausbildung aktiv. 

Interview

„Ängste und Vorurteile muss 
man ansprechen“

Oliver Klar ist Sportintegrationsberater 
beim Berliner Sportverein „Pfe� erwerk“.
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schließen sich der ersten Anbahnung 
von sportlichen Angeboten wohnortnahe 
Maßnahmen, wie beispielsweise der Re-
habilitationssport in Gruppen, Mobilitäts-
trainingskurse oder Einstiegsangebote

des allgemeinen sportartspezifischen 
Sportsystems an. Ziel dieser teilhabe-
fördernden Maßnahmen sollte sein, die 
Person in ihren Stärken zu unterstützen 
und zu motivieren.

Fazit
Die positiven Eff ekte von Bewegung und 
Sport sind stark von fördernden umwelt-
bezogenen Rahmenbedingungen abhän-
gig. Nur wenn fl ächendeckende, barrie-
refreie und qualifi zierte Bewegungs- und 
Sportangebote selbstverständlich für den 
Menschen mit Behinderungen zugänglich 
sind, kann das Ziel einer „vollen, wirksa-
men und gleichberechtigten Teilhabe an 
der Gesellschaft“ im Sinne der UN-BRK 
durch Sport in Zukunft noch intensiver 
unterstützt werden. ●
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1 Brokamp et al. 2011, S. 126.

2 Anneken 2010, Fediuk 2010, Küchenmeister 
 & Schneider 2011, Radtke 2011.

3 Anneken 2009.

4 Scheuer et al. 2010.

5 Vgl. unter anderem Kues 2008, 
 Verschuren et al. 2007.

6 Bielefeld 2008.

7 Vgl. BMAS 2011, S. 78.

frage bei uns hat ergeben, dass ein gro-
ßer Bedarf an Fortbildung besteht. Es gibt 
bei manchen auch Ängste und Vorurteile, 
die man ansprechen muss. Für Barriere-
freiheit müssen wir auch in den Köpfen 
sorgen.

Welche Voraussetzungen braucht ein Ver-
ein, der den Gedanken der Inklusion um-
setzen will?
Klar: Den einen Königsweg gibt es, glaube 
ich, nicht. Aber wichtig ist die Überzeu-
gung der Vereinsmitglieder, dass es wich-
tig und für alle bereichernd ist, wenn be-

hinderte und nicht behinderte Menschen 
zusammenkommen. Menschen mit Han-
dicap sollten auch von Anfang an bei der 
Konzeption des Sportangebots dabei sein, 
damit man nicht an ihren Bedürfnissen 
vorbei plant. Außerdem muss man na-
türlich Ressourcen zur Verfügung stellen. 

Wie fi nanzieren Sie bei Pfeff ersport Ihre 
Initiativen?
Klar: Das ist eine Mischfi nanzierung, die 
Mitgliederbeiträge allein reichen nicht 
aus. Der Behinderten-Sportverband Ber-
lin unterstützt uns, wir suchen nach 
Sponsoren und werben Spenden ein. Bei 
den verschiedenen Events, die wir aus der 
Taufe gehoben haben, gibt es dann immer 
unterschiedliche Partner.

Welche Events sind das?
Klar: Zum Beispiel der Wheel-Soccer-Cup, 
für dessen Konzeption wir 2010 den Inno-
vationspreis des Berliner Sports bekom-
men haben. Das ist ein Turnier für zum 
Teil stärker behinderte Kinder im Roll-
stuhl. Das Turnier ist so gestaltet, dass 
auch dort Begegnungen zwischen behin-
derten und nicht behinderten Menschen 
möglich sind. Ein weiteres Projekt ist der 
integrative Triathlon Oranke-Open, der 

einen ganzen Stadtteil einbezieht. Da 
können alle mit dabei sein. 

Sie arbeiten im Breitensport, wie sehen 
Sie den paralympischen Spitzensport?
Klar: Durch die Berichterstattung darüber 
sind Menschen mit Handicap in der Ge-
sellschaft präsenter. Das ist gut. Bei den 
mangelhaften Berufsmöglichkeiten für 
Menschen mit Behinderungen bietet der 
Spitzensport natürlich auch eine Lebens-
perspektive. Ich habe allerdings die Be-
fürchtung, dass die Förderung des Brei-
tensports unter der Fokussierung auf den 
Spitzensport leidet.

Was sind Ihre Pläne für die Zukunft?
Klar: Mittelfristig wollen wir den gesam-
ten Sportverein so gestalten, dass Men-
schen mit Behinderung überall Zugang 
fi nden. Unser Motto ist: „Ein Sportverein 
für Alle“. Aber was bedeutet Inklusion im 
Leistungssport, zum Beispiel bei Mann-
schaften im Liga-Betrieb? Gemeinsames 
Training ist ja nicht in allen Sportgruppen 
möglich. Im Dialog miteinander werden 
wir da noch viel lernen müssen. ● 

Das Interview führte Elke Biesel für 
DGUV Forum.
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Bildung ist Topthema
Vom 20. bis 22. September 2011 fand in Berlin der „DGUV Jugendkongress“ statt. 
Als Teil der Aktion „Jugend will sich-er-leben“ im Berufsschuljahr 2011 / 2012 wurden 
26 Auszubildende aus der gesamten Bundesrepublik nach Berlin eingeladen. Einen 
Tag lang diskutierten sie in Arbeitsgruppen über die in ihren Augen drängendsten 
Probleme junger Beschä� igter. Abends präsentierten sie ihre Thesen, Wünsche und 
Forderungen Bundestagsabgeordneten, die in ihren Parteien (FDP, SPD, LINKE) für 
Jugendpolitik verantwortlich zeichnen. 

„Mehr Bildung“ lautete die einhellige Forderung der jungen Menschen. Wer vermu-
tet hat, dass Geld oder Arbeitsbedingungen auf Platz eins der Themenliste stand, 
sah sich getäuscht. Die Auszubildenden wissen um den Wert von Kompetenzen 
und Kenntnissen. In ihren Augen sind es wichtige Voraussetzungen für ihre indivi-
duelle Lebensplanung. Sie liegen damit ganz in dem von der Shell Jugendstudie 
geschilderten Trend und geben den Tätigen im Arbeitsschutz gute Anknüpfungs-
punkte für ihre Arbeit. 

Ergebnisse der Shell Jugendstudie
Vor gut einem Jahr ist die 16. Shell Ju-Vor gut einem Jahr ist die 16. Shell Ju-
gendstudie erschienen. Was sich auf den gendstudie erschienen. Was sich auf den 
ersten Blick als eine besondere Form des ersten Blick als eine besondere Form des 
Wissenschaftslobbyismus ausnimmt, Wissenschaftslobbyismus ausnimmt, 
erweist sich bei genauerem Hinsehen erweist sich bei genauerem Hinsehen 
als einer der wichtigsten und profilier-als einer der wichtigsten und profilier-
testen Beiträge zur Jugendforschung. 
Verantwortlich für die Konzeption der 
Studie zeichnet unter anderem Prof. 
Klaus Hurrelmann, Professor an der Fa-
kultät für Gesundheitswissenschaften der 
Universität Bielefeld. Hurrelmann arbeitet
als Gesundheitsforscher vor allem an als Gesundheitsforscher vor allem an 
der Schnittstelle zwischen Gesundheits-der Schnittstelle zwischen Gesundheits-
forschung und Gesundheitspädagogik. forschung und Gesundheitspädagogik. 

Die Shell Jugendstudie erscheint seit 1953 
in regelmäßigen Abständen. Wer die aktu-
elle Studie – auch nur in Auszügen – liest, 
findet ein „wissenschaftlich fundiertes 
Abbild der Jugend in Deutschland – ihrer 
Lebenswelten, ihrer Einstellungen, ihrer 
Hoff nungen, aber auch ihrer Ängste“ 1 vor. 
Der Namensgeber der Studie, der Shell-
Konzern, beschränkt sich auf die fi nanzi-
elle Ausstattung der Forschungsarbeiten. 

Folgt man der Studie, so gibt es seit eini-
gen Jahren unter den jungen Menschen 
einen eindeutigen Trend hin zu gesell-
schaftlich integrativen Werten. „Was man 
(gemeint sind: die Jugendlichen) sich 
ersehnt, sind Zuverlässigkeit, Sicherheit 
und Ordnung, dafür ist man als junger 
Mann und als junge Frau bereit, sich an-
zupassen und (sich) in bestehende Struk-
turen einzugliedern … indem so lange
und so gut wie möglich im Bildungs-
system Punkte gesammelt und Zertifi kate

als Tauschwert für den Einlass in eine 
Erwerbsbiographie erworben werden.“ 2

Dieser Trend, der seit 2002 zu beobachten 
ist, markiert eine Abwendung von Wert-
vorstellungen, in denen Selbsterfüllung, 
Kreativität, Lebensgenuss oder Hedonis-
mus im Vordergrund stehen. Im Jahr 2010 
gaben 78 Prozent der befragten 12- bis 
25-jährigen Jugendlichen an, dass ihnen 
ein gesundheitsbewusstes Leben wich-
tig sei. Kein anderer Lebenswert erreich-
te eine auch nur annähernd gleich hohe te eine auch nur annähernd gleich hohe 
Zustimmung. Acht Jahre vorher waren es Zustimmung. Acht Jahre vorher waren es 
nur 71 Prozent. Im gleichen Zeitraum sank nur 71 Prozent. Im gleichen Zeitraum sank 
die Zahl derer, denen die eigene Gesund-die Zahl derer, denen die eigene Gesund-
heit unwichtig erschien, von zwölf auf heit unwichtig erschien, von zwölf auf 
acht Prozent. acht Prozent. 3

Zwei weitere Zahlen aus der über 400 
Seiten starken Studie: 90 Prozent (2002: 

84 Prozent) der Jugendlichen wollen Ver-
antwortung übernehmen und 83 Prozent 
(2002: 76 Prozent) messen Ehrgeiz und 
Fleiß eine hohe Bedeutung bei. 4

Grundlagen für die Präventionsarbeit
Es sind dieselben Jugendlichen, die im 
Fokus der Shell Jugendstudie und der Ak-
tion „Jugend will sich-er-leben“ stehen. 
Je mehr wir von ihren Vorstellungen und 
Wünschen wissen, von ihren Wertvorstel-
lungen und Zielen, kurz von dem, was sie 
im Innersten antreibt, desto besser kön-im Innersten antreibt, desto besser kön-
nen wir Arbeitsschutzstrategien auf sie nen wir Arbeitsschutzstrategien auf sie 
abstimmen. Es ist ein Unterschied, ob wir 
auf eine Gruppe von Beschäftigten treff en, 
denen der Genuss des Moments überaus 
wichtig erscheint, oder ob wir es mit jungen
Menschen zu tun haben, die bereit sind, 
sich auf eine mittel- oder langfristige ▸

Wissenscha� liche Untersuchungen zeigen einen Wertewandel junger Menschen in den 
vergangenen zehn Jahren. Hedonistische Vorstellungen weichen einer Lebensplanung, 
die von Begri� en wie Ordnung, Zuverlässigkeit und Sicherheit geprägt ist. Mit der 
„Checkliste Arbeitssicherheit“ liegt die Aktion „Jugend will sich-er-leben“ voll im Trend.

„Jugend will sich-er-leben“

Gesundheit und Sicherheit 
als Perspektive
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Das Aktionsplakat 
mit dem aktuellen 
Motto von „Jugend 
will sich-er-leben“.
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Lebensplanung einzulassen, und dabei 
auch explizit dem Wert Gesundheit einen 
hohen Stellenwert beimessen. Wenn, wie 
es die Shell Jugendstudie beschreibt, das 
Streben junger Menschen nach einer eige-
nen und aktiven Gestaltung ihrer Zukunft 
zunimmt, dann kann diese Entwicklung 
als Aspekt intrinsischer Motivation mit in 
die Strategien des Arbeitsschutzes einfl ie-
ßen.

Natürlich gelten die oben erwähnten 
Zahlen nicht für alle jungen Menschen. 
Es wird immer einzelne Jugendliche oder 
Gruppen geben, die eine explizit andere 
Werteorientierung haben. Aber die Zah-
len der Shell Jugendstudie bilden einen 
repräsentativen Querschnitt ab. Sie ge-
ben eine Vorstellung vom Potenzial der 
jungen Generation, von Veränderungen 
in ihrem Denken und Handeln, und bil-
den damit eine gute Grundlage für die 
Erarbeitung zielgruppenspezifischer 
Präventionsstrategien der gesetzlichen 
Unfallversicherung.

Wenn Dr. Wolfgang Damberg, Berufs-
genossenschaft Holz und Metall, im Vor-
wort der September-Ausgabe von DGUV 

Arbeit & Gesundheit feststellt, dass gerade 
junge Menschen „eine hohe Auff assungs-
gabe, Kraft, Ausdauer, Konzentration und 
Reaktionsvermögen“ besitzen und man 
deshalb diese Berufseinsteiger nicht unter-
schätzen sollte, dann nährt sich diese Ein-
schätzung nicht nur aus der persönlichen 
Erfahrung eines Arbeitsschutzexperten, 
sondern auch aus der wissenschaftlichen 
Betrachtung dieses Themas. 5

Eigentlich alles gute Voraussetzungen für 
junge Menschen, ihren Arbeitsalltag ge-
sund und unbeschadet zu durchlaufen. 
Und trotzdem fi ndet sich in der Statistik 
der Europäischen Agentur für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
(EU-OSHA) noch eine andere Zahl wieder: 
Danach ist (europaweit) für die Gruppe der 
18- bis 24-jährigen Arbeitnehmer die Ge-
fahr, einen Arbeitsunfall zu erleiden, um 
mindestens die Hälfte höher als für die 
Gruppe der älteren Arbeitnehmer. 6

Die nachwachsende Generation scheint 
in einem Dilemma zu stecken: Einerseits 
strebt sie nach Anpassung, Sicherheit 
und vor allem Gesundheit – laut der Shell 
Jugendstudie alles Aspekte der „Eintritts-

karte in die Erwachsenenwelt“. Anderer-
seits gibt es aber keine andere Gruppe 
von Beschäftigten, die am Arbeitsplatz 
bezüglich ihrer Gesundheit und Sicher-
heit einem höheren Risiko ausgesetzt ist.

Aktion „Jugend will sich-er-leben“
Die bundesweite Aktion der gesetzlichen 
Unfallversicherung „Jugend will sich-er-
leben“ nimmt sich seit nunmehr 40 Jahren
dieser Zielgruppe an. Waren es früher ge-
fährdungsorientierte Themen wie Sturz- 
und Stolperunfälle, Heben und Tragen, 
Lärm oder Gefahren des elektrischen 
Stroms, stehen in den letzten Jahren eher 
verhaltensorientierte Themen im Zentrum 
der Aktion. Auch wenn – um ein Beispiel 
zu nennen – im aktuellen Unterrichtsfi lm 
der Aktion für das Berufsschuljahr 2011 / 12 
der Umgang mit einem Trennschleifer 
gezeigt und entsprechende Gefährdun-
gen thematisiert werden, so gibt es doch 
vor allem eine „Botschaft hinter der Bot-
schaft“. Mit dieser Szene wird die Frage-
stellung thematisiert, wer an welchem 
Ort und mit welchem Vorwissen welche 
Arbeiten ausführen darf. Im Film und 
in den schriftlichen Begleitmaterialien
wird dieser Sachverhalt auf die Frage zu-

Jana wundert sich über den 
barschen Ton auf dem Schulhof, 
aber Clara (links) lässt sich von 
den mobbenden Mitschülerinnen 
nicht beeindrucken.
▾

▴
Im Büro schwindet Claras Selbst-
bewusstsein. Sie hat Angst, 
ihren Kollegen mit „dummen Fragen“ 
auf die Nerven zu fallen.

Szenen des Aktions� lms

Jana heißt die Haupt� gur des Aktions-
� lms. Sie ist die Moderatorin der (� ktiven) 
TV-Serie „Unterwegs mit Jana“.
▾
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gespitzt: „Über welche Kriterien verfüge 
ich, Auszubildender, um zu erkennen, ob 
ich eine anstehende Arbeit ohne Gefahr 
für mich oder andere ausführen kann?“

Ist man bei dieser Betrachtungsdistanz 
zur fi lmischen Szene angelangt, kann die 
Frage mit verschiedensten konkreten Bei-
spielen aus den unterschiedlichsten Ar-
beitsumgebungen „gefüllt“ und anschlie-
ßend mit einer angehenden Bürokauff rau 
genauso erörtert werden wie mit einem 
Auszubildenden, der das Kochhandwerk 
in einer Großküche lernt.

Die Aktion „Jugend will sich-er-leben“ ver-
steht sich mit ihrem verhaltensorientierten 
Fokus damit als branchenübergreifende 
Ergänzung der Präventionsmaßnahmen 
der einzelnen Berufsgenossenschaften 
und Unfallkassen mit einem deutlichen 
Schwerpunkt auf den Softskills der nach-
wachsenden Generation.

Das oben angesprochene Dilemma junger
Auszubildender (Sicherheitsbedürfnis 
versus tatsächliche Gefährdung) ist The-
ma der Aktion für das laufende Berufs-
schuljahr. Wenn wir wissen, dass Zu-

verlässigkeit, Sicherheit, Ordnung und 
Gesundheitsbewusstsein bei jungen Men-
schen hoch im Kurs stehen (Shell Jugend-
studie), die Umsetzung dieser Werte aber 
nicht immer problemlos gelingt (OSHA-
Statistik), dann kann eine Lösung in der 
Erarbeitung von Handlungshilfen liegen, 
die es jungen Menschen gestatten, sich 
zum Beispiel „Sicherheit“ nicht nur zu 
wünschen, sondern sie zu leben.

Die „Checkliste Arbeitssicherheit“ ist eine 
solche Handlungshilfe. Sie wurde im Rah-
men der Aktion „Jugend will sich-er-leben“ 
entwickelt. Branchenübergreifend fördert 
sie die kritische Beurteilung anstehender 
Tätigkeiten durch die Auszubildenden 
selbst. Auch wenn die Gefährdungsbeur-
teilung in erster Linie Sache des Arbeitge-
bers ist, so können Auszubildende mit Hil-
fe der „Checkliste Arbeitssicherheit“ diesen
Prozess eigeninitiativ unterstützen. Sie ge-
langen zu einer eigenen Einschätzung hin-
sichtlich Planung und Durchführung der 
ihnen übertragenen Arbeiten und Aufga-
ben. Ähnlich einem Schnell-Screening rei-
chen fünf Fragen aus um festzustellen, ob 
mit einer Gefährdung gerechnet werden 
muss oder nicht. ▸

▴ 
Azubi Max hat Angst, sich an der 
Aufschnittmaschine zu schneiden. 
Sein Chef zeigt ihm, wie man auch
kurze Wurstenden sicher schneiden 
kann.
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Ronja macht eine Ausbildung zur 
Industrie mechanikerin. Beim Abschrau-
ben eines Ventils muss sie hart zupacken. 
▾

Der Aktions� lm
Hauptakteurin des diesjährigen 
Aktionsfilms „Unterwegs mit Jana“ 
ist Jana, die Moderatorin einer (� k-
tiven) TV-Show. Sie besucht vier Ju-
gendliche an ihren Arbeitsplätzen, 
um sich mit ihnen zu unterhalten. 
Fast automatisch wird sie jedes Mal 
mit dem Thema „Arbeitssicherheit“ 
konfrontiert. 

Da gibt es Kolja, der mit großer Rou-
tine alte Rohrleitungen aus einem 
Heizungskeller entfernt, aber so ge-
dankenlos, dass er sich selbst den 
einzigen Fluchtweg verbaut. Oder 
Clara, die sich auf dem Schulhof als 
ta� e und selbstbewusste junge Frau 
präsentiert. Eine, der mobbende Mit-
schülerinnen nichts anhaben kön-
nen. Im Betrieb aber wird sie ganz 
klein und hat Angst, ihren Kollegen 
mit Fragen auf die Nerven zu ge-
hen. Oder Ronja, die als angehende
Industriemechanikerin ihrem Chef 
imponieren möchte und dabei auch 
schon einmal Arbeiten ausführt, die 
sie noch nicht beherrscht. 

Aber es gibt auch den Azubi Max, 
der in einer Großküche Koch lernt. 
Nachdem er beobachtet hat, wie 
sein Kumpel sich bei der Repara-
tur seines Mofas verletzt hat, weiß 
Max, dass es bestimmte Arbeiten 
gibt, die man erst durchführen soll-
te, wenn man darin unterwiesen wur-
de. Da hilft auch das Gesäusel von 
Jana nichts. Max weigert sich, ohne 
vorherige Unterweisung mit der Auf-
schnittschneidemaschine zu arbei-
ten. Und sein Chef? Er findet Max’ 
Verhalten richtig und lobt ihn dafür. 
Sein Kommentar: „Was wir vor zwei 
Jahren hier hatten, wollen wir nicht 
noch einmal erleben.“ Der Zuschau-
er wird sich seine eigenen Gedanken 
machen und erahnen, was der Chef 
gemeint hat.
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Checkliste Arbeitssicherheit
Aus der Lernforschung ist bekannt, dass 
ein optimal positives Arbeitserlebnis 
dann gegeben ist, wenn sowohl die ei-
genen Fähigkeiten als auch die gestell-
te Anforderung als „hoch“ eingeschätzt 
werden. Dieser Zustand wird als „Flow“ 
bezeichnet. 7 Da der „Flow“ zunächst ein 
erstrebenswerter und befriedigender Zu-
stand ist, kann ein Beschäftigter Gefahr 
laufen, seine Fähigkeiten und Fertigkei-
ten zu überschätzen. In diesem Fall wür-
de er beispielsweise – um eine hohe An-
forderung zu erfüllen – eine Maschine 
bedienen, in deren Gebrauch er nicht aus-
reichend unterwiesen wurde. Das Streben 
nach einem „Flow“ könnte hier verhäng-
nisvolle Folgen haben.

Die „Checkliste Arbeitssicherheit“ setzt 
genau hier an. Sie initiiert und fördert die 
Auseinandersetzung des Auszubildenden 
mit seinen eigenen Fähigkeiten und misst 
diese an den anstehenden Aufgaben. 

Was, wer, wie, wo und wozu?
Ähnlich den fünf W-Fragen, die beim 
Absetzen eines Notrufes beantwortet 
werden müssen, beschreiben die Fragen 
der „Checkliste Arbeitssicherheit“ die 
wichtigsten Aspekte des anstehenden 
Arbeitsauftrags. Das Frageschema ist so 
aufgebaut, dass eine Gefährdung dann 
ausgeschlossen werden kann, wenn alle 
Fragen „mit einem überzeugten ‚Ja‘ beant-
wortet werden können“. 8

Natürlich ist die Checkliste keine wirksame
Versicherung gegen alle Eventualitäten 
und unvorhergesehenen Situationen des 
Arbeitsalltags. Sie ist ein Instrument der 
Selbsteinschätzung. Daher kann das Ge-
fühl der Sicherheit, das die Checkliste 
vermittelt, immer nur so verlässlich sein 
wie das kritische Nachdenken bei der Be-
antwortung der W-Fragen. Aus diesem 
Grund sollte der Umgang mit der Check-
liste trainiert werden. 

Frage 1: Was soll ich tun? 
(Arbeitsau� rag)
Die Frage nach dem Arbeitsauftrag steht 
am Beginn der Checkliste. Wird ein Ar-
beitsauftrag nicht eindeutig formuliert 
oder wird er nicht richtig verstanden, 
kann der Auszubildende zunächst einmal 

nachfragen. Unterlässt er dies, ist er auf 
seine eigene Einschätzung angewiesen, 
welche Tätigkeiten genau im Rahmen des 
erteilten Arbeitsauftrags von ihm durch-
geführt werden müssen. Dabei besteht 
die Gefahr der Übererfüllung genauso wie 
die der Untererfüllung. Beides kann sich 
nachteilig auf die Sicherheit des Beschäf-
tigten auswirkend.

Ein Beispiel: Da der Vorarbeiter in einem
Holzgroßhandel gerade beschäftigt ist, 
bittet er seinen Auszubildenden (1. Lehr-
jahr): „Kümmere dich mal um den Kun-
den. Ich komme, wenn ich hier fertig 

bin.“ Der Azubi, der beim Kunden gern ei-
nen guten Eindruck hinterlassen möchte, 
geht mit ihm ins Holzlager, um einen Bal-
ken mit einem bestimmten Querschnitt 
zu suchen. Schließlich wird er fündig 
und versucht, da er noch keinen Gabel-
stapler fahren darf, den Holzbalken aus 
einem zwei Meter hohen Regal mit der 
Hand herauszuziehen. Bei diesem Unter-
fangen könnten andere Hölzer herunter-
fallen und den Azubi ernsthaft verletzen.

Off ensichtlich ist die Arbeitsanweisung 
„Kümmere dich mal um den Kunden“ zu 
ungenau. Hier wäre eine Nachfrage des 

Die „Checkliste Arbeitssicherheit“ mit ihren fünf Fragen
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Auszubildenden angebracht gewesen. 
Eine genaue Arbeitsanweisung hätte bei-
spielsweise wie folgt aussehen können: 
„Nimm schon einmal die Bestellung auf, 
schau im PC nach, ob die Ware vorrätig 
ist, und bitte dann den Kunden kurz zu 
warten, bis ich komme.“

Frage 2: Wer arbeitet mit mir oder in 
meiner Nähe? (Arbeitspartner)
Arbeiten werden in der Regel als arbeits-
teilige Prozesse organisiert. Häufi g kann 
diese Arbeitsteilung unmittelbar erfahren 
werden, zum Beispiel, wenn ein schwe-
rer Gegenstand von zwei Personen getra-
gen werden muss. In diesem Fall wird es 
beiden einleuchten, dass sie im selben 
Tempo gehen müssen. Ist eine bestimm-
te Arbeit jedoch nur von einer Person zu 
leisten, so besteht die Gefahr, dass der 
Beschäftigte mit der Fokussierung auf die 
Arbeit sein Umfeld ausblendet. 

Die zweite Frage der Checkliste macht 
diese Tatsache zum Gegenstand der Re-
fl exion. Sie ist auf unterschiedlichsten 
Ebenen zu beantworten und geht weit 
über die oben erwähnte mögliche ge-
genseitige Gefährdung hinaus, indem 
sie auch Fragen nach Kooperation, Hilfe 
oder Unterstützung zulässt. So werden 
mit dieser Frage beide Aspekte einer Zu-
sammenarbeit mit anderen beantwor-
tet: „Wen gefährde ich mit meiner Arbeit 
(beziehungsweise wer gefährdet mich)?“ 
und „Bei wem kann ich mir Hilfe und 
Unterstützung holen, wenn ich nicht 
weiterweiß oder in Gefahr bin?“

An diesem Punkt der Checkliste ist zu be-
denken, dass Kommunikation nicht nur 
zeitlichen und räumlichen Bedingungen 
unterworfen ist. Auch Stimmungen und 
Vorurteile können einen nachhaltigen Ef-
fekt auf die Kommunikation zwischen Be-
schäftigten und damit auf die Sicherheit 
am Arbeitsplatz haben.

Frage 3: Wie soll ich die Arbeit durch-
führen? (Arbeitsmittel)
Maschinen, Werkzeuge und Hilfsmit-
tel dürfen nur dann eingesetzt werden, 
wenn der Beschäftigte darin unterwie-
sen wurde und wenn er gegebenenfalls 
die richtige und vorschriftsmäßige PSA 
nutzt. Aber was sich auf dem Papier so 

einfach liest, kann in der Praxis manch-
mal doch etwas komplizierter sein. Im 
Unterrichtsfi lm der Aktion „Jugend will 
sich-er-leben“ fi ndet sich dazu folgende 
Episode: Während der Essensausgabe in 
einer Großküche bekommt der junge Aus-
zubildende Max den Auftrag, mit der Auf-
schnittschneidemaschine eine Salami zu 
schneiden. Je kürzer die Wurst wird, desto 
größer wird seine Angst, sich in die Fin-
ger zu schneiden. Schließlich stellt er die 
Arbeit ein mit dem Hinweis, er sei in den 
Umgang mit der Maschine noch nicht ein-
gewiesen worden. Da helfen auch keine 
Überredungskünste der Hauptdarstellerin 
Jana. Max bleibt stur.

Was im Film auf Zustimmung stößt, würde
im wirklichen Leben bei dem einen oder 
anderen älteren Beschäftigten vielleicht ein 
müdes Lächeln her-
vorrufen. Aus dem
Ausbildungszent-
rum eines Großun-
ternehmens aus dem 
Ruhrgebiet stammt 
folgende Einschät-
zung: „Unsere Aus-
zubildenden verhalten sich in Fragen der 
Arbeitssicherheit vorbildlich. Dieses Ver-
halten ändert sich jedoch, wenn die jun-
gen Menschen im dritten Ausbildungsjahr 
in die Betriebe gehen und lernen müssen, 
dass ihr sicherheitsorientiertes Verhalten 
dort von einigen älteren Beschäftigten in 
Frage gestellt wird.“

Die dritte Frage der Checkliste soll ge-
währleisten, dass eine betriebliche 
Sicherheitskultur vom Einzelnen nicht 
nur gelebt werden kann, sondern auch 
möglichen Diskreditierungen Dritter 
standhält.

Frage 4: Wo soll ich arbeiten? 
(Arbeitsumgebung)
Mit dem Übergang von der Schule ins Be-
rufsleben lernen die jungen Menschen 
eine vollkommen neue Welt kennen. 
Ihr bisher erworbenes Wissen und er-
probte Handlungsroutinen taugen hier 
nicht mehr viel. Sie müssen sich neues 
Wissen aneignen, um sich im neuen 
Umfeld sicher bewegen zu können. Und 
dies bezieht sich eben auch auf die neue 
Arbeitsumgebung.

Besonders bei wechselnden Arbeitsorten 
– wie beispielsweise im Bauhandwerk 
üblich – sind immer wieder neue Orien-
tierungs- und Anpassungsleistungen zu 
erbringen. Heute noch der Zugang zum 
Rohbau, findet sich dort schon morgen 
ein Berg Bauschutt wieder, der einen dazu 
zwingt, sich einen neuen Weg zu suchen. 

Ein sicherer Arbeitsplatz muss viele Be-
dingungen erfüllen. Manchmal darf man 
ihn nur mit einer besonderen Genehmi-
gung betreten, manchmal nur mit einer 
entsprechenden PSA oder in Begleitung 
eines anderen. Ein vorrangiges Kriterium 
für Sicherheit am Arbeitsplatz ist aber die 
Auseinandersetzung mit der neuen Ar-
beitsumgebung. Dabei ist die Frage nach 
dem Fluchtweg genauso wichtig wie die 
Möglichkeit, im Notfall Erste Hilfe her-

beizuholen. Kann 
der Auszubilden-
de die Frage nach 
der Kenntnis even-
tueller besonderer 
Gefährdungen am 
Arbeitsplatz nicht 
mit einem unein-

geschränkten „Ja“ beantworten, besteht 
eindeutig Handlungsbedarf. 

 Frage 5: Wozu arbeite ich? 
(Arbeitsergebnis/-zusammenhang)
Man könnte durchaus der Meinung sein, 
dass für die Sicherheit des eigentlichen 
Arbeitsprozesses das Arbeitsergebnis 
oder der organisatorische Zusammen-
hang, in dem gearbeitet wird, von un-
tergeordneter Bedeutung sind. In ar-
beitsteiligen Prozessen werden aber die 
Arbeitsschritte am Ende des Arbeitspro-
zesses von denen, die am Anfang dessel-
ben stehen, determiniert. Insofern ist es 
möglich, die eigene Arbeitsleistung feh-
lerlos und nahezu perfekt zu erbringen, 
gleichzeitig aber Bedingungen zu schaf-
fen, die sich am Ende des Arbeitsprozes-
ses als verhängnisvoll erweisen können.

Zu theoretisch? Im Infoblatt von „Jugend 
will sich-er-leben“ wird folgende Situ-
ation geschildert: Ein Azubi erhält den 
Auftrag, an einem Pkw einen Ölwechsel 
durchzuführen. Er erledigt den Auftrag 
vorschriftsmäßig und im Rahmen der 
angesetzten Arbeitszeitwerte. ▸

„Die Checkliste Arbeits-
sicherheit fördert die 
kritische Beurteilung an-
stehender Tätigkeiten durch 
die Auszubildenden selbst.“
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Allerdings hinterlässt er in der Werk-
statt einen Ölfl eck, auf dem sein Kollege 
ausrutschen und sich dadurch verletzen 
könnte. Ein weiteres Beispiel? Im Film 
„auto[pause]“ 9 gibt es den Hauptdar-
steller Kevin (Azubi, Kfz-Mechatroniker), 
der an einem Aktionstag („Wir machen 
Ihr Auto winterfest!“) beim Großhändler 
Scheibenwischer holen sollte. Kevin hat 
nicht verstanden, dass er mit der Erledi-
gung seines Arbeitsauftrages die Voraus-
setzung dafür schaff t, dass die Kollegen 
die zugesagten Servicezeiten einhalten 
können. Können sie das nicht, steigt der 
Zeitdruck und damit die Arbeits- und psy-
chische Belastung der Kollegen.

Die Frage nach dem Arbeitszusammen-
hang ist also stets eine Frage nach einer 
verständlich kommunizierten Kultur der 
Arbeitssicherheit. Eine, die nicht ego-
zentrisch formuliert, sondern von der 
Erkenntnis getragen ist, dass das eigene 
Verhalten von grundsätzlicher Bedeutung 
für Arbeitsprozesse ist.

Unterrichtskonzepte für 
die Berufsschule
Die vorgestellte Checkliste ist der Dreh- 
und Angelpunkt der Unterrichtskonzep-
te für die Lehrkräfte an berufsbildenden 
Schulen. Je nach Bildungs- und Kennt-
nisstand der Berufsschulklassen kön-

nen die Lehrkräfte zwischen fünf Unter-
richtsvorschlägen wählen. Diese können 
entweder eins zu eins umgesetzt oder 
alternativ mit eigenen Ideen und Inhal-
ten ergänzt beziehungsweise verändert 
werden. Die Modifizierbarkeit der Un-
terrichtsvorschläge ist Konzept, denn 
bei den Lehrkräften treff en wir auf eine 
sehr heterogene Gruppe, bei deren ein-
zelnen Mitgliedern tradierte Werte hoch 
im Kurs stehen. Ein Konzept, das ein 
„Customizing“ nicht zulässt, wird es 
schwer haben, sich in diesem Bildungs-
sektor durchzusetzen.

Im ersten Unterrichtsvorschlag ist das 
Lernziel niedrig gesteckt. Die Schüler 
sollen die „Checkliste Arbeitssicherheit“ 
kennenlernen und sie mit Beispielen aus 
dem Film verknüpfen. Hier reicht es also, 
wenn die Schüler lernen, dass Arbeitssi-
tuationen unter dem Gesichtspunkt einer 
Gefährdungsbeurteilung systematisch be-
trachtet werden können. Diese Erkenntnis 
refl ektiert zwar noch nicht das eigene Ver-
halten, ist aber als Voraussetzung für ei-
ne spätere Selbstrefl exion unabdingbar. 
Es sei nur am Rande darauf verwiesen, 
dass solche Übungen in Unterweisungs-
seminaren oft eher gedankenlos über-
sprungen werden, mit der Folge, dass ein 
Transfer einer kognitiven Erkenntnis auf 
das eigene Verhalten nur schwer durchge-

führt werden kann. Wer Zusammenhänge 
in seiner Umwelt nicht erkennt, wird dies 
auch in sich selbst nicht tun können.

Der zweite und der dritte Unterrichtsvor-
schlag gehen einen Schritt weiter und 
beziehen die Systematik der Checkliste 
auf das eigene Verhalten (der Azubis) be-
ziehungsweise auf branchenspezifi sche 
Verhaltensweisen. Hier erhält die Lehr-
kraft die Möglichkeit, das branchenüber-
greifende Konzept der Aktion „Jugend 
will sich-er-leben“ zu verlassen, um sich 
den Besonderheiten der Branche der Be-
rufsschulklasse zu widmen. Dieser Punkt 
stellt eine Neuerung im aktuellen Konzept 
dar und verspricht spannende Diskussio-
nen im Klassenverband. Denn die Schüler 
werden durch den branchenspezifi schen 
Fokus auch Fachleute in eigener Sache. 
Die unterschiedlichen Sicherheitskultu-
ren großer und kleiner Betriebe können 
für spannende Diskussionen sorgen.

Im vierten und fünften Unterrichtsvor-
schlag steht die Frage nach dem unbe-
wussten sicherheitswidrigen Verhalten 
im Vordergrund. Die genaue Begutach-
tung einer neuen Arbeitssituation ist 
nachvollziehbar. Das Neue, Unbekannte 
(zum Beispiel eine neue Baustelle) liegt 

Zum Medienpaket von „Jugend-will-sich-
er-leben“ gehört auch eine App.

Lehrkrä� e � nden im Internet ausgearbeitete Unterrichtsvorschläge.
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vor einem und lädt geradezu dazu ein, 
besichtigt und erkundet zu werden. Ei-
genes, lang trainiertes Verhalten kann 
sich möglicherweise jedoch genau die-
ser Erkundung entziehen. So wird zwar 
an der neuen Arbeitsstelle der Fluchtweg 
gesucht, der Handlauf beim Treppenstei-
gen aber gewohnheitsmäßig nicht einmal 
fl üchtig berührt. 

Die Aktion folgt in diesem Berufsschul-
jahr einem erfahrungsorientierten An-
satz. Azubis nehmen ihre Umgebung 
wahr, bewerten sie und sollen lernen, 
angemessen zu handeln. Darauf sind der 
Film und alle Unterrichtsmaterialien aus-
gerichtet. 

Ergänzt werden diese Unterrichtsvor-
schläge von erlebnispädagogischen 

Übungen. Hier sollen einige Stichworte 
der Checkliste quasi am eigenen Leib auf 
eine spielerische und spannende Weise 
erfahren werden. Gewollt undiff erenzier-
te Übungsanweisungen der Lehrkraft ver-
anschaulichen eindrucksvoll, wie wichtig 
ein gut formulierter Arbeitsauftrag ist. Ei-
ne andere Übung beispielsweise lässt sich 
nur lösen, wenn man kooperativ und in 
aktiver Kommunikation mit den Ar-
beitspartnern nach einer Lösung sucht. 10

Unterweisungskonzept für Betriebe
Wie bereits in den vergangenen Jah-
ren wurde auch in der laufenden Aktion 
ein zusätzliches und eigenes Unterwei-
sungskonzept für den Einsatz in Betrie-
ben erstellt. Die Vorgesetzten und Aus-
bildungsmeister erhalten einen in sich 
geschlossenen Vorschlag, wie die Mate-
rialien der Aktion „Jugend will sich-er- 
leben“ in den Betrieben eingesetzt werden 
können. Für die Veranstalter der Aktion 
ist dies auch ein Stück pädagogischen 
Know-how-Transfers von der Schule in 
die Betriebe. Ein Brückenschlag, der be-
sonders für kleine und mittlere Betriebe 
von großem Nutzen ist, haben sie doch in 
der Regel eher weniger Kenntnisse aktu-
eller pädagogischer Methoden. 

Wer in der Unterweisungsarbeit Verant-
wortung trägt, für den mag es von Interes-
se sein, sich auch mit den Meinungen und 
Einstellungen seiner Zielgruppe zu be-
schäftigen. Die so erworbenen Kenntnisse 
können bei der Konzeption und Vorberei-
tung von Unterweisungen hilfreich sein. 
Wenn wir also durch die Shell Jugend-
studie wissen, dass Zukunftsplanung 
und Gesundheit unter jungen Menschen 
Themen sind, die im Trend liegen, dann 
können wir darauf aufbauen. Das vor-
rangige Unterweisungsziel besteht dann 
nicht mehr unbedingt aus Motivationsar-
beit, sondern wir können mit den jungen 
Menschen konkrete Methoden entwickeln 
und Wege suchen, wie sie ihren Wunsch 

nach einem sicheren selbstbestimm-
ten Leben verwirklichen können. Die 
„Checkliste Arbeitssicherheit“ der Aktion 
„Jugend will sich-er-leben“ ist eine dieser 
Methoden. Je nachdem, welcher Stellen-
wert der Checkliste in den Betrieben und 
in der Berufsschule beigemessen wird, 
hat sie das Potenzial, junge Beschäftigte
zur Selbstreflexion anzuhalten – auch 
über ihre Ausbildungszeit hinaus. ●

*
1 Albert, M.; Hurrelmann, K. u. a.: Jugend 
 2010 – 16. Shell Jugendstudie, Frankfurt / M. 
 2010, S. 11.

2 16. Shell Jugendstudie, 
 Frankfurt / M. 2010, S. 38.

3 16. Shell Jugendstudie, 
 Frankfurt / M. 2010, S. 203.

4 16. Shell Jugendstudie, 
 Frankfurt / M. 2010, S. 203.

5 DGUV Arbeit & Gesundheit, 
 9 / 10 2011, S. 3.

6 http://osha.europa.eu / de / statistics.

7 Stüwe, G.: Lernen als optimale Erfahrung. 
 In: Sozialmagazin, He�  3 / 2010.

8 Plonsker, T.; Rupp, J.; Wiechmann, J.: JWSL
 Unterrichtskonzept für Lehrkrä� e, S. 1.

9 Der Film „auto[pause]“ war im Schuljahr 
 2009 / 2010 der Unterrichts� lm der 
 damaligen Aktion „Jugend will sich-er-
 leben“. Auf der Seite www.jwsl.de 
 be� ndet sich für den Film und Unterrichts-
 materialien eine Downloadmöglichkeit.

10 Stichlmaier, T.: Erlebnispädagogik. In:
 Plonsker, T.; Rupp, J.; Wiechmann, J.: JWSL 
 Unterrichtskonzept für Lehrkrä� e, S. 26 f.
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ie Normung erfährt für das Funkti-
onieren des europäischen Binnen-
marktes und des weltweiten Han-

dels wachsende Bedeutung. 1 Zunehmend 
werden auch Dienstleistungen einer Har-
monisierung durch die Normung unterzo-
gen, 2 um den grenzüberschreitenden Wett-
bewerb in diesem Sektor zu fördern.

Im Normungsprozess wird ein breiter 
Konsens aller interessierten Kreise ange-
strebt, zu denen neben Herstellern von 
Produkten vor allem Arbeitgeber (Betrei-
ber), Arbeitnehmer (Anwender), Prüfi nsti-
tute, Behörden, die gesetzliche Unfallver-
sicherung, Sachverständige, Verbraucher 
und die Wissenschaft gehören. Dieser 
Konsens ist eine wesentliche Vorausset-
zung dafür, dass Normen als „anerkann-
te Regeln der Technik“ 3 gesehen werden 
und große gesellschaftliche Akzeptanz 

sowie einen großen Bekanntheitsgrad 
haben. In zunehmendem Maße wird die 
Normung von der Politik als strategi-
sches Instrument erkannt und genutzt. 4, 5

Im Normungspolitischen Konzept der 
Bundesregierung wird ausgedrückt, dass 
Normen und Standards nicht nur einen 
wichtigen Beitrag zur Öff nung von Märk-
ten und zum Technologietransfer leis-
ten, sondern auch zur Deregulierung in 
der technischen Gesetzgebung beitragen 
können.

Rechtlicher Rahmen
In der EU-Binnenmarktrichtlinie wurden 
seit 1985 auf Grundlage des jetzigen Arti-
kels 114 des Vertrags über die Arbeitswei-
se der Europäischen Union (AEU-Vertrag), 
ex-Artikel 95 des Vertrags der Europä-
ischen Gemeinschaft, 6 verbindliche 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzan-
forderungen an Produkte für den EU-
Markt beschlossen. ▸

Eine bedeutende Rolle bei der Erfüllung des Präventionsau� rags 
der gesetzlichen Unfallversicherung kommt der Mitarbeit in der 
Normung zu. Die Normung wird von den Unfallversicherungs-
trägern als Instrument zur Vermeidung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 
genutzt. 

Normungsarbeit 

Normung – ein Instrument 
für die Prävention

D

Eine Akkuladestation für Mobiltelefone – 
ohne Vereinheitlichung durch Normung. 
Die DIN EN 62684 soll dies ändern.

Bilden in ihrer Gesamtheit das Deutsche 
Normenwerk: DIN-Normen.
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„Normen unterstützen die Prävention, 
indem sie zum Beispiel standardisierte 
Methoden zur Messung von Gefähr-
dungen wie Lärm am Arbeitsplatz oder 
einheitliche Mess- und Prüfverfahren 
(…) bereitstellen.“
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Die Konkretisierung dieser sehr allge-
mein formulierten Anforderungen er-
folgt ausschließlich über harmonisierte 
europäische Normen. Mit der Beauftra-
gung der europäischen Normenkomitees 
CEN / CENELEC zur Erstellung von Normen 
nimmt die Europäische Kommission direkt 
Einfluss auf die Normungsarbeit. 7 Diese 
„harmonisierten europäischen Normen“ 
werden im Amtsblatt der Europäischen 
Union gelistet und haben das Ziel, den eu-
ropäischen Handel und Warenverkehr zu 
vereinfachen. Alle Mitgliedsländer sind 
verpfl ichtet, harmonisierte Normen in das 
nationale Normenwerk zu übernehmen. 

Um den freien Warenverkehr nicht durch 
nationale Unterschiede zu behindern, 
dürfen Beschaffenheitsanforderungen 
nach dem neuen Ansatz (New Approach) 
der Europäischen Kommission seit 1985 
nicht mehr durch nationale Gesetze und 
Verordnungen oder Vorschriften der Un-
fallversicherungsträger geregelt werden. 
Seitdem prägt die europäische Normung 
die Qualität des Arbeitsschutzes in be-
deutendem Maße. 7 Die Träger der gesetz-
lichen Unfallversicherung haben diese 
Entwicklung erkannt und ihr ohnehin 
bestehendes Engagement in der Normung 
daraufhin weiter verstärkt, um Schutzzie-
le der Binnenmarktrichtlinie auf hohem 
Niveau zu konkretisieren. 8

Anders verhält es sich mit Fragen des be-
trieblichen Arbeitsschutzes: Nach Artikel 
153 AEU-Vertrag (damals Artikel 137 EG-
Vertrag) werden nur Mindestanforderun-
gen vorgegeben, die durch weiter gehen-
de nationale Bestimmungen des Bundes, 
der Länder und der Unfallversicherungs-
träger konkretisiert werden dürfen. In 
Deutschland haben das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales (BMAS), die 
Länder, die gesetzliche Unfallversiche-
rung, die Sozialpartner und das Deutsche 
Institut für Normung (DIN) den Gemein-
samen Deutschen Standpunkt (GDS) be-
schlossen, in dem festgelegt ist, dass für 
den betrieblichen Arbeitsschutz grund-
sätzlich keine Normen erstellt werden 
sollen. Der Grund: Der Fortschritt im Ar-
beitsschutz soll nicht behindert werden. 7

Weitgehende Pläne zur Veränderung der 
europäischen Normungspolitik wurden im 
Jahr 2010 von der Europäischen Kommis-
sion in einer „öffentlichen Konsultation 
zur Normung“ 9 zur Diskussion gestellt. Sie 
mündeten 2011 in einer Mitteilung der Euro-
päischen Kommission 10 an den Rat und das 
Europäische Parlament für eine Verordnung 
zum Europäischen Normungssystem. 11 Die 
dort vorgeschlagene Umgestaltung der Nor-
mung wird von der gesetzlichen Unfallver-
sicherung in enger Abstimmung mit der 
Kommission Arbeitsschutz und Normung 
(KAN) kritisch begleitet.

Daneben ist eine zunehmende Internati-
onalisierung auf vielen Gebieten der Nor-
mung zu verzeichnen. Dabei werden na-
tionale (deutsche) Besonderheiten und 
der europäische Rechtsrahmen im Be-
reich der internationalen Normung oft zu 
wenig berücksichtigt.

Rolle der Normung
Für die Präventionsleistungen der Unfall-
versicherungsträger bietet sich die Nor-
mung als wichtiges Instrument an, da Nor-
men zur Vermeidung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten 
Gesundheitsgefahren beitragen können. 12

In Deutschland haben die staatliche Re-
gelsetzung in Form von Gesetzen und Ver-
ordnungen sowie die Vorschriften und 
Regeln der Unfallversicherungsträger ihre 
jeweilige Rolle im Rahmen eines kohären-

ten Vorschriften- und Regelwerkes, die im 
neuen Leitlinienpapier der Nationalen Ar-
beitsschutzkonferenz (NAK) konkretisiert 
ist. 13 Die Normung erfüllt eine wichtige 
Aufgabe bei der Konstruktion und Pro-
duktion sicherer und ergonomisch gut 
konstruierter Arbeitsmittel.

In der Normung werden Produkteigen-
schaften mit deren Sicherheitsaspekten 
festgeschrieben. Harmonisierte Normen 
entfalten die Vermutungswirkung bezüg-
lich der Anforderungen der entsprechen-
den europäischen Richtlinien. Darüber 
hinaus unterstützen sie die Prävention, 

Abbildung: Normen in der Rechtsordnung 
(Regelungshierarchie)
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indem sie zum Beispiel standardisierte 
Methoden zur Messung von Gefährdun-
gen wie Lärm am Arbeitsplatz oder ein-
heitliche Mess- und Prüfverfahren, Defi -
nitionen und Begriff e bereitstellen.

Den gesetzlichen Auftrag nach SGB VII 
§ 1 Nr. 1 und § 14 – Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten sowie Gesundheitsgefah-
ren mit allen geeigneten Mitteln zu ver-
hindern – 14 füllen 
die Unfallversiche-
rungsträger mit der 
Einflussnahme auf 
die sicherheitstech-
nische Beschaffen-
heit von Produkten 
über die nationa-
le, europäische und internationale Vor-
schriftengebung und die Mitarbeit in der 
Normung aus. 15 Die Selbstverwaltung 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (DGUV) schreibt in der Leitlinie 
11 des Umsetzungspapiers „Prävention 
lohnt sich“ die Mitarbeit in der Normung 
als wichtige Maßnahme der Prävention 
fest, um den in Deutschland und der EU 
erreichten hohen Sicherheitsstandard als 
Beitrag zur Humanisierung der Arbeits-
welt und zur Angleichung der Wettbe-
werbsbedingungen zu erhalten und ein 
weltweit vergleichbares hohes Arbeits-
schutzniveau zu entwickeln. 16

Einfluss der Unfallversicherungsträger
Überall dort, wo die gesetzliche Unfall-
versicherung dafür sorgt, dass Risiken für 
Sicherheit und Gesundheit in Normen 
berücksichtigt werden, können diese be-

reits bei der Konstruktion von ergonomi-
schen Arbeitsmitteln verhindert oder mi-
nimiert werden. Als Folge verringert sich 
die mühselige Überzeugungsarbeit im 
Rahmen der täglichen Betriebskontak-
te. 17 Bei konsequenter Nutzung der Mög-
lichkeiten, Einfl uss auf die Normung zu 
nehmen, kann die Unfallversicherung auf 
die Entwicklung und Herstellung von Pro-
dukten und Anlagen präventiv einwirken. 

Dies vermeidet nicht 
nur hohe volks- und 
betriebswirtschaft-
liche Kosten, die 
durch Unfälle oder 
arbeitsbedingte Ge-
sundheitsgefahren 
verursacht werden, 

sondern erspart den betroff enen Perso-
nen und ihren Angehörigen auch viel 
Leid. Die Aufsichtspersonen der Unfall-
versicherungsträger mit ihrer großen Er-
fahrung aus der täglichen Arbeit in den 
Unternehmen stellen sicher, dass sowohl 
die Belange der Arbeitssicherheit und des 
Gesundheitsschutzes als auch die berech-
tigten Interessen der Mitgliedsunterneh-
men, nationale Besonder heiten und der 
europäische Rechtsrahmen Berücksichti-
gung fi nden. 18

In vielen Ländern werden Sachverhalte 
des betrieblichen Arbeitsschutzes in Nor-
men beschrieben. Dies beruht darauf, dass 
ein duales System wie in Deutschland, in 
dem gesetzliche Regeln (technische Regel-
setzung) neben Vorschriften und Regeln 
der Unfallversicherung den betrieblichen 
Arbeitsschutz regeln, nicht besteht. ▸

„Normen können zur Vermei-
dung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und 
arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren beitragen.“

Kommission Arbeitsschutz und Normung
Die Kommission Arbeitsschutz und Normung (KAN) ist ein Pro-
jekt des Vereins zur Förderung der Arbeitssicherheit in Europa 
(VFA). Unter der im Namen bereits angelegten Zielsetzung, 
die Arbeitssicherheit in Europa zu fördern, setzt sich der VFA 
insbesondere dafür ein, dass nur sichere Produkte auf den 
europäischen Binnenmarkt gelangen und dass in den Anfor-
derungen an diese Produkte ein hohes, europaweit einheitli-
ches Schutzniveau verankert wird.

Bei der KAN steht die Normung als ein zentraler Baustein der 
Sicherheit von Produkten am Arbeitsplatz im Fokus. Sie erar-
beitet unter Einbeziehung der Interessen der Unfallversiche-

rungsträger grundsätzliche Positionen des Arbeitsschutzes 
zu wichtigen Fragen der Normung, bewertet und beeinflusst 
Normungsinhalte, Normungsprogramme und -mandate und 
unterstützt Arbeitsschutzexperten in ihrer Normungsarbeit. 

Die KAN unterstützt die Unfallversicherungsträger auch bei 
der Vernetzung mit Experten anderer Länder zur Durchsetzung 
von Arbeitsschutzpositionen. Ein Hilfsmittel ist das von der 
DGUV, der KAN und mehreren europäischen Arbeitsschutz-
institutionen getragene Arbeitsschutznetzwerk für Experten 
aus Normung, Prüfung, Zerti� zierung und damit verbundener 
Normung EUROSHNET. Ausführliche Informationen bietet die 
Internetseite www.kan.de.
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Deshalb wird im Gemeinsamen Deutschen 
Standpunkt (GDS) Normung im betriebli-
chen Arbeitsschutz weitgehend abgelehnt 
und ausgeführt, dass von Deutschland aus 
keine Normung in diesem Bereich ange-
stoßen werden soll. 19 Ausnahmen bilden 
beispielsweise normierte Prüf vorschriften 
oder Terminologienormen.

Neben den klassischen Themen der Pro-
duktsicherheit dringt die Normung zu-
nehmend in andere Interessenberei-
che der Unfallversicherungsträger ein, 
zum Beispiel durch Projekte zu sozialen 
Dienstleistungen oder zum betrieblichen 
Gesundheitsmanagement. Diese Themen 
gilt es frühzeitig zu erkennen und zu be-
gleiten, um Widersprüche zu den Rege-
lungen der Unfallversicherungsträger zu 
vermeiden und um deren Spielräume in 
der Regelsetzung nicht unnötig einzu-
schränken. 

Mitarbeit in den Normungsgremien
Die Mitarbeit der Vertreter der gesetzli-
chen Unfallversicherung in Normungs-
gremien ist in der Vereinbarung zwi-
schen der DGUV und dem DIN aus dem 
Jahr 1982 vertraglich geregelt. 20 Das DIN 
räumt der gesetzlichen Unfallversiche-
rung die erforderliche Anzahl von Sitzen 
in den Arbeits- und Lenkungsgremien 
der Normenausschüsse des DIN ein und 
ermöglicht, dass mindestens ein Vertre-
ter der gesetzlichen Unfallversicherung 
bei europäischen und internationalen 
Normungsgremien mitwirken kann. 21

Die inhaltlich-fachliche Vertretung der 
gesetzlichen Unfallversicherung in den 
Normenausschüssen wird von den Fach-
bereichen und Sachgebieten wahrgenom-
men. Die Kommission Arbeitsschutz und 
Normung hat die Aufgabe, die Normungs-
arbeit zu beobachten und die Belange des 
Arbeitsschutzes gegenüber der Normung 
zur Geltung zu bringen.

Wirksame Unterstützung aus der Präven-
tionsarbeit der Fachbereiche und Sach-
gebiete bei ihrer Arbeit in Normungs-
gremien bieten die Erfassung besonders 

zu fördernder Arbeitsschwerpunkte, die 
Bewertung neuer Entwicklungen in der 
Normung, beispielsweise die Dienstleis-
tungsnormung oder neue „Normungs-
produkte“, die Ableitung notwendiger 
Maßnahmen sowie die Einfl ussnahme in 
steuernden Beiräten und Fachbereichen 
des DIN. Auf Basis der von den Fachberei-
chen und Sachgebieten zu ermittelnden 
Schwerpunkte soll ein Entwicklungsplan 
für die zukünftige Normungsarbeit der 
DGUV erstellt werden. 

Um gezielt Einfluss auf die Inhalte von 
Normungsdokumenten nehmen zu kön-
nen, ist es von entscheidender Bedeutung,
möglichst von Anfang an aktiv in den 
entsprechenden Normungsgremien mit-
zuwirken und an den Projektsitzungen 
teilzunehmen. Darüber hinaus wird na-
tional eine enge Abstimmung mit Vertre-
tern anderer Arbeitsschutzkreise möglich. 
Europäische und falls nötig internationa-
le Netzwerke können sich zur Stärkung 
der Arbeitsschutzinteressen bilden. Dies 
wird durch die Benennung von Fachleu-
ten der Unfallversicherungsträger aus den 
Fachbereichen und Sachgebieten für die 
Normungsgremien gewährleistet. 

Neben der Mitarbeit an einzelnen Nor-
mungsprojekten ist die Einflussnahme 
auf die zukünftige Normungsarbeit in 
Fachbereichsräten und Beiräten des DIN 
ein wichtiger Bestandteil der Normungs-
arbeit.

Die zunehmende Bedeutung der Nor-
mung als politisches Instrument der 
Regierung macht zudem eine genaue 
Beobachtung und kritische Begleitung 
der normungspolitischen Arbeit durch 
Vertreter der gesetzlichen Unfallver-
sicherung notwendig.

Ergänzende Produkte der Normung
Neben den „klassischen“ Normen werden 
von den Normungsinstituten auf natio-
naler, europäischer und internationaler 
Ebene zusätzlich „ergänzende Produkte 
zur Normung“, Spezifi kationen, auf den 

Markt gebracht, die nicht zwingend im 
Konsens erstellt werden müssen und teil-
weise auf Einzelinteressen beruhen.

Diese sogenannten „DIN-SPEC-Produkte“,
zu denen CEN-Workshop Agreements 
(CWA), DIN-Fachberichte, Publicly Availa-
ble Specifications (DIN PAS) und Vor-
normen zählen, sowie ähnliche Produk-
te auf europäischer und internationaler 
Ebene werden in verkürzten Verfahren 
und meist ohne Beteiligung der Arbeits-
schutzkreise erstellt. Deshalb sind sie 
nicht geeignet, Sicherheitsaspekte zu 
regeln. Eine Gefahr besteht darin, dass 
solche Dokumente leichter in den Status 
einer klassischen Norm überführt werden 
können. Auf diese Entwicklung ist beson-
deres Augenmerk zu richten.

E� ektive Interessenvertretung 
Die persönliche Mitarbeit in Normenaus-
schüssen erfordert von den Experten zu-
sätzlich zu ihren Tagesaufgaben einen ho-
hen zeitlichen Aufwand. Dies verdient in 
besonderem Maße die Unterstützung und 
Anerkennung der DGUV und ihrer Mit-
glieder. Im Jahr 2010 haben fast 500 Ex-
perten der Unfallversicherungsträger in 
über 1.300 Gremien aktiv an der Erarbei-
tung sicherheitsrelevanter Normen mitge-
wirkt – davon 110 in leitender Funktion
in europäischen oder internationalen 
Normungsgremien. 

Für den Erfolg der Arbeiten ist ein Erfah-
rungsaustausch zwischen den Mitarbei-
tern der Unfallversicherungsträger in der 
Normung und den Mitarbeitern in staat-
lichen Arbeitsschutzgremien von großem 
Vorteil. Dazu werden regelmäßig SiGe-
Fachveranstaltungen für die Vertreter 
in staatlichen Gremien und in der Nor-
mung angeboten. Der Rückfl uss von In-
formationen aus den Normungsgremien 
in die Fachbereiche und Sachgebiete der 
DGUV soll in Zukunft verstärkt werden. 
Als zukunftsorientierte Austauschmög-
lichkeit sollen hierbei auch webbasierte 
Kommunikationsmittel in Betracht ge-
zogen werden. Um den sich ändernden 

„Auf Basis der von den Fachbereichen und Sachgebieten zu ermittelnden Schwerpunkte soll 
ein Entwicklungsplan für die zukün� ige Normungsarbeit der DGUV erstellt werden.“ 
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Anforderungen gerecht zu werden, wird 
die Überarbeitung und Erweiterung des 
bestehenden Angebots an Erfahrungsaus-
tausch und an Seminaren geprüft.

Während der SiGe-Fachveranstaltung 
„Technische Regelsetzung und Normung“ 
– die nächste findet am 2./3. Mai 2012 
statt – werden die Teilnehmer über neue 
Tendenzen in der Normung, wichtige ak-
tuelle Einzelthemen und die Entwick-
lungen in der technischen Regelsetzung 
informiert. Dies ermöglicht es auch, Syn-
ergien zu nutzen, wenn ähnliche Themen 
in mehreren Arbeitsfeldern bearbeitet 
werden. Workshops eröff nen darüber hi-
naus die Möglichkeit, eigene Fragen und 
Ideen einzubringen. 

Als Gemeinschaftsveranstaltung mit der 
KAN führt das Institut für Arbeit und 
Gesundheit der DGUV (IAG) das Semi-
nar „Grundlagen der Normungsarbeit im 
Arbeitsschutz“ durch. Hier werden die 
Mitarbeiter der Berufsgenossenschaften 
und Unfallkassen auf ihre Arbeit in Nor-
mungsgremien vorbereitet beziehungs-
weise über Veränderungen informiert, 
damit sie ihre Aufgabe für die DGUV op-
timal wahrnehmen können. Das Seminar 
ermöglicht zusätzlich einen Erfahrungs-
austausch zwischen erfahrenen Kollegen 
aus der Normung und solchen, die neu in 
die Normungsarbeit einsteigen. ●
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uftmessungen am Arbeitsplatz 
geben Auskunft darüber, welche 
Gefahrstoff e Arbeitnehmer mögli-

cherweise über die Luft aufnehmen. Das 
Biologische Monitoring geht einen ande-
ren Weg: Es bildet ab, welche Menge an 
Gefahrstoff en vom Menschen tatsächlich 
aufgenommen wird. Dabei erfasst es nicht 
nur Stoffe, die über die Luft, sondern 
auch Stoff e, die über die Haut oder den 
Mund aufgenommen werden. Am Beispiel 
einer Untersuchung des Instituts für Prä-
vention und Arbeitsmedizin der DGUV 
(IPA) soll die Bedeutung dieser Unter-
suchungsmethode deutlich werden.

Situation der Beschä� igten 
in Kokereien
Für die Herstellung von Stahl wird Koks 
benötigt. Koks entsteht durch Erhitzen 
von Kohle unter Luftabschluss in Koke-
reien. Mit Hilfe von Präventionsmaßnah-
men haben sich die Arbeitsbedingungen 
in Kokereien in den letzten Jahren we-
sentlich verbessert. Expositionen in Ko-
kereien sind von der International Agen-
cy for Research on Cancer (IARC) als 
humankanzerogen eingestuft. Dabei sind 
ganz unterschiedliche Stoffe beteiligt: 
polyzyklische aromatische Kohlenwas-
serstoffe (PAK), aber auch aromatische 
Amine. Vertreter beider Substanzgruppen 
werden einerseits in den Kokereirohga-
sen, aber andererseits auch in den Stein-sen, aber andererseits auch in den Stein-
kohlenteerpechen, die als Nebenprodukt kohlenteerpechen, die als Nebenprodukt 
bei der Koksherstellung anfallen, gefun-bei der Koksherstellung anfallen, gefun-
den. Es gibt Hinweise aus der Literatur, den. Es gibt Hinweise aus der Literatur, 
dass Beschäftigte aus Kokereien mögli-dass Beschäftigte aus Kokereien mögli-
cherweise ein erhöhtes Risiko tragen, an cherweise ein erhöhtes Risiko tragen, an 
Harnblasenkrebs zu erkranken.Harnblasenkrebs zu erkranken.

Verlässliche Daten zur inneren und äu-
ßeren Belastung von Kokereibeschäftig-
ten insbesondere mit aromatischen Ami-
nen fehlen allerdings bisher. Gemeinsam 
mit dem Präventionsdienst der BG RCI so-
wie dem Belegschaftsschutz der Kokerei 
Prosper in Bottrop gin-
gen Wissenschaftler des 
IPA dem Verdacht einer 
möglicherweise vorhan-
denen Belastung mit ko-
kereitypischen Gefahr-
stoffen nach. Ziel der 
Studie war es, den tech-
nischen Arbeitsschutz 
zu prüfen, mögliche Belastungsschwer-
punkte zu erkennen und gegebenenfalls 
weitere geeignete Präventionsmaßnah-
men vorzuschlagen.

Untersuchung in einer Kokerei
An der Studie nahmen rund 50 Beschäf-
tigte einer modernen Kokerei teil (Koke-
rei Prosper, Bottrop). Das Kollektiv setz-
te sich zusammen aus Mitarbeitern des 
Koksofenbetriebs, die auf der sogenann-
ten Maschinen- und Koksseite sowie auf 
der Ofendecke arbeiteten (ofennahe Tä-
tigkeiten). Ebenfalls untersucht wurden 
Beschäftigte der angeschlossenen chemi-
schen Fabrik (ofenferne Tätigkeiten). Ko-
kereiemissionen entstehen vornehmlich 
im Bereich der Öfen.

Da sich viele der untersuchten Arbeits-
plätze im Freien befanden und zudem 
in einer Kokerei vorkommende Gefahr-
stoff e wie aromatische Amine, PAK und stoff e wie aromatische Amine, PAK und 
Benzol über die Haut aufgenommen wer-Benzol über die Haut aufgenommen wer-
den können, wurde als Hauptuntersu-

chungsmethode das Humanbiomonito-
ring eingesetzt. Damit wurden spezifi sche 
Stoff wechselprodukte verschiedener aro-
matischer Amine, des polyzyklischen aro-
matischen Kohlenwasserstoff s Benzo[a]
pyren und des Benzols im Urin der Be-

schäftigten zu Beginn 
einer Schicht und nach 
Schichtende quantitativ 
bestimmt. Darüber hin-
aus wurde der Raucher-
status der Beschäftigten 
mittels Fragebogen er-
hoben und anhand der 
Konzentration des Ni-

kotinmetaboliten Cotinin im Urin indivi-
duell quantifi ziert. Zusätzliche Informa-
tionen liefert das sogenannte Ambient 
Monitoring, bei dem die Gefahrstoff men-
ge in der Luft gemessen wird. Die Luft-
messungen erfolgten personengebunden 
auf aromatische Amine.

Nur geringfügige Belastungen 
messbar
Die Ergebnisse der Luftmessungen zeig-Die Ergebnisse der Luftmessungen zeig-
ten, dass die Konzentrationen an aroma-ten, dass die Konzentrationen an aroma-
tischen Aminen im Bereich der allgemein 
vorhandenen Hintergrundbelastung in vorhandenen Hintergrundbelastung in 
der Umwelt lagen. Selbst zwischen ofen-der Umwelt lagen. Selbst zwischen ofen-der Umwelt lagen. Selbst zwischen ofen-
nahen und ofenfernen Arbeitsplätzen ließ nahen und ofenfernen Arbeitsplätzen ließ 
sich kein signifi kanter Unterschied erken-sich kein signifi kanter Unterschied erken-
nen. nen. 

Die Biomonitoringuntersuchungen auf Die Biomonitoringuntersuchungen auf 
aromatische Amine zeigten ein vergleich-aromatische Amine zeigten ein vergleich-
bares Bild: Es bestand kein Unterschied bares Bild: Es bestand kein Unterschied 
zwischen der inneren Belastung mit aro-zwischen der inneren Belastung mit aro-
matischen Aminen bei Beschäftigten mit matischen Aminen bei Beschäftigten mit 
vornehmlich ofennahen und ofenfernen vornehmlich ofennahen und ofenfernen 

Verlässliche Daten zur Belastung von Kokereibeschä� igten mit polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwassersto� en sowie aromatischen Aminen gab es bisher nicht. Wissenscha� ler des 
Instituts für Prävention und Arbeitsmedizin der DGUV führten daher Biomonitoringunter suchungen 
in einer Kokerei durch.

Aus der Forschung

Humanbiomonitoring hil�  Präventions-
maßnahmen einzuschätzen

L
„Expositionen in 
Kokereien sind von der 
International Agency 
for Research on Cancer 
als humankanzerogen 
eingestu� .“
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Tätigkeiten. Auch bestand kein Unter-
schied in den Urinkonzentrationen der 
Vorschicht- und Nachschichtproben. Ein 
solcher wäre bei bestehender Expositi-
on aufgrund der kurzen Ausscheidungs-
kinetik zu erwarten gewesen. Die innere 
Belastung mit aromatischen Aminen im 
Urin lag im Bereich der Hintergrundbe-
lastung der deutschen Allgemeinbevölke-
rung, die für Raucher und Nichtraucher 
unterschiedlich ist. So wiesen die Rau-
cher unter den Kokereibeschäftigten sig-
nifi kant höhere Konzentrationen im Urin 
auf als die Nichtraucher. Zusammenge-
fasst konnte somit die innere Belastung 
mit aromatischen Aminen auf das indi-
viduelle Rauchverhalten zurückgeführt 
werden. Eine zusätzliche arbeitsplatzbe-
dingte innere Belastung mit kanzeroge-
nen aromatischen Aminen war nicht er-
sichtlich.

Durch die quantitative Bestimmung ei-
nes Stoff wechselprodukts des Benzols im 
Urin (S-Phenylmerkaptursäure) hingegen 
konnte eine berufl ich bedingte Belastung 
festgestellt werden. Diese lag jedoch im 
Mittel nur leicht oberhalb der berufl ich 
nicht exponierten Allgemeinbevölkerung. 
Für einzelne Tätigkeiten waren im Ver-
gleich jedoch leicht höhere Belastungen 
ersichtlich. Hierbei spielte möglicherwei-
se die Benzolaufnahme über die Haut bei 
bestimmten Tätigkeiten wie zum Beispiel 

Reparaturen von Rohrleitungen in der 
chemischen Fabrik eine Rolle. Aus prä-
ventivmedizinischer Sicht kommt somit 
Persönlicher Schutzausrüstung wie ge-
eigneten Handschuhen bei entsprechen-
den Tätigkeiten besondere Bedeutung zu. 

Die Biomonitoringuntersuchungen auf 
3-Hydroxy-Benzo[a]pyren zeigten auch ei-
ne Belastung durch Benzo[a]pyren insbe-
sondere bei ofennahen Tätigkeiten. Hier 
ließ sich ein geringer Anstieg der inneren 
Belastung während der Schicht nachwei-
sen. Benzo[a]pyren gehört zu den soge-
nannten polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoff en (PAK), die bei einer 
unvollständigen Verbrennung von orga-
nischem Material entstehen können. Al-
lerdings war in der Kokerei Prosper die 
innere Belastung geringer als zuvor an-
hand von Literaturdaten angenommen. 
Die festgestellte innere Belastung mit 
Benzo[a]pyren lag unter der Belastung 
von Beschäftigten einer europäischen 
Vergleichskokerei und auch unter der an-
derer Gewerke, wie zum Beispiel der Kon-
verterzustellung bei der Stahlproduktion. 
Dennoch ist das Tragen der Persönlichen 
Schutzausrüstung (PSA) – wie es auch 
die betriebseigenen Arbeitsschutzmaß-
nahmen bei bestimmten Tätigkeiten im 
Bereich der Öfen vorsehen – im Sinne der 
Prävention weiterhin unbedingt empfeh-
lenswert.

Insgesamt zeigte die Studie, dass sich der 
technische Arbeitsschutz der untersuch-
ten Kokerei auf einem sehr hohen Niveau 
befi ndet. Das Biomonitoring erwies sich 
in dieser Studie erneut als ein hervorra-
gendes Instrument, um Belastungen von 
Arbeitnehmern mit Gefahrstoff en auf in-
dividueller Basis zu objektivieren, die 
Eff ektivität von Schutzmaßnahmen ein-
zuschätzen und mögliche Gesundheits-
gefahren abzuschätzen. ●

Schauplatz der Untersuchungen: die Kokerei Prosper in Bottrop
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Dämmerung, Nebel und Regen verschlechtern in den Wintermonaten die Sichtverhältnisse für 
Fahrzeugführer erheblich. Deshalb müssen Straßenarbeiter Warnkleidung tragen. Diese verbessert 
die Sichtbarkeit und bietet somit Schutz. Für die Bereitstellung sollten Führungskrä� e sorgen.

n der dunklen Jahreszeit können 
zahlreiche Faktoren zu Gefährdun-
gen von Personen im Straßenver-

kehr beitragen. Die Unfallzahlen weisen 
darauf hin, dass schlechte Sichtbarkeit 
hier große Bedeutung hat. Statistiker ver-
muten, dass der strenge und lange Win-
ter 2010 zur Erhöhung der Zahl der mel-
depflichtigen Wegeunfälle um fast 25 
Prozent geführt hat (Tabelle). In vielen 
Bereichen, zum Beispiel bei der Siche-
rung von Baustellen und der Straßenrei-
nigung, hat man schon vor vielen Jahren 
diese Unfallgefahr erkannt und deshalb 
die Tragepfl icht für Warnkleidung einge-
führt. Sie gehört zur Persönlichen Schutz-
ausrüstung (PSA) eines jeden Beschäftig-
ten, der sich im Straßenverkehr und in 
dessen Nähe aufhält.

Rechtsgrundlagen
Nach § 35 Abs. 6 Ziff er IV Straßenverkehrs-
ordnung (StVO) gilt, dass Personen, die 
Straßen oder in deren Raum befindliche 
Anlagen zu beaufsichtigen haben, bei ihrer 

Arbeit außerhalb von Gehwegen und Ab-
sperrungen auff ällige Warnkleidung tragen 
müssen. Hat die Gefährdungsbeurteilung 
ergeben, dass Warnkleidung zum Schutz 
der Beschäftigten erforderlich ist, muss 

I

Warnkleidung 

Früh erkannt, 
Gefahr gebannt

Tabelle: Anzahl der Wegeunfälle (Quelle: DGUV-Statistik)

Unfallzahlen im Bereich der UV-Träger der 
ö� entlichen Hand

Zahl der 
Unfälle 2009

Zahl der 
Unfälle 2010

Meldepflichtige Wegeunfälle 28.332 35.279

Tödliche Wegeunfälle 35 29

Unfallzahlen im Bereich der Schüler- 
Unfallversicherung (2010: vorläu� ge Zahlen)

Zahl der 
Unfälle 2009

Zahl der 
Unfälle 2010

Meldepflichtige Wegeunfälle 115.534 123.665

Tödliche Wegeunfälle 45 51
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Was ist Warnkleidung?
Warnkleidung zeichnet sich durch Flächen von retroreflektierenden und fluores-
zierenden Materialien aus. Um die Wahrnehmbarkeit bei Tageslicht zu verbes-
sern, werden fluoreszierende Hintergrundmaterialien eingesetzt. Fluoreszierende 
Farbsto� e wandeln hierbei Anteile des UV-Lichts in sichtbare Remission um. Die 
Farben erscheinen dem Betrachter dadurch intensiv leuchtend. Bei Dunkelheit 
sorgen Reflexstreifen aus retroreflektierendem Material für das Zurückstrahlen 
von Scheinwerferlicht und damit für eine hohe Wahrnehmbarkeit. Retroreflexion 
nennt man eine Reflexion, die größtenteils in Richtung der Strahlungsquelle er-
folgt. Sie wird durch kleinste Prismate oder verspiegelte Glaskügelchen erreicht, 
die in Gewebe oder Reflektoren eingearbeitet sind. 

Die höchsten Anforderungen an Warnkleidung sind in der Norm DIN EN 471 fest-
gelegt. Die Norm unterteilt Warnkleidung nach Mindestflächen an retroreflektie-
rendem und fluoreszierendem Material in Klassen, wobei Klasse 3 die höchste 
Sichtbarkeit bietet. Erlaubt sind nur Reflexstreifen mit einer Mindestbreite von 50 
Millimetern. Zulässige Farben sind fluoreszierendes Orangerot, fluoreszierendes 
Rot und fluoreszierendes Gelb.

die PSA vom Unternehmer in ausreichen-
der Anzahl zur Verfügung gestellt werden 
(§ 29 Unfallverhütungsvorschrift „Grund-
sätze der Prävention“ BGV / GUV-V A 1).

Wer mit einem Dienstwagen oder Firmen-
fahrzeug unterwegs ist, muss eine Warn-
weste dabeihaben (§§ 31 und 56 Unfall-
verhütungsvorschrift „Fahrzeuge“ GUV-V 
D 29). In der Vorschrift heißt es unter an-
derem: „Der Unternehmer hat maschinell 
angetriebene mehrspurige Fahrzeuge mit 
geeigneter Warnkleidung für wenigstens 
einen Versicherten auszurüsten.“ Auch 
was unter Warnkleidung zu verstehen ist, 
wird explizit ausgeführt. Danach muss es 
sich um Kleidung handeln, die der Norm 
DIN EN 471 entspricht. Sie ist zu tragen, 
wenn auf öff entlichen Straßen im Gefah-
renbereich des fließenden Verkehrs In-
standsetzungsarbeiten (zum Beispiel Rei-
fenwechsel) durchgeführt werden. Auch 
bei Abschlepp- und Bergungsarbeiten ist 
Warnkleidung Pfl icht.

Tipps für die Auswahl 
von Warnkleidung
Bei der Wahl der Warnkleidung sind fol-
gende Kriterien zu beachten, insbeson-
dere wenn die Träger bei allen Licht- und 
Wetterverhältnissen am Straßenverkehr 
teilnehmen müssen:

•  Die Warnkleidung sollte mit großen 
Flächen von retrorefl ektierenden und 
fluoreszierenden Materialien ausge-
stattet sein.

•  Die retrorefl ektierenden und fl uoreszie-
renden Materialien sollten die Rund-
umsichtbarkeit des Benutzers sicher-
stellen.

•  Refl exstreifen sollten die menschlichen 
Konturen hervorheben, um die Person 
erkennbar zu machen. Eine Kombina-
tion vertikaler und horizontaler Strei-
fen gewährleistet die Sichtbarkeit des 
Trägers auch bei Bewegungen und teil-
weiser Verdeckung durch Gegenstände.

•  Die Pfl egeanweisungen auf den Etiket-
ten müssen beachtet werden. Warnklei-
dung verliert durch falsche Reinigung 
ihre Wirkung.

•  Verschmutzungen, mechanische Ein-
wirkungen und Ausbleichungen durch 
Sonnenlicht setzen die Warnwirkung 
ebenfalls herab.

•  Die Warnkleidung muss die CE-Kenn-
zeichnung mit Angabe der Norm tragen.

Generell sollte beim Erwerb von Warn-
kleidung oder Warnzubehör auf die Kenn-
zeichnung mit CE-Zeichen in Verbindung 
mit einer Norm geachtet werden. Erst 
dann handelt es sich um geprüfte und 
zertifi zierte Produkte, die unter anderem 
auch auf Hautunverträglichkeiten, Schutz 
vor Verletzungen und ergonomische As-
pekte durch notifi zierte Prüfi nstitute ge-
prüft wurden. ▸

Fahrradfahrer und Fußgänger sind bei schlechten Sichtverhältnissen besonders gefähr-
det. Ohne au� ällige Ausstattung sind sie für Autofahrer nur schwer auszumachen.
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Mitmachexponat „Lass dich sehen“
Das Institut für Arbeitsschutz der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(IFA) hat jahrelange Erfahrung in der 
Prüfung, Zertifi zierung und Normung von 
Warnkleidung. Im Rahmen der Präven-
tionskampagne „Risiko raus!“ hat das 
IFA diese Erfahrungen für ein breites 
Publikum sichtbar gemacht. Zum Thema 
„Lass dich sehen“ entwickelte das Institut
ein mobiles Veranstaltungsexponat. Bei 
dem Exponat handelt es sich um einen 
Pkw-Koff eranhänger, der für die lebens-
wichtige Sichtbarkeit von Fußgängern 
und Radfahrern im Straßenverkehr sensi-
bilisieren will. 

In dem begehbaren Anhänger sieht der 
Betrachter zwei bis drei lebensgroße Er-
wachsenen- und Kinderpuppen, die un-
terschiedlich gekleidet sind. Sie tragen 
normale Straßenkleidung – Jacken und 
Hosen in dunklen wie auch in hellen Far-
ben – sowie retrorefl ektierende Warnklei-
dung. Über eine besondere Optik lassen 
sich Entfernungen von drei und 30 Me-
tern zwischen Betrachter und Personen-
gruppe simulieren. Außerdem können 

unterschiedliche Lichtverhältnisse herge-
stellt werden, sprich Tageslicht, Dämme-
rung und Dunkelheit. Man betrachtet die 
gesamte Szene aus der Perspektive eines 
Autofahrers, der mit Abblendlicht unter-
wegs ist. Dadurch bekommt der Betrach-

ter einen realitätsnahen Eindruck von der 
Sichtbarkeit normaler Kleidung und im 
Vergleich dazu von der Erkennbarkeit von 
Warnkleidung. Hierbei bestätigen sich die 
Ergebnisse von Praxisstudien: Personen 
mit normaler Straßenbekleidung sind 
nur bis zu einer Entfernung von 40 Me-
tern sichtbar. Den Studien zufolge sieht 
man Warnkleidung hingegen bis zu 150 
Meter weit.

Das mobile Exponat wurde bereits auf 
zahlreichen Veranstaltungen erfolgreich 
eingesetzt. Der Koff eranhänger kann beim 
IFA für Publikumsveranstaltungen der 
Unfallversicherungsträger und deren Mit-
gliedsunternehmen ausgeliehen werden.

Kün� ige Entwicklungen
Erfahrungen aus Gesprächen und Er-
kenntnisse aus dem Einsatz des Exponats 
fl ießen in Gremien und Forschungsarbei-
ten ein. Erste Ergebnisse deuten darauf 
hin, dass die Trageakzeptanz für Warn-
kleidung in allen Anwendungsbereichen 
steigt.

„Warnkleidung gehört zur Persönlichen Schutzausrüstung eines jeden Beschä� igten, 
der sich im Straßenverkehr und in dessen Nähe au� ält.“

Das fluoreszierende Material der Warnwesten sorgt auch bei Dämmerlicht für einen 
guten Kontrast zur Umgebung. 

Reflexstreifen an der Warnkleidung sind im Scheinwerferlicht aus Entfernungen bis zu 
150 Metern zu erkennen. 
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Informationen und Regeln
•  Regel „Benutzung von Persönli-

cher Schutzausrüstung im Ret-
tungsdienst“ (GUV-R 2106): Re-
gelungen und Empfehlungen für 
Unternehmer und Führungskrä� e 
zum Einsatz von Warnkleidung in 
der Notfallrettung und im Kranken-
transport

•   Information „Warnkleidung“ 
(BGI / GUV-I 8591): Hinweise und 
Empfehlungen für Unternehmer 
und Führungskräfte zum Einsatz 
von Warnkleidung, unter anderem 
beim Arbeiten außerhalb von Ab-
sperrungen und neben dem Ver-
kehrsbereich (zum Beispiel Siche-
rung von Baustellen)

•  Information „Auswahl von PSA auf 
der Basis einer Gefährdungsbeur-
teilung für Einsätze bei deutschen 
Feuerwehren“ (GUV-I 8675): Infor-
mationen zu Warnkleidung, zum 
Beispiel für den Einsatz im ö� ent-
lichen Straßenverkehr

•  Unfallverhütungsvorschri�  „Müll-
beseitigung“(GUV-V C 27): § 5 Per-
sönliche Schutzausrüstung

In der Normung von Persönlichen Schutz-
ausrüstungen gewinnt die Sichtbarkeit 
insgesamt an Bedeutung. Die Anforde-
rungen an Menge und Qualität von retro-
refl ektierenden, fl uoreszierenden Materi-
alien und ihre Anordnung werden durch 
Praxisuntersuchungen optimiert und 
dem Anwender und seinem Betätigungs-
feld angepasst.

Mitarbeiter, die auf Rollstühle oder Geh-
hilfen wie Gehstützen angewiesen sind, 
sind bei schlechten Sichtverhältnissen 
im Straßenverkehr besonders gefährdet. 
Ein Rollstuhl ohne Elektromotor besitzt 
im Lieferzustand maximal zwei Katzenau-
gen, keine Leuchten und ist in den meis-
ten Fällen dunkel gestaltet. Eine bessere 
Sichtbarkeit kann hier zum Beispiel durch 
das Anbringen von Speichenrefl ektoren 
und retrorefl ektierenden Folien erreicht 
werden.

Kinder stehen bis zum Ende des Grund-
schulalters dem Thema „Sehen und ge-
sehen werden“ positiv gegenüber. So 
werden Fahrradhelme, Warnwesten, re-
fl ektierende Objekte und genormte Schul-
ranzen gern getragen. Jugendliche hin-
gegen lehnen leuchtende Kleidung ab. 
Neben der notwendigen Entwicklung und 
Bereitstellung von moderner und trag-
barer Kleidung mit Sichtbarkeitsbestand-
teilen sind weitere Aktivitäten zur Motiva-
tion dieser Zielgruppe notwendig. ●
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Dipl.-Ing. Corina Walther
Sachgebietsleiterin PSA gegen 
physikalische Einwirkungen, 
Institut für Arbeitsschutz der 
DGUV (IFA)
E-Mail: corina.walther@dguv.de

  Deutscher Verkehrssicherheitsrat (DVR): 
„Das eigene Leben schützen – 
Warnwesten erhöhen die Sicherheit von 
Verkehrsteilnehmern“ (www.dvr.de).

Institut für Arbeitsschutz der DGUV (IFA): 
Präventionskampagne „Risiko raus!“ 
2010 / 2011 (www.dguv.de / ifa).

TÜV Rheinland Group: Reflektierende 
Retter: Sicherheit durch Sichtbarkeit 
(test-tuvweb.twt.de / de / reflektierende_
retter.html).

Das mobile Exponat des IFA: Der Ko� eranhänger ist so ausgestattet, dass die Wirkung 
von Warnkleidung bei unterschiedlichen Lichtverhältnissen demonstriert werden kann.

Speichenreflektoren verhelfen Rollstuhl-
fahrern zu mehr Sichtbarkeit.
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1  Hintergrund und Beschreibung 
des Projekts

Bei gut gestalteter Arbeit kann Gesund-
heit potenziell gestärkt und erhalten wer-
den. Doch in vielen Unternehmen sind 
unter den Arbeitsbelastungen die negati-
ven Auswirkungen psychischer Belastun-
gen – insbesondere Stress – mittlerweile 
führend. Die Tendenz ist kontinuierlich 
steigend. So erklärte die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) den berufl ichen 
Stress zu einer der größten Gefahren des 
21. Jahrhunderts (WHO-Studie „Global 
Burden of Disease“).

Die zunehmende Stressbelastung betriff t 
betriebliche Funktionsträger in der Regel 
zweifach: Sie werden zum einen verstärkt 
mit den Problemen von stressbelasteten 
Beschäftigten konfrontiert, die Hilfestel-
lung von ihnen erwarten, zum anderen 
müssen sie ihren eigenen Stress bewälti-
gen. Um diesen Aufgaben gerecht zu wer-
den, sind die Funktionsträger oft nicht 
ausreichend geschult, und sie sind dabei 
nicht selten überfordert, so die Erfahrun-
gen der Unfallversicherungsträger. Derzeit 
besteht ein erheblicher Mangel an ausge-
bildeten Fachleuten in den Unternehmen, 

die in der Lage sind, psychische Belastun-
gen und deren Auswirkungen in Form von 
Stress gezielt zu erfassen, Methoden zur 
Stressprävention zu implementieren und 
eine eff ektive Stressintervention zu unter-
stützen sowie die Betroff enen vor Ort kom-
petent zu beraten. 

Seit dem Jahr 2010 bietet die Unfallkasse 
NRW für ihre Mitgliedsunternehmen Hil-
festellung. Im Mai 2010 startete eine Aus-
bildung zum Thema „Stressintervention“. 
Bei dieser Ausbildung „Stressinterventi-
on – Ausbildung zum Moderator, Berater 
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Tabelle 1: Design der Untersuchung

t0 t1 t1 / 2 t2 t2 / 3 t3 t4 t5

Prä Prozess Prozess Prozess Prozess Prozess Post Follow-up

Zeitpunkt der 
Erhebung

Vor der Aus-
bildung

Nach dem 
ersten 
Modul

Vor dem 
zweiten 
Modul

Nach dem 
zweiten 
Modul

Vor dem 
dritten 
Modul

Nach dem 
dritten 
Modul

Nach der 
gesamten 
Ausbildung

8 Monate 
nach der 
Ausbildung

▾ geplant

Die Unfallkasse NRW bietet seit 2010 Führungskrä� en und Funktionsträgern eine erweiterte 
Hilfestellung gegen die Stressproblematik in ihren Unternehmen an. Die Ausbildung „Stress-
intervention – Ausbildung zum Moderator, Berater und Ansprechpartner“ (SiMBA) quali� ziert 
sie für die Optimierung und den Ausgleich von Belastungen und Beanspruchungen.

Angebot der UK NRW

Gut ausgebildet gegen den Stress
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und Ansprechpartner“ (SiMBA) stehen 
die Optimierung und der Ausgleich von 
Belastungen und Beanspruchungen im 
Unternehmen im Vordergrund. Das An-
gebot richtet sich an Funktionsträger und 
Funktionsträgerinnen sowie Multiplika-
toren in Unternehmen, insbesondere an 
Führungskräfte, Personalvertretungen, 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Soziale 
Ansprechpartner, Betriebsärzte, Gesund-
heitsmanager, Gleichstellungsbeauftrag-
te und Vertrauenspersonen für Schwer-
behinderte.

Die Ziele des Projekts sind: 
•   Förderung der Stressprävention und 

-intervention im Unternehmen
•  Qualifi zierung der betrieblichen 

Funktionsträger zu kompetenten 
Stressberatern 

•  Entlastung der Funktionsträger durch:
 –  Erweiterung ihrer Kompetenzen zur 

Beratung und Unterstützung von 
Betroff enen 

 –  Eff ektiveren Umgang mit eigenen 
Stressbelastungen 

•  Förderung der Organisationsentwick-
lung (Verhältnisprävention); gegebe-
nenfalls Implementierung eines Be-
ratungs-/Informationsangebotes für 
Beschäftigte 

•  Integration psychosozialer Aspekte 
in die Gefährdungsbeurteilung

•  Bildung eines Netzwerkes zwischen den 
Stressberatern (Erfahrungsaustausch)

Die Teilnehmenden sollen durch die Aus-
bildung sowohl eine höhere Selbstkom-
petenz im Umgang mit Stress erwerben 
als auch Fach- und Methodenkompetenz 
in den Bereichen Stressprävention und 
-bewältigung sowie in der Erfassung von 
Stressbelastungen. Des Weiteren sollen 
Beratungs-, Sozial- und Kommunikati-
onskompetenz – inklusive Grundlagen 
der Moderation – erweitert werden. Die 
Ausbildung wird in drei Modulen à drei 
Tage von einem Trainerteam aus Psycho-
logen und Pädagogen durchgeführt. 

Die Schwerpunkte im ersten Modul der 
Ausbildung liegen auf der Vermittlung von 
Kenntnissen im Bereich der rechtlichen 
Grundlagen sowie der Integration psy-

chosozialer Faktoren in die Gefährdungs-
beurteilung, der Erläuterung von Stress-
modellen und dem effektiven Einsatz 
anerkannter Methoden zur Stressbewälti-
gung, wie zum Beispiel die Problemlöse-
technik (PLT) und das Rational-Emotive-
Training (RET). Im zweiten Modul befassen 
sich die Teilnehmenden mit einer zuvor 
vorbereiteten Präsentation zur Gefähr-
dungsbeurteilung in ihrem eigenen Ar-
beitsbereich, und es werden Kommuni-
kations- und Beratungsansätze vermittelt. 
Nach Abschluss des dritten Moduls sind 
die Teilnehmenden auch mit den Grund-
lagen der Präsentations- und Moderations-
techniken sowie des Projektmanagements 
vertraut. Modulübergreifend stehen prak-
tische Übungen zur Förderung positiver 
Stressreaktionen und Entspannungstech-
niken auf dem Programm. Zwischen den 
Modulen bearbeiten die Teilnehmenden 
„Hausaufgaben“. So entwickelten die Teil-
nehmenden in der Zeit zwischen den Mo-
dulen zum Beispiel ein Projektkonzept für 
ihr eigenes Unternehmen zur langfristigen 
Umsetzung der Projektziele in die Praxis.

Um die Bewertung der Ausbildung durch 
die Teilnehmenden und die Wirksam-
keit zu ermitteln, wurde zur Evaluation 
der Ausbildung „SiMBA“ das Institut für 
Arbeit und Gesundheit der Deutschen 

Gesetzlichen Unfallversicherung (IAG), 
Bereich Evaluation und Betriebliches 
Gesundheitsmanagement, beauftragt. 

Folgende Fragestellungen sollten durch 
die Evaluation untersucht werden: 
•  Wie wurden die Ausbildung und 

deren einzelne Module von den 
Teilnehmenden bewertet?

•  Wie wirksam ist die Ausbildung im 
Betrieb?

•  In welcher Form könnte die Ausbildung 
gegebenenfalls optimiert werden?

2 Methodisches Vorgehen
Die Evaluation fand begleitend zur 1. Staf-
fel der Ausbildung SiMBA von Mai 2010 bis 
Februar 2011 statt. Es wurden zwei Metho-
den eingesetzt: a) Fragebögen, b) teilneh-
mende Beobachtung. Die a) Fragebogener-
hebung erfolgte zu sieben verschiedenen 
Zeitpunkten (t0 bis t4 – vor dem ersten 
Modul, zwischen den einzelnen Modulen, 
unmittelbar nach jedem Modul und direkt 
nach der gesamten Ausbildung. Wichtig 
für die Wirksamkeit ist dann die Umset-
zung des Gelernten im Betrieb. Dies ge-
schieht nach Ausbildungsende und kann 
erst durch eine Follow-up-Messung 6 bis 
8 Monate nach der Ausbildung ermittelt 
werden (t5). Die Tabelle 1 zeigt das Design 
der Untersuchung. ▸

Tabelle 2: Überblick über die verwendeten Fragebögen

Messzeitpunkt Inhalte der Fragebögen

t0 und t4 •  Fragen zur Ausbildung
•   Gründe, Vorbereitungen und Erwartungen an die Ausbildung
•   Anwendung / Umsetzung der Ausbildungsinhalte
•  Rolle und Projekte im Betrieb 
•   Fragen zum Moderator, Berater und Ansprechpartner 
•   Fort- und Weiterbildungen
•  Fragen zur Kompetenz
•   Selbstkompetenz im Umgang mit Stress
•  Fach- und Methodenkompetenz
•  Beratungs-, Sozial- und Kommunikationskompetenz
•  Information

t1, t2 und t3 •  Organisation des Ausbildungsmoduls
•  Inhalte und Lernerfolg
•   Interaktion im Ausbildungsmodul
•  Teilnehmerunterlagen
•  Transfermotivation

t1 / 2, t2 / 3 und t4 •  Fragen zu den „Hausaufgaben“ 
•  Fragen zu Veränderungen nach der Ausbildung
•  Fragen zu Wirkungen der Ausbildung
•  Verbesserungsmöglichkeiten
•  Gesamtbeurteilung
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Die Ergebnisse liefern einen guten Beleg 
dafür, dass die Ausbildung „SiMBA“ von 
allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
als sehr positiv bewertet wurde. Die Er-
gebnisse machen zudem deutlich, dass 
die meisten Befragten vor der Ausbildung 
zwar betroff en waren, aber wenig Bewälti-
gungsstrategien zum Thema Stress kann-
ten. Im Laufe der Ausbildung lernten 
die Teilnehmenden einige Stressmodelle 
kennen, deren Techniken die meisten da-
durch auch häufi ger einsetzten. Durch die 
teilweise off enen Fragestellungen konn-
ten wertvolle Erkenntnisse gewonnen 
werden, welche zu einer weiteren Verbes-
serung der Ausbildung führen können. 

Mit dem Blick auf den Zweck der Befragung 
lassen sich folgende Ergebnisse festhalten:

Wie wurden Organisation, Inhalte 
und Lernerfolg sowie Interaktion der 
Ausbildung wahrgenommen?
Aus den Ergebnissen dieser Erhebung kann 
man festhalten, dass die Organisation und 
der Ablauf der Ausbildung insgesamt als 
sehr positiv bewertet wurden und die Teil-
nehmenden sich sehr gut betreut fühlten. 

Die verfolgten Ziele der Teilnehmenden 
waren zum einen, Unterstützungsmög-
lichkeiten für die Praxis zu bekommen 
und durch frühes Erkennen gesundheits-
schädlicher Signale Mitarbeiter fach-
kompetent beraten zu können, und zum 
anderen zu lernen, wie Stress bei sich 
selbst vorgebeugt beziehungsweise re-
duziert werden kann. Es zeigte sich, dass 
die Befragten die Inhalte der Ausbildung 
sehr positiv wahrnahmen, was auch da-
rin deutlich wird, dass beinahe 100 Pro-
zent der Teilnehmenden angaben, viel in 
der Ausbildung gelernt zu haben. Ebenso 
viele Personen führten an, dass sie aus-
reichend eigene Ideen und Erfahrungen 
mit einbringen konnten. Darüber hinaus 
schätzten die Befragten besonders, dass 
der Informationsaustausch unter den 
Teilnehmenden sehr angeregt wurde.

Auf welche Veränderungen wurden 
die Teilnehmenden nach der Aus-
bildung aufmerksam und wie wirkte 
sich die Ausbildung im Betrieb aus?
Durch die Befragung wurde deutlich, dass 
die Teilnehmenden seit der Ausbildung ihre

Eine Kontrollgruppe konnte aus prakti-
schen Gründen nicht einbezogen werden, 
da es sich um eine erstmalige Durchführung 
der Ausbildung handelte und aufgrund der 
Heterogenität (bezüglich Funktion und Be-
triebszugehörigkeit) der Gruppe keine Ver-
gleichbarkeit im Feld hergestellt werden 
konnte. Das muss bei der Interpretation der 
Ergebnisse berücksichtigt werden.

Die Daten wurden mittels drei verschie-
dener Fragebögen erhoben und richteten 
sich an die 16 Teilnehmenden. Die spezi-
fi sch für die Untersuchung entwickelten 
Fragebögen bestanden jeweils aus meh-
reren Teilen, wobei unmittelbar nach den 
einzelnen Modulen die Bewertung der 
Teilnehmenden hinsichtlich Organisati-
on, Inhalt und Lernerfolg sowie Interak-
tion untersucht wurde. Weiteres Augen-
merk lag auf den Messzeitpunkten vor 
dem ersten Modul und nach der gesam-
ten Ausbildung. Hier orientierten sich 
die Fragebögen an den Zielen der Ausbil-
dung. Einen Überblick gibt Tabelle 2. 

Durch einen Vergleich dieser Ergebnisse 
konnten sowohl die Veränderungen auf-
grund der angegebenen Erfahrungen der 
Teilnehmenden als auch Verbesserungs-
vorschläge erhoben werden. 

Neben den benannten Fragebögen wur-
de im Rahmen der Evaluation auch b) ei-
ne teilnehmende Beobachtung durch das 
IAG durchgeführt. Dadurch können die 
Angaben der Teilnehmenden mit Beobach-
tungsergebnissen in Bezug gesetzt werden. 

3  Zusammenfassende Darstellung 
der Ergebnisse

Insgesamt konnten vom IAG fast immer 
16 ausgefüllte Fragebögen in die Aus-
wertung einbezogen werden (Ausnahme 
t2 / t3, t3 und t4: 15 Fragebögen). An der 
Befragung nahmen Personen aus ganz 
unterschiedlichen Branchen teil: 
•   Kindertagesstätten (2 Personen)
•   Kliniken (3 Personen)
•   Werkstätten (1 Person)
•   Forstverwaltung (2 Personen)
•   Oberfi nanzdirektion (2 Personen)
•   Justiz (2 Personen)
•   Polizei (1 Person)
•   Stadtverwaltung (2 Personen)
•   Sonstige (1 Person)

Sichtweise zum Thema Stress änderten. 
Das Thema wird bewusster wahrgenom-
men und durch eine stärkere Reflexion 
versuchen die Befragten, gelassener mit 
Stress umzugehen. Zudem gaben einige 
Personen an, bereits Vorträge und Präsen-
tationen im Betrieb gehalten zu haben. 

Darüber hinaus führten die Befragten an, 
ihre Einflussmöglichkeiten auf eigenen 
Stress verstärkt wahrzunehmen und zu 
nutzen. Allerdings kam es noch zu kei-
nem eindeutigen Ergebnis bezüglich der 
Anwendung der Einflussmöglichkeiten 
auf Stress im Betrieb. Hier ist es wichtig, 
den Transfer im Betrieb ein paar Monate 
nach Ausbildungsende zu erfassen. 

Welche Auswirkungen hatte die 
Ausbildung auf Selbstkompetenz, 
Fach- und Methodenkompetenz, 
Beratungs-, Sozial- und Kommuni-
kationskompetenz sowie auf die 
Information der Teilnehmenden?
Die Ergebnisse der Befragung verdeut-
lichen, dass die Teilnehmenden durch 
die Ausbildung nicht nur ihre eigenen 
Stressbelastungen deutlich besser ken-
nen, sondern auch in der Lage sind, die-
se bewältigen zu können. Zudem lernten 
die Befragten verschiedene Stressmodelle 
und Konzepte durch die Ausbildung ken-
nen, was bei den meisten Teilnehmen-
den zu einer häufi geren Anwendung die-
ser Techniken führte. Zusätzlich konnten 
über 60 Prozent eine Verbesserung ihrer 
Fähigkeiten, positive Stressreaktionen zu 
fördern, feststellen. Des Weiteren wurden 
den Teilnehmenden Beratungsansätze, 
Kommunikationskonzepte und Präsen-
tationstechniken bekannt gemacht. Au-
ßerdem lässt sich aus den Ergebnissen 
der Befragung schlussfolgern, dass die 
Teilnehmenden Moderationstechniken 
in der Ausbildung erlernten und sich da-
durch ihre Einschätzung zu ihren Mode-
rationsfertigkeiten deutlich erhöhte. 

Aus der Sicht der Teilnehmenden kam es 
auch zu einem Anstieg ihrer Fähigkeiten 
hinsichtlich Controlling und Evaluation 
von Projekten, jedoch gaben mehr als die 
Hälfte an, diese selten oder nie anzuwen-
den. Im Übrigen sagten die Befragten aus, 
seit Beginn der Ausbildung mehr Infor-
mationsmaterial an Mitarbeiter weiterge-
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geben zu haben. Eher zurückhaltend be-
antworteten die Teilnehmenden die Frage 
nach Stressprävention beziehungsweise 
-intervention in ihrer Einrichtung, so dass 
die Ergebnisse zur Follow-up-Messung ab-
zuwarten sind. 

Wie wird die Ausbildung „SiMBA“ 
insgesamt von den Teilnehmenden 
beurteilt, beziehungsweise wie 
könnte sie noch verbessert werden? 
Alles in allem fühlten sich die Teilneh-
menden durch die Ausbildung deutlich 
kompetenter für die Aufgabe des Be-
raters, Moderators und Ansprechpart-
ners zum Thema Stressintervention (vgl. 
Abbildung 1). Darüber hinaus waren die 
Teilnehmenden mit der Ausbildung sehr 
zufrieden und würden diese zu 100 Pro-
zent weiterempfehlen (vgl. Abbildung 2). 

4 Zusammenfassung und Ausblick
Die Ergebnisse zeigen, dass die Teilneh-
menden die Ausbildung sehr positiv be-
werteten. Vor allem die Angebote zur Ein-
schätzung und zum Umgang mit eigenen 
Stressbelastungen sowie die unmittelbare 
Beratung, zum Beispiel mit Hilfe der Pro-
blemlösetechnik, konnten gut umgesetzt 
werden. Seminarinhalte, die stärker in 
die betrieblichen Verhältnisse eingreifen, 
zeigen auch Fortschritte und Veränderun-
gen, aber auch, dass sie Zeit benötigen und 

kontinuierlich weiter verfolgt werden müs-
sen. Das Fazit einer Teilnehmerin lautet: 
„Ich war von SiMBA ganz begeistert. Da 
ich durch meine vorherigen Weiterbildun-
gen gut im Umgang mit eigenem Stress-
erleben bin, konnte ich durch SiMBA vor 
allem meine Fach- und Methodenkom-
petenz verbessern. Das betriff t die recht-
lichen Grundlagen zur Stressprävention, 
das Kennen und Einsetzen von Analyse-
instrumenten zur Erfassung psychischer 
Belastungen und den effektiven Einsatz 
von Methoden zur Stressberatung gegen-
über Kollegen und Mitarbeitern, aber auch 
bei der Information von Entscheidungsträ-
gern. Diese Methoden kommen sowohl im 
Einzelgespräch als auch bei der Modera-
tion unserer Teamsitzungen zum Einsatz.“

Mit der vorliegenden Darstellung wurde 
die erste Staffel der Ausbildung SiMBA 
evaluiert. Das Design sah eine Prä-post-
Messung mit einer Reihe von Zwischen-
messungen vor. Aufgrund der zeitnahen 
und kontinuierlichen Rückmeldung der 
Evaluationsergebnisse konnten diese 
auch zur Steuerung der Maßnahme ver-
wendet werden. Im November 2011 wur-
de eine zusätzliche Veranstaltung mit den 
Teilnehmenden zur Transfersicherung 
durchgeführt. Zu diesem Zeitpunkt wur-
de auch eine Follow-up-Messung durch-
geführt, um den Transfer und die Nach-

haltigkeit zu ermitteln. Deren Ergebnisse 
stehen noch aus. Des Weiteren wird nun 
die zweite Staff el der Ausbildung der UK 
NRW durchgeführt und ebenfalls durch 
eine Evaluation vom IAG begleitet. Damit 
können diese ersten Ergebnisse an einer 
zweiten Stichprobe überprüft werden. ●

Autoren
Heike Walgenbach, Referentin für 
Arbeitspsychologie, Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen (UK NRW)
E-Mail: h.walgenbach@unfallkasse-nrw.de

Roland Portuné, Fachbereich „Arbeitspsy-
chologie“, Berufsgenossenscha�  für Roh-
sto� e und Chemische Industrie (BG RCI)
E-Mail: roland.portune@bgrci.de

Marc Jaziorski, 
Trainer, Jaziorski Beratung & Training
E-Mail: jaziorski@t-online.de

Ina Sieler, Referentin für Arbeits-
psychologie, Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen (UK NRW)
E-Mail: i.sieler@unfallkasse-nrw.de

Dr. Annekatrin Wetzstein, Leiterin des 
Bereichs Evaluation und Betriebliches 
Gesundheitsmanagement, Institut für 
Arbeit und Gesundheit der DGUV (IAG)
E-Mail: annekatrin.wetzstein@dguv.de

Abbildung 1: Gesamtbeurteilung der Kompetenz der 
Teilnehmenden für die Aufgabe (MW = Mittelwert, 
SD = Standardabweichung, N = Anzahl der Teilnehmenden; 
bedeutsamer Mittelwertsunterschied)

sehr kompetent überhaupt nicht kompetent

● t0 (MW = 3,33; SD = 1,40; N = 15) ▸
● t4 (MW = 2,20; SD =,561; N = 15) ▸

100 %

0 %

90 %

80 %

70 %

60 %

50 %

40 %

30 %

20 %

10 %

20
86,7

20
00

6,7
6,7

40
6,7

0
6,7
6,7

6,7
6,7
6,7
6,7

signi� kanter Unterschied

Abbildung 2: Gesamtbeurteilung der Zufriedenheit der 
Teilnehmenden mit der Ausbildung (MW = Mittelwert, 
SD = Standardabweichung, N = Anzahl der Teilnehmenden) 
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nterrichtsmaterialien zu Goethes 
Faust, den binomischen Formeln 
oder über die Gefahren der Erd-

erwärmung gibt es für Lehrkräfte aller 
Schularten an vielen Stellen im Netz – und 
aus den unterschiedlichsten Quellen. Wer 
aber seine Schüler interessant und pra-
xisnah über die Themen Sicherheit und 
Gesundheit informieren will, der fand bis 
vor kurzem nur wenig fertig ausgearbeite-
te und direkt einsetzbare Unterrichtsma-
terialien. In diese Lücke ist die Deutsche 
Gesetzliche Unfallversicherung mit ihrem 
Online-Portal „DGUV Lernen und Gesund-
heit“ gestoßen: Dort bietet der Verband 
seit April 2010 und damit inzwischen seit 
fast zwei Jahren neue Themen mit einem 
Bezug zu Sicherheit und Gesundheit für 
den Einsatz im Unterricht an.

Passend für jede Schulstufe
Inzwischen werden jeden Monat zwei 
neue Themen veröffentlicht, insgesamt 
stehen somit mittlerweile zu fast 40 The-
men Materialien zum Download bereit. 
Die Themen werden jeweils auf bestimm-
te Schulstufen fokussiert: Monatlich er-
scheinen ein Thema für den berufsbil-
denden Bereich sowie ein weiteres für 
den allgemeinbildenden Bereich, dort 
abwechselnd für die Primarstufe und die 
Sekundarstufe 1 beziehungsweise 2. Die 
berufsbildenden Schulen werden also in-
haltlich relativ stark unterstützt. Dies hat 
seinen Grund einerseits darin, dass es 
hier schon eine längere Tradition und ein 
bewährtes Vorgängerprodukt im gewerb-
lichen Bereich gab. Hinzu kommt noch, 
dass die Materialien für den berufsbilden-
den Bereich naturgemäß die Themen der 
Ausbildung und damit wichtige Themen 
der Arbeitswelt mit abdecken. So ist das 
Themenspektrum der Unfallversicherung 
in diesem Bereich deutlich größer als im 
allgemeinbildenden Bereich. Und die The-
men im berufsbildenden Bereich werden 

nicht nur für den Unterrichtseinsatz opti-
miert, sondern auch für den Einsatz in der 
betrieblichen Ausbildung durch Meister
und andere Ausbilder konzipiert.

Beachtliche Reichweite
Das Portal verzeichnet monatlich etwa 
8.000 Nutzer, die zirka 10.000 Downloads 
von Materialien generieren. 1 Dies ist ei-
nerseits eine beachtliche Reichweite, an-
dererseits bieten diese Zahlen sicherlich 
noch Entwicklungspotenzial. Klar ist, 
dass ein solches Angebot nur langsam 
wachsen und erst mit zunehmendem Um-
fang an Attraktivität auf einem durchaus 
umkämpften Markt gewinnen kann. 

Kreativität und Modularität
Das Themenspektrum reicht von der Ver-
kehrssicherheit über klassische Arbeits-
schutzthemen (vor allem im berufsbilden-
den Bereich) und Gesundheitsthemen wie 
Lärm und Bewegung bis hin zu Fragen

der Lernorganisation mit Projekt- und 
Gruppenarbeit. Die Einzelthemen werden 
durchaus unterschiedlich nachgefragt, so 
dass die Redaktion mittelfristig aus der In-
terpretation der Zahlen wichtige Hinweise 
für die Themenwahl gewinnen kann.

Strukturell sind die Unterrichtsmaterialien 
in einer ähnlichen Weise aufbereitet: Sie 
enthalten einen didaktisch-methodischen 
Kommentar mit den zu erlangenden Kom-
petenzen, inhaltliche Hintergrundinfor-
mationen für die Lehrkraft, Foliensätze, 
Arbeitsblätter, Informationen speziell für 
die Schüler sowie ausführliche Literatur- 
und Linklisten. Die Materialien sind mo-
dular aufgebaut, so dass bei Bedarf auch 
nur Einzelmodule eingesetzt werden bezie-
hungsweise neu kombiniert werden kön-
nen. Kreative Foliensätze und Arbeitsblät-
ter sind bei allen Lehrkräften besonders 
gefragt, auf sie legt die Redaktion deshalb 
auch besonderen Wert.

U

Das Portal „Lernen und Gesundheit“ der DGUV bietet seit zwei Jahren im Internet Unterrichts-
materialien zum Thema Sicherheit und Gesundheit an. Zeit für eine erste Bilanz.

DGUV Lernen und Gesundheit
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Medienvernetzung
Das Portal „DGUV Lernen und Gesund-
heit“ ist ein Bestandteil des neuen Kon-
zepts der Präventionszeitschriften der 
DGUV. Da sich das Portal an Lehrerin-
nen und Lehrer richtet, hat der Heraus-
geber eine enge Vernetzung mit seiner 
Zeitschrift „DGUV pluspunkt“, die sich ja 
ebenfalls an Schulen richtet, angestrebt 
und inzwischen auch umgesetzt. Der On-
line-Auftritt der Zeitschrift wurde inzwi-
schen in das Portal integriert, umgekehrt 
berichtet die Zeitschrift regelmäßig über 
neue Themen im Portal. 

Da die Zeitschrift wiederum nur viermal 
im Jahr mit relativ geringem Umfang er-
scheint, nutzt die Printredaktion zuneh-
mend die Chance, ihre Themen in das 
Portal hinein zu verlängern, das heißt 
zusätzliche ergänzende Materialien on-
line anzubieten und über einen Webcode 
für die Leser komfortabel zugänglich zu 
machen. Die Redaktion beider Produkte 
liegt beim Universum-Verlag, was die in-
haltliche Zusammenarbeit der Redaktio-
nen vereinfacht.

Beide Redaktionen werden vom gleichen 
Redaktionsbeirat unterstützt. Mit diesem 
Ziel wurde der frühere pluspunkt-Beirat 
erweitert, insbesondere um Praktiker aus 
den Schulen sowie um Mitglieder mit On-
line-Kompetenz und -Affinität. Daraus 
ergeben sich in der Zwischenzeit zuneh-
mend Synergie-Eff ekte, die im Ergebnis 
die Arbeit und die Akzeptanz beider Me-
dien stärken. Darüber hinaus arbeitet die 
Redaktion mit einer Vielzahl freier Auto-
ren und bei Bedarf auch mit zusätzlichen 
Fachberatern, damit die Themen einer-
seits fachlich korrekt, andererseits auch 
didaktisch attraktiv und sinnvoll bearbei-
tet werden.

Kooperation mit „Lehrer-Online“
Konzeptionell hat das Portal einen gro-
ßen Startvorteil, weil es technisch ein Be-
standteil von www.lehrer-online.de ist, 
der in Deutschland führenden Informa-
tionsplattform für Pädagogen. Optisch 
sieht der Nutzer zwar ein DGUV-Portal, 
gehostet werden die Seiten aber auf den 

Servern von Lehrer-Online. Diese Ko-
operation hat einige wesentliche Vortei-
le. Off ensichtlich ist, dass Lehrer-Online 
auf seiner Startseite mit einem Banner 
an prominenter Stelle für das Schulpor-
tal der DGUV wirbt. Darüber hinaus wer-
den alle neuen Unterrichtsmaterialien 
der DGUV auf Lehrer-Online kurz ange-
kündigt. Noch wichtiger vielleicht: Sie 
werden auch im Newsletter von Lehrer-
Online beworben.

Weniger offensichtlich ist schließlich 
ein weiterer Aspekt dieser Kooperati-
on: Wenn eine Lehrkraft nach einem be-
stimmten Thema oder Stichwort sucht, 
dann bekommt sie auch Ergebnisse aus 
dem Schulportal der DGUV angezeigt. 
Insgesamt werden also viele Lehrerinnen 
und Lehrer durch die Zusammenarbeit 
mit Lehrer-Online dort erreicht, wo sie 
sowieso nach Unterrichtsmaterialien re-
cherchieren.

Darüber hinaus entscheidend für den wei-
teren Erfolg und steigende Nutzerzahlen 
sind Marketing und Öff entlichkeitsarbeit 
für das Portal und die Unterrichtsmateria-
lien. Bemerkenswert ist in diesem Zusam-
menhang, dass inzwischen viele Online-
dienste für Lehrer auf „DGUV Lernen 
und Gesundheit“ verweisen. Zu nennen 
sind hier insbesondere der Deutsche Bil-
dungsserver sowie die Bildungsserver ei-
niger Bundesländer (unter anderem NRW, 
Hessen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und Hamburg). Die Vernet-
zung in diese Angebote möglichst voll-
ständig zu gewährleisten, ist in der fö-
deralen deutschen Bildungslandschaft 
naturgemäß nicht ganz einfach. Gerade 
bei den öffentlichen Online-Angeboten 
kommt dem Portal jedoch zugute, dass 
die DGUV als seriöser und zuverlässiger 
Absender gilt. Dieser Vorteil besteht ge-
nerell auch bei der Zielgruppe Lehrkräf-
te, die von vielen kommerziellen Absen-
dern umworben wird. Als letzter Punkt 
der aktuellen Marketingmaßnahmen sei 
genannt, dass das Schulportal ein Thema 
des DGUV-Standes auf der diesjährigen 
didacta ist und somit dort der Zielgruppe 
noch einmal nähergebracht wird.

Noch nicht ganz zufriedenstellend ist bis-
her die Vernetzung in die Online-Angebo-
te der Unfallkassen und Berufsgenossen-
schaften. Diese kann noch besser und 
intensiver werden. Redaktion und Portal-
betreiber freuen sich über alle Hinweise 
auf mögliche Verbesserungen in diesem 
Bereich.

Fazit
Als Zwischenbilanz nach fast zwei Jahren 
kann festgehalten werden: „DGUV Lernen 
und Gesundheit“ ist eine sinnvolle Ergän-
zung des Publikationsangebots der DGUV. 
Eine Aufgabe der nächsten Monate wird 
neben der weiteren Bekanntheitssteige-
rung des Portals unter anderem sein, eine 
enge inhaltliche Vernetzung zum gerade 
entstehenden Fachbereich Bildungsein-
richtungen der DGUV sicherzustellen. ●
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Andreas Baader
Leiter des Referats Internet- 
Kommunikation der DGUV, Chef-
redakteur „DGUV Lernen und Ge-
sundheit“ und „DGUV pluspunkt“ 
E-Mail: andreas.baader@dguv.de

*
1 In diesem Zusammenhang ist zu beachten,
 dass die Nutzerzahlen die Lehrkrä� e 
 repräsentieren, die die Materialien 
 herunterladen. Die tatsächliche Reichweite
 ist jedoch weit höher, da pro Download 
 auch rund 30 Schüler erreicht werden.
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ist unter www.dguv.de / lug zu erreichen.
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wei Jahre hieß es „Risiko raus!“. 
Unter diesem Motto konzentrier-
ten Berufsgenossenschaften, Un-

fallversicherungsträger der öff entlichen 
Hand und die Landwirtschaftliche So-
zialversicherung gemeinsam mit vielen 
Partnern ihre Präventionsaktivitäten in 
den vergangenen zwei Jahren auf das 
sichere Fahren und Transportieren. Ne-
ben der Informationsverbreitung und 
der Sensibilisierung vieler Zielgruppen 
für unterschiedliche Aspekte des Themas 
über Medien gehörten die Qualifi zierung 
in Seminaren und auch die Beratung der 
Betriebe zu den Aktivitäten im Rahmen 

der Kampagne. Nicht zuletzt wurden be-
triebliche Aktions- und Gesundheitstage 
sowie öff entliche Events initiiert oder ge-
nutzt, um die Kampagnenbotschaften zu 
verbreiten. Ende 2011 ging die Kampagne 
zu Ende. Die umfassende Evaluation der 
Aktivitäten erlaubt es, Bilanz zu ziehen.

Evaluation der Kampagnenwirkung 
„Risiko raus!“
Um die Wirkung der Kampagne „Risiko 
raus!“ zu erfassen, wurde schon vor Be-
ginn der Kampagne ein Evaluationskon-
zept entwickelt. Darin wurden auf Basis 
eines Modells zur Wirkung von Kampa-

gnen acht Ebenen zur Evaluation abge-
leitet. Denn angestrebte Veränderungen 
kommen schrittweise über mehrere Stu-
fen zustande, wobei die Ergebnisse auf 
einer Wirkungsebene die Weichen für 
die nächsthöhere Ebene stellen. Verän-
derungen der Einstellung, des Wissens 
und schließlich der Verhältnisse und des 
Verhaltens können nur erreicht werden, 
wenn die Kampagne beziehungsweise ih-
re Botschaften von den Zielgruppen wahr-
genommen werden können, das heißt öf-
fentlich gemacht und verbreitet werden. 
Das Wirkungsmodell wurde in DGUV 
Forum 1 · 2 / 2011 ausführlich dargestellt.

Die zweijährige gemeinsame Präventionskampagne zum sicheren Fahren und Transportieren 
in Betrieben und im Straßenverkehr wurde einer ausführlichen Evaluation unterzogen. Erste 
Ergebnisse liegen jetzt vor.

Kampagnenwirkung 

„Risiko raus!“ – Zahlen, Daten, Fakten 
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Ergebnisse 
Ebene 1 
Umfang der Kampagnenaktivitäten 
und -maßnahmen
Die verschiedenen Kampagnenaktivitä-
ten und deren Reichweiten wurden durch 
die Träger der Kampagne dokumentiert. 
Demnach wurden rund 111.000 Aktionen 
mit fast 96.000 Beratungen / Begehungen 
in den Betrieben, über 10.000 Schulun-
gen, Seminare oder Seminarmodule und 
rund 1.500 Gesundheits- und Aktionsta-
ge beziehungsweise Events in Betrieben 
durchgeführt. Allein mit diesen Maßnah-
men konnten mehr als 2 Millionen Be-
schäftigte erreicht werden. 

Ebene 2
Medienresonanz
Die Medienanalyse erlaubt eine Aussage 
darüber, wie häufi g die Zielgruppen Ge-
legenheit hatten, etwas über die Kam-
pagne aus verschiedenen Medien zu er-
fahren. Dazu wurden alle redaktionellen 
Beiträge wie Texte, Audiobeiträge oder 
Bildmaterial in Print-, Online-, Hörfunk- 
und TV-Medien hinsichtlich qualitativer 
und quantitativer Merkmale untersucht. 
Die Ergebnisse zeigen, dass im Kampag-
nenzeitraum insgesamt 4.155 Beiträge zu 
„Risiko raus!“ in den Medien veröffent-
licht wurden, davon erschienen 1.405 
bundesweit. 2.946 Beiträge wurden in 
den Printmedien abgedruckt, 1.032 Bei-
träge sind online erschienen und 164-
mal wurde im Hörfunk ein Beitrag zur 
Kampagne ausgestrahlt. Im Fernsehen 
wurde 13-mal über die Kampagne be-
richtet. Allein die Printmedien erreich-
ten eine Gesamtauflage von mehr als 
106 Millionen Exemplaren, woraus sich 
mehr als 253 Millionen Leserkontakte 
ableiten lassen. Hinzu kommen weitere
773 Beiträge der beteiligten Träger, Ver-

bände und Kooperationspartner der Kam-
pagne in eigenen Mitteilungsblättern und 
Onlinemedien, welche über laufende Ak-
tionen, Materialien und Wissenswertes 
zum Thema informierten. Die Printme-
dien erreichten hier eine weitere Aufl age 
von 40 Millionen Exemplaren. 

Ebene 3
Wahrnehmung – Bewertung – 
Akzeptanz
Wurden die Kampagne und ihre Botschaf-
ten auch tatsächlich von der Zielgruppe 
wahrgenommen und wenn ja, inwiefern 
war das Kampagnenthema aus Sicht der 
Zielgruppen relevant? Zur Beantwortung 
der Frage wurden unter anderem als Mul-
tiplikatoren Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit vor und gegen Ende der Kampagne 
online befragt. Die Ergebnisse zeigen, 
dass „Risiko raus!“ bei den Zielgruppen 

angekommen ist und das Kampagnenthe-
ma sehr positiv bewertet wurde. Die Be-
fragung ergab, dass eineinhalb Jahre 
nach dem Kampagnenstart mit 91 Pro-
zent nahezu alle befragten Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit die Kampagne kannten.

Ebene 4 und 5
Veränderungsebene (Verhältnisse 
und Verhalten) und Auswirkungen 
im Betrieb
Die weiterführenden Veränderungen des 
Verhaltens und der Verhältnisse in den 
Betrieben waren Gegenstand der vierten 
und fünften Evaluationsebene. Verän-
derungen auf dieser Evaluationsebene 
wurden durch die oben genannte Online-
Befragung von Fachkräften für Arbeits-
sicherheit sowie Befragungen der Ziel-
gruppen im Rahmen der Evaluation von 
Trägerkampagnen untersucht. ▸

Abbildung 1: Ergebnisse der Befragung der Fachkrä� e für Arbeitssicherheit zur 
Wahrnehmung der Kampagne in den Medien
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Aus welchen Medien haben Sie von der Kampagne „Risiko raus!“ erfahren? 

„Das Bereitstellen von reflektierender Kleidung, die Bestückung von 
Fahrzeugen mit Winterausrüstung sowie das Tragen eines Helms 
beziehungsweise von Schutzkleidung haben nach Angaben der Befragten 
deutlich zugenommen.“
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In der Online-Befragung gaben rund 40 
Prozent der Befragten an, durch die Kam-
pagne sehr viel beziehungsweise viel 
Neues über die Sicherheit beim innerbe-
trieblichen Transport und im öff entlichen 
Straßenverkehr erfahren zu haben. 63 
Prozent der Befragten wurden durch die 
Kampagne dazu angeregt, sehr oft bezie-
hungsweise oft über sicheres Fahren und 
Transportieren nachzudenken, 55 Prozent 
der Befragten berichteten, mit Vorgesetz-
ten und Kollegen über die Kampagne ge-
sprochen zu haben, und insgesamt 53 
Prozent der Befragten beabsichtigen, bei 
der Arbeit vorsichtiger zu fahren und zu 
transportieren. Ein positiver Trend zeigte 
sich in den Angaben der Befragten hin-
sichtlich der Maß nah men zur Sichtbarkeit 
und Ausstattung. Das Bereitstellen von 
refl ektierender Kleidung, die Bestückung 
von Fahrzeugen mit Winterausrüstung so-
wie das Tragen eines Helms beziehungs-
weise von Schutzkleidung haben nach 
Angaben der Befragten deutlich zuge-
nommen. Auch die Nutzung spezieller La-
dungssicherungsvorrichtungen sowie die 
Einhaltung der Sicherheitsstandards für 
die Ausstattung von Dienstwagen wurden 
im Jahr 2011 häufi ger angegeben. Bei ei-
nigen abgefragten Veränderungen zeigten 
sich keine Eff ekte.

Bei den Trägerevaluationen waren die Ef-
fekte, abhängig von den jeweils durchge-
führten Maßnahmen, deutlicher. Hier nur 

ein Beispiel der BGN - Branche Fleischwirt-
schaft, die im Rahmen von „Risiko raus!“ 
neben Seminaren und Beratungen vor Ort 
verschiedene Aktionen durchgeführt hat. 
So hatten Unternehmen beispielsweise die 
Möglichkeit, ein Aktions-Set mit Aktions-
medien anzufordern, mit deren Hilfe der 
Transport und Verkehr im Betrieb über-
prüft und optimiert werden konnte.

Eine Betriebsbefragung in der Branche 
Fleischwirtschaft zeigte, dass sich die 
Anzahl der Betriebe mit Gefährdungs-
beurteilungen und Unterweisungen für 
innerbetrieblichen Transport und La-
dungssicherung sowie öff entlichen Stra-
ßenverkehr signifikant erhöht hat. Und 
fast alle Betriebe geben an, in den letzten 
zwei Jahren Informationen zum sicheren 
Fahren und Transportieren erhalten zu 
haben, und fast drei Viertel haben darauf-
hin im Betrieb etwas verändert.

Ebene 6 
Qualität von Struktur und Prozessen 
der Kampagne
Um Rückmeldungen und Optimierungs-
möglichkeiten hinsichtlich der Organi-
sation und der Abläufe der Kampagne 
„Risiko raus!“ zu erhalten, wurde auf der 
sechsten Evaluationsebene eine Online-
Befragung aller in Kampagnengremien 
aktiven Personen durchgeführt. Sie wur-
den zur Struktur der Kampagne, zu den 
internen Prozessen und zur Gremienarbeit

befragt. Die Befragten bewerteten die 
Struktur und die Prozesse insgesamt po-
sitiv. So seien die Ziele der Dachkampag-
ne klar formuliert und fänden sich in den 
Inhalten beziehungsweise Maßnahmen 
der Dachkampagne wieder. Die Träger der 
Kampagne sind nach Einschätzung der 
Befragten gut in der Organisationsstruk-
tur der Dachkampagne repräsentiert. 
Auch den Informationsfl uss im Rahmen 
der Kampagne sowie die Koordination der 
Dachkampagne schätzten 90 Prozent der 
Befragten insgesamt als positiv ein. Kri-
tisch wurde die Anzahl der Gremien der 
Kampagne bewertet, die von nahezu 50 
Prozent der Befragten als zu groß einge-
schätzt wurde. Die Ergebnisse der Befra-
gung sind in die Planung der kommenden 
Kampagne eingefl ossen.

Ebene 7 
Handlungsempfehlungen und 
Beratung der Träger zur Evaluation
Zur Unterstützung der Evaluation der ver-
schiedenen branchen- und zielgruppen-
orientierten Trägerkampagnen wurde den 
Unfallversicherungsträgern Unterstüt-
zung durch den Bereich Evaluation und 
Betriebliches Gesundheitsmanagement 
des Instituts für Arbeit und Gesundheit 
(IAG) angeboten. Neben Handlungsemp-
fehlungen, Beratungen und Seminaren 
wurden auch sogenannte „Trägerpart-
nerschaften“ ins Leben gerufen. Dabei 
entwickelte ein Träger in Zusammenar-

Abbildung 2: Ergebnisse der Befragung der Fachkrä� e für Arbeitssicherheit zur Gefährdungs be urteilung. Im Jahr 2011 wurden signi-
� kant häu� ger Gefährdungsbeurteilungen für den Bereich des innerbetrieblichen Transports und Verkehrs über die Zeit berichtet als 
2009 (abhängige Stichprobe: In der Auswertung wurden diejenigen Fachkrä� e für Arbeitssicherheit berücksichtigt, die sowohl an 
der Prämessung (Herbst 2009) als auch an der Postmessung (Herbst 2011) teilgenommen haben).

… die Sicherheit beim 
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beit mit dem IAG das Konzept sowie die 
Instrumente für die Evaluation seiner Trä-
gerkampagne. Insgesamt haben 12 Unfall-
versicherungsträger eine derartige Koope-
ration in Anspruch genommen. 

Ebene 8 
Rückmeldung der Evaluation
Um im Sinne einer formativen bezie-
hungsweise begleitenden Evaluation ei-
nen möglichst hohen Nutzen der Evalu-
ationsergebnisse sicherzustellen, wurden 
die Ergebnisse in Abhängigkeit ihrer Re-
levanz kontinuierlich und zeitnah an al-
le relevanten Gremien und Stakeholder 
rückgemeldet. So konnte zeitnah auf 
Entwicklungen und Bedürfnisse reagiert 
und die Kampagne entsprechend gesteu-
ert werden. 

Die Evaluation zeigt, dass „Risiko raus!“ 
eine hohe Präsenz in der Öffentlichkeit 
sowie eine große Medienresonanz er-
reicht hat und von 91 Prozent der befrag-
ten Fachkräfte für Arbeitssicherheit wahr-
genommen wurde. Im Betrieb erfuhren 
sie häufi ger von anderen Kollegen über 
die Kampagne, hingegen wurden bei Ver-
anstaltungen insbesondere die Unfallver-
sicherungsträger als Quelle genannt. Hin-
sichtlich der Veränderungen im Betrieb 

zeigten sich Eff ekte, die gut mit den Kom-
munikationsschwerpunkten der Kampa-
gne vereinbar waren. Die gezielte Evalu-
ation einzelner Maßnahmen belegte ihre 
Wirksamkeit.

Fazit
Die Kampagne wurde wahrgenommen 
und konnte ihre Themen sowohl in den 
Medien wie auch unmittelbar bei den 
Zielgruppen platzieren. Dort, wo Aktivi-
täten initiiert wurden, konnten Verände-
rungen der Verhältnisse und des Verhal-
tens ermittelt werden. Entsprechend dem 
Wirkungsmodell von Präventionskampa-
gnen sind diese Veränderungen weniger 
deutlich als auf den vorhergehenden Ebe-
nen der Wahrnehmung, Bewertung und 
Akzeptanz. ●
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Arbeit und Gesundheit der DGUV (IAG)
E-Mail: anna-maria.hessenmoeller@dguv.de
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  Weitere Informationen

Der ausführliche Abschlussbericht 
zur Kampagne mit beispielha� en 
Kampagnenaktivitäten und -ergebnissen 
wird Mitte Februar 2012 verö� entlicht. 
Weiterführende Informationen unter 
www.dguv.de / risikoraus. 

IAG Report 1 / 2011: Evaluation von 
Präventionskampagnen – Die Teile 
analysieren, das Ganze besser sehen: 
E� ekte von Kampagnen der Unfall-
versicherung messen.

Abbildung 3: An welche Inhalte der Kampagne erinnern Sie sich? Zählen Sie auf … (Ergebnisse der Befragung der Fachkrä� e für 
Arbeitssicherheit zur Erinnerung an die Kampagneninhalte)
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ie Gründung von Klinikverbün-
den, Unternehmensgruppen 
oder Krankenhauskonzernen 

ist eine Entwicklung, die in den letzten 
zehn Jahren verstärkt auch jenseits des 
privatwirtschaftlichen Segments der Ge-
sundheitswirtschaft zu beobachten ist. 
Die Formen reichen dabei von lockeren, 
informellen Kooperationen bis zu Unter-
nehmungen mit gesellschaftsrechtlichen 
Verfl echtungen und einem eigenen Filial-
system.

Zunehmend sehen auch immer mehr frei-
gemeinnützige wie kommunale öff entliche 
Träger in dem Zusammenschluss von meh-
reren Kliniken schnell aufzuzählende Vor-
teile: die Herstellung von wirtschaftlichen 
Synergien, die Steigerung der Qualität und 
Professionalität, eine Zunahme an Einfl uss 
als Marktteilnehmer und eine Erhöhung der 
Attraktivität für Patienten und Mitarbeiter. 

Der „Verbundgedanke“ findet naturge-
mäß nicht nur ungeteilte Zustimmung. 

Die in den Kliniken Verantwortung tra-
genden Akteure weisen auf die Einengung 
des Handlungs- und Entscheidungsspiel-
raums, den Ausbau weiterer administ-
rativer Prozeduren und die Ausweitung 
zentraler Einflussnahme als mögliche 
Nachteile hin. 

In der Gesundheitswirtschaft sind sich 
andererseits Kassen- wie auch Kranken-
hausvertreter einig, dass nur die Kranken-
hausstandorte zukunftsfähig sein wer-

Welches Interesse haben Sie als ein Vertre-
ter der Berufsgenossenschaften am KUV? 
Platz:Platz: Das Interesse der Berufsgenossen- Das Interesse der Berufsgenossen-
schaften ist es, dass durch den KUV die schaften ist es, dass durch den KUV die 
Stärken der lokal gewachsenen Kliniken Stärken der lokal gewachsenen Kliniken 
über die einzelne Region hinaus gebün-über die einzelne Region hinaus gebün-
delt werden. Da mittlerweile fusionsbe-delt werden. Da mittlerweile fusionsbe-
dingt alle Berufsgenossenschaften an al-dingt alle Berufsgenossenschaften an al-
len Kliniken beteiligt sind, ist der Schritt len Kliniken beteiligt sind, ist der Schritt 
zu weiterer Gemeinsamkeit zwingend.zu weiterer Gemeinsamkeit zwingend.

Wie sollte das neue Klinikkonzept ausge-
staltet sein? 

Platz:Platz: Beim Klinikkonzept wird es jetzt  Beim Klinikkonzept wird es jetzt 
erst einmal unter fi nanziellen Gesichts-erst einmal unter fi nanziellen Gesichts-
punkten wichtig sein, die Baukonzepte, punkten wichtig sein, die Baukonzepte, 
die ausschließlich auf die einzelnen Klini-die ausschließlich auf die einzelnen Klini-
ken bezogen waren, zu vereinheitlichen. ken bezogen waren, zu vereinheitlichen. 
Dabei müssen wir auch die Frage stellen, Dabei müssen wir auch die Frage stellen, 
ob wir einzelne Kliniken zu Schwerpunkt-ob wir einzelne Kliniken zu Schwerpunkt-
kliniken für bestimmte Verletzungen ma-kliniken für bestimmte Verletzungen ma-
chen wollen. Weitere Aufgaben sind die chen wollen. Weitere Aufgaben sind die 
Vereinheitlichung der Leistungsangebo-Vereinheitlichung der Leistungsangebo-
te sowie das Vergütungssystem. Letzte-te sowie das Vergütungssystem. Letzte-
res war bisher aus Sicht der Berufsgenos-res war bisher aus Sicht der Berufsgenos-
senschaften sehr intransparent. Es wurde senschaften sehr intransparent. Es wurde 

Die Gründung des Klinikverbundes der gesetzlichen Unfallversicherung e. V. (KUV) 
weckt Erwartungen. DGUV Forum beschreibt Voraussetzungen und Ziele der neuen 
Organisation.

Der KUV nimmt seine Arbeit auf

Ein einzigartiger Klinikverbund

Im Gespräch mit DGUV Forum fordert Dr. Albert Platz, Vorstands-
mitglied des KUV und Vorsitzender der Geschä� sführung der 
BG Holz und Metall, eine engere Zusammenarbeit von Unfallver-
sicherungsträgern und BG-Kliniken. 

Interview

„Wir leisten zusammen eine Universal-
versorgung von Anfang bis Ende“

Dr. Albert Platz, Vorstandsmitglied 
des KUV und Vorsitzender der Geschä� s-
führung der BG Holz und Metall
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immer problematischer, dies den Selbst-
verwaltungsorganen der Berufsgenossen-
schaften zu vermitteln.

Was sollte in Zukunft in Bezug auf die Zu-
sammenarbeit zwischen Berufsgenossen-
schaften und Kliniken verbessert werden? 
Platz: Wichtig ist, dass die BG-Kliniken 
ihre Dienstleistungsangebote gegenüber 
den Berufsgenossenschaften noch ver-
stärken. Ein Beispiel ist eine Hotline für 
die Sachbearbeiter, um schnell auf den 
Arzt zugreifen zu können, der die Berich-
te erstellt hat. Die Zusammenarbeit zwi-
schen Berufsgenossenschaft und Klinik 
muss noch mehr verzahnt werden: Aufga-
be der Berufsgenossenschaften ist es, einebe der Berufsgenossenschaften ist es, eine
nahtlose Rehabilitation der Verletzten nahtlose Rehabilitation der Verletzten 
sicherzustellen. Die BG-Kliniken müssen sicherzustellen. Die BG-Kliniken müssen 
begreifen, dass sie ein Akteur dieses um-begreifen, dass sie ein Akteur dieses um-
fassenden berufsgenossenschaftlichen fassenden berufsgenossenschaftlichen 
Heilverfahrens sind. Wir haben uns zum Heilverfahrens sind. Wir haben uns zum 
Teil – das gilt jetzt nicht für alle BG-Klini-Teil – das gilt jetzt nicht für alle BG-Klini-
ken – in den vergangenen Jahren ausein-ken – in den vergangenen Jahren ausein-
andergelebt. 

Welchen Stellenwert soll die Rehabilitation
im Rahmen des Klinikkonzepts haben? 
Platz: Für uns als BG ist es sehr wich-
tig, dass durch die BG-Klinik nicht nur 
die Akutbehandlung sichergestellt wird, 
sondern dass das gesamte sich anschlie-
ßende Rehabilitationsverfahren viel stär-
ker in die Erstversorgung integriert wird. 
Wir haben schon viele Ansätze von sta-
tionären Rehabilitations-Maßnahmen, 
die unmittelbar am Krankenbett erfol-
gen, unter anderem die KSR (Komple-
xe stationäre Rehabilitation), aber das 
kann noch ausgebaut werden. In diesem 
Zusammenhang sind auch Forschungen 
angezeigt: Je frühzeitiger in der Akut-
behandlung Maßnahmen ergriff en wer-
den, desto schneller und besser können 
die Verletzten am Arbeitsplatz auf das 
normale Leben wieder vorbereitet wer-
den. In der Vergangenheit war es ein 
Manko vieler BG-Kliniken, dass die sich 
anschließende Rehabilitation nicht so 
hoch bewertet wurde wie die medizini-
sche Erstversorgung. 

Wo sehen Sie im Bereich der Kommunika-
tion bei den Kliniken noch Entwicklungs-
bedarf? 
Platz: Die BG-Kliniken müssen umfas-
send mit den Berufsgenossenschaften 
elektronisch kommunizieren können. 
Behandlungsdaten müssen auf unkom-
pliziertem Weg ausgetauscht werden. 
Die BG-Kliniken müssen auch deutli-
cher in die gesamte Öffentlichkeitsar-
beit der Berufsgenossenschaften integ-
riert werden. Für das Erscheinungsbild 
der BG-Kliniken wäre es noch besser,
wenn sie nicht nur als medizinische 
Koryphäen am Markt erscheinen, sondern 
als Teil des berufsgenossenschaftlichen 
Systems. Wir leisten zusammen eine Uni-
versalversorgung von Anfang bis Ende. 
Und so sollte sich die BG-Kliniklandschaft 
auch nach außen präsentieren.

Das Interview führte Andreas Kather, 
Klinikverbund der gesetzlichen Unfall-
versicherung e. V. (KUV). 

den, die in Verbundstrukturen integriert 
und / oder über engere Kooperationen ver-
bunden sind und auf diese Weise die zu-
vor genannten Restriktionen überwinden.

Längst überfälliger Schritt
Viele Stimmen in der Krankenhausland-
schaft haben deshalb die im Jahr 2010 
vollzogene Gründung des Klinikverbundes 
der gesetzlichen Unfallversicherung e. V. 
(KUV) als einen längst überfälligen Schritt 
angesehen. Schließlich spielen die BG-Kli-
niken nicht nur aufgrund der Umsatzstär-
ke von über einer Milliarde Euro und der 
Mitarbeiterzahl von über 10.000 in der 
ersten Liga der Klinikverbünde und -kon-
zerne in Deutschland, sondern vor allem 
wegen der, wie es heute so schön heißt, ▸

Übersichtskarte 
der Standorte des 
Klinikverbundes 
der gesetzlichen 
Unfallversicherung
e. V. (KUV)

Q
ue

lle
: K

U
V

DGUV Forum 1 · 2/12 · 57

Der Klinikverbund der gesetzlichen Unfallversicherung



besonderen „Performance“, was nichts 
anderes meint als Leistungsstärke:

•  Die herausragende Bedeutung der 
neun Berufsgenossenschaftlichen Un-
fallkliniken ergibt sich vor allem aus 
der Versorgung von schwerstverletzten 
Patienten. Die exzellente Kompetenz 
in der Behandlung von Polytraumen, 
Schädel-Hirn-Verletzungen, Rücken-
markverletzungen, Handverletzungen 
und Schwerbrandverletzungen ist in-
ternational anerkannt.

•  Die Behandlungskomplexität der ver-
unfallten Patienten ist in den Berufs-
genossenschaftlichen Unfallkliniken 
besonders ausgeprägt, darauf verweist 
der sogenannte Casemixindex (CMI) – 
die Maßeinheit für die Fallschwere. Die 
Universitätskliniken, die qua instituti-
onellem Auftrag auf die Behandlung 
besonders schwerer Fälle spezialisiert 
sind, weisen im Durchschnitt einen 
niedrigeren CMI auf. 

•  Die zwei Kliniken für Berufskrankhei-
ten – Bad Reichenhall und Falkenstein 
– weisen hervorragende Expertisen im 
Bereich der Behandlung von Zuständen 
nach Thoraxtrauma, berufsbedingten 

Atemwegserkrankungen, Hauterkran-
kungen und aktuell von posttraumati-
schen Belastungsstörungen auf. 

•  Die beiden Unfallbehandlungsstellen 
in Berlin und Bremen sind noch Uni-
kate, jedoch potenziell beispielgebend 
in der medizinischen Versorgungsland-
schaft, die mit einer hohen medizini-
schen Kompetenz die ambulante Ver-
sorgung verunfallter Menschen in der 
Region sicher stellen.

•  Die exponierte Stellung der Chefärz-
te der BG-Kliniken in den Fachgesell-
schaften, die hohe Zufriedenheit der 
Patienten und die messbaren Erfolge 
in den rehabilitativen Leistungen bil-
den weitere Merkmale eines breit ange-
legten Exzellenzclusters. 

Alleinstellung des KUV 
Der Klinikverbund der gesetzlichen Un-
fallversicherung e. V. (KUV) ist schon vor 
diesem Hintergrund nicht nur ein weite-
rer Klinikverbund in der Reihe anderer 
Zusammenschlüsse und Verbünde. Er 
bezieht seine Alleinstellung vor allem 
aus dem spezifi schen, sektorübergreifen-
den Leistungsangebot, der besonders en-
gen Verzahnung zwischen Kostenträgern 

Wozu braucht es aus Sicht der Mediziner 
einen Klinikverbund? 
Bühren: Die BG-Kliniken haben regi-
onal einen sehr guten Ruf, aber es ist 
nicht ausreichend bekannt, dass es da-
zu auch einen überregionalen Verbund 
gibt. Wenn man verdeutlicht, dass diese 

Kliniken miteinander in Verbindung ste-Kliniken miteinander in Verbindung ste-
hen, könnte ein klarer Imagegewinn er-hen, könnte ein klarer Imagegewinn er-
zielt werden. Ein weiterer Punkt ist der zielt werden. Ein weiterer Punkt ist der 
Abschluss von klinikübergreifenden Se-Abschluss von klinikübergreifenden Se-
lektivverträgen mit den Krankenkassen, lektivverträgen mit den Krankenkassen, 
aus denen ein weiterer Patientenzustrom aus denen ein weiterer Patientenzustrom 
resultieren könnte. resultieren könnte. 

Welche Vorteile hat der Klinikverbund aus medizinischer Sicht? 
DGUV Forum sprach mit Prof. Dr. Volker Bühren, Sprecher der 
Ärztlichen Direktoren im KUV. 

Interview

„Aufwertung der Verzahnung von 
Akut medizin und Rehabilitation“

Prof. Dr. Volker Bühren, Geschä� sführer 
und Ärztlicher Direktor der Berufsgenos-
senscha� lichen Unfallklinik Murnau

und Leistungserbringern und der Orga-
nisationsform einer Selbstverwaltung. 
Konkret übersetzt bedeutet das: 

•  Im Verbund sind elf Krankenhäuser 
zusammengefasst, in denen die klas-
sische Trennung von Akutmedizin und 
Rehabilitation aufgehoben ist. In die-
sen Kliniken werden die erheblichen 
qualitativen Vorteile der integrierten 
Versorgung von der Akutmedizin über 
die medizinische Rehabilitation bis 
zur berufl ichen Wiedereingliederung 
genutzt. Durch die angestrebte verbes-
serte Abstimmung zwischen den ein-
zelnen Kliniken soll dieser Eff ekt der 
Versorgung aus einer Hand noch wirk-
samer zum Tragen kommen. 

•  Der KUV ist ein eingetragener Verein, 
in dem nicht nur die Kliniken bezie-
hungsweise die Klinikträgervereine 
mit 50 Prozent der Stimmanteile an 
Entscheidungen beteiligt sind, son-
dern auch die Unfallversicherungs-
träger mit einem gleichen Anteil an 
Stimmrechten. Darüber hinaus ist in 
der gesamten Aufbau- und Entschei-
dungsstruktur das Prinzip der Selbst-
verwaltung abgebildet, das heißt, 
Arbeitgeber und Versicherte sind in 
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Sehen Sie auch im Bereich der medizi-
nisch-rehabilitativen Leistungen einen 
möglichen Nutzenvorteil durch den Ver-
bund?
Bühren:Bühren: Ja. Ich denke da an das neue  Ja. Ich denke da an das neue 
Netzwerk nach SGB VII, also für die Netzwerk nach SGB VII, also für die 
Schwerstverletzten in dem BG-Heilver-Schwerstverletzten in dem BG-Heilver-
fahren. Die Initiierung und Mitwirkung fahren. Die Initiierung und Mitwirkung 
an solchen Netzwerken hat einheitliche an solchen Netzwerken hat einheitliche 
Anforderungen, insbesondere im Bereich Anforderungen, insbesondere im Bereich 
der Qualitätsstandards, zur Vorausset-der Qualitätsstandards, zur Vorausset-
zung. Wenn es gelingt, diese Netzwerke zung. Wenn es gelingt, diese Netzwerke 
für die Arbeitsunfallverletzten zu etablie-für die Arbeitsunfallverletzten zu etablie-
ren, wird das mit Sicherheit auch auf al-ren, wird das mit Sicherheit auch auf al-
le anderen Verletzungsarten durchschla-le anderen Verletzungsarten durchschla-
gen und damit wird die Verzahnung von gen und damit wird die Verzahnung von 
Akutmedizin und Rehabilitation qualita-Akutmedizin und Rehabilitation qualita-
tiv aufgewertet. tiv aufgewertet. 

Medizinische Qualitätsstandards vorzuge-
ben, kann von den Kliniken auch als ein 
unzulässiger Eingriff  in die inneren Ange-
legenheiten angesehen werden...
Bühren: Hier geht es letztlich darum, wie 
weit man sich in die Details einmischt. 
Die Standardisierungsangst, die Sorge, 
dass alles gleich bepreist, bewertet und 
kontrolliert wird, muss man natürlich 
ernst nehmen. Noch einmal: wesentlich 
ist, nicht zu weit in die Tiefe der einzel-
nen Abläufe hinein die Standards zu for-nen Abläufe hinein die Standards zu for-
mulieren.mulieren.

Wie soll das medizinische Leistungsspek-
trum der BG-Kliniken zukünftig ausse-
hen? 
Bühren: Das ist eine viel diskutierte Frage.  Das ist eine viel diskutierte Frage. 

Wir sollten im BG-spezifi schen Spektrum 
– ich nehme jetzt einmal als Beispiel die 
septischen Patienten – den GKV-Patien-
ten diese besondere Expertise und die ho-
he Spezialisierung nicht vorenthalten. Ob 
man dagegen in den üblichen Märkten – 
wie Endoprothetik oder degenerative Wir-
belsäulenchirurgie – tätig werden sollte, 
das sehe ich eher skeptisch. 

Das Interview führte Andreas Kather, 
Klinikverbund der gesetzlichen Unfall-
versicherung e. V. (KUV).

den Organen des Vereins je zur Hälfte
vertreten. 

•  Für die strategische Ausrichtung und die 
operative Steuerung der Aktivitäten und 
Maßnahmen im Klinikverbund ergibt 
sich daraus eine weitere Besonderheit: 
Die Geschäftsführung des KUV muss in 
einem viel stärkeren Maße, als dies bei 
anderen Klinikgruppen der Fall ist, auch 
die Interessen der Kostenträger und der 
Versicherten berücksichtigen.

•  Die Gemeinnützigkeit der Kliniken des 
KUV markiert gegenüber den privaten 
Klinikunternehmen einen weiteren Un-
terschied. Erklärtes Ziel ist es, die Res-
sourcen so einzusetzen, dass verunfall-
te Menschen medizinisch bestmöglich 
behandelt werden, ohne dass eine Ren-
diteorientierung im Vordergrund steht. 

Von der VBGK zum KUV
Mit der Gründung der „Vereinigung der 
Berufsgenossenschaftlichen Kliniken 
(VBGK)“ im Jahr 1985 wurde auf breiter 
Basis der Erfahrungsaustausch auf „wirt-
schaftlichem, organisatorischem und ver-
waltungstechnischem Gebiet“ zwischen 
den Kliniken verankert. Diese Struktur er-
wies sich als sinnvoll, aber auch in man-
cher Hinsicht als zu unverbindlich, so-
wohl in der Bearbeitung von Aufgaben als 
auch in der Umsetzung von Beschlüssen. 

Im Jahr 2005 gab sich deshalb die VBGK 
eine neue Geschäftsordnung, die eine ver-
bindlichere Festlegung von Aufgabenbe-
reichen vorsah. In 10 Arbeitsbereichen –
unter anderem Personal, IT und Einkauf –
wurden die klinikübergreifenden Themen 
bearbeitet. Mit dem 2005 von der DGUV 
eingerichteten Klinikausschuss wurde 

„Der Weg zur Gründung des KUV wurde durch die inhalt-
liche und strukturelle Arbeit der Vorgängerorganisation 
‚Vereinigung der Berufs genossenscha� lichen Kliniken 
(VBGK)‘ geebnet.“

auf der Seite der Unfallversicherungsträ-
ger erstmalig eine Institution geschaff en, 
die den Kliniken in einem stärkeren Maße 
Anforderungen auferlegte, beispielsweise 
bei der Bewilligung von Investitionen, ei-
ne größere Transparenz durch Reporting-
strukturen initiierte oder gemeinsame Be-
handlungsstandards einforderte. 

Die Erfolge dieser intensiveren Kooperation 
konnten sich sehen lassen. Erhebliche Ein-
sparungen durch gemeinsame Einkaufs-
verbünde stehen ebenso beispielhaft da-
für wie der klinikübergreifende Abschluss 
von Tarifvereinbarungen unter anderem 
mit ver.di und dem Marburger Bund sowie 
die deutlicher wahrnehmbare Präsenz der 
BG-Kliniken in der Öff entlichkeit. Auf die-
sen Erfahrungen kann der KUV aufbauen 
und wird die in einer Verbundstruktur ent-
haltenen Potenziale noch stärker nutzen.  ▸
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Welche betriebswirtschaftlichen Vorteile 
sehen Sie durch die Gründung des KUV 
für die BG-Kliniken? 
Kage: Die Veränderungen im System der 
gesetzlichen Unfallversicherung – vor al-
lem die Fusionen der Berufsgenossen-
schaften, die unter anderem auch fi nan-
zielle Gründe hatten – führen zu einer 
partiellen Neuordnung der BG-Kliniken, 
insbesondere hinsichtlich der Steuerung 
der Patientenströme sowie der Finanzie-
rung der Investitionen und der Betriebs-
kosten. Auch gilt es, die Marke „BG-Kli-
niken“ in ihrer Gesamtheit als Verbund 

am Markt noch besser zu positionieren. 
Ferner müssen sich die BG-Kliniken dem 
Wettbewerb im Gesundheitsmarkt stellen 
und sind daher wie alle anderen Kliniken 
von den Restriktionen des Systems der ge-
setzlichen Krankenversicherung betroff en. 

Die meisten BG-Kliniken fi nanzieren sich 
überwiegend aus dem System der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Hier geht 
die Schere zwischen den Erlösen und 
den erheblich steigenden Personal- und 
Sachkosten immer weiter auseinander. Da 
die BG-Pfl egesätze nicht beliebig steiger-

DGUV Forum sprach mit dem Geschä� sführer der BGU Frankfurt 
am Main, Dr. Uwe Kage, unter anderem über die wirtscha� lichen 
Perspektiven des KUV.

Interview

„Wir müssen eine Kultur der Kommuni-
kation und der Transparenz scha� en“

Dr. Uwe Kage, Geschä� sführer der 
Berufsgenossenscha� lichen Unfallklinik 
Frankfurt am Main

„Die Geschä� sstelle des Klinikverbundes soll 
das organisatorische Zentrum sein, mit einer 
starken dezentralen Ausrichtung zu den regio-
nalen Standorten der Kliniken.“

Zukünftig wird mit der Neuausrichtung 
des stationären Heilverfahrens der „be-
rufsgenossenschaftliche Auftrag“ der 
Kliniken zum Dreh- und Angelpunkt. In 
den aufzubauenden regionalen Kompe-
tenznetzwerken werden sie eine Funk tion 
wahrnehmen, die weit über das unmittel-
bare Klinikgeschehen hinausgeht. Diese 
Federführung bedarf in einer deutliche-
ren Weise als in den bisherigen Struktu-
ren der VBGK oder des Klinikausschusses 
einer übergeordneten Regelung mit und 
zwischen den Kliniken einerseits und 
den Unfallversicherungsträgern und der 
DGUV andererseits.

„Die Geschäftsstelle lebt in einem hohen „Die Geschäftsstelle lebt in einem hohen „Die Geschäftsstelle lebt in einem hohen 
Maße von der Mitwirkung der Kolleginnen Maße von der Mitwirkung der Kolleginnen 
und Kollegen in den Kliniken, die integra-
ler Bestandteil des KUV sind“, hebt KUV-
Geschäftsführer Reinhard Nieper hervor. 
Damit unterscheidet sich der KUV auch 
in seinem internen Organisationsmodell 
bewusst von anderen Klinikverbünden 
und Konzernen, in dem die zentralen und 
dezentralen Interessen produktiv mitein-
ander verschränkt werden sollen.

Eine erste Arbeitsgrundlage bilden die 
in der Satzung des KUV vorgegebenen 
Aufgaben, die sich in vier Anforderungs-
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Die Struktur des KUV
Die Organisation der Geschäftsstelle hat 
ihre Funktionen an den Aufgabenschwer-
punkten der Satzung ausgerichtet. Die-
se wurden in fünf Bereiche strukturiert: 
Qualität und Prozesse, Finanzen und 
Controlling, kaufmännische und techni-
sche Infrastruktur, Personal und Kom-
munikation sowie Kunden und Markt. 
Die Anzahl der Mitarbeiter soll auch in 
Zukunft überschaubar bleiben, nicht nur 
zur Vermeidung des berühmten „Wasser-
kopfes“, sondern auch zur Bildung einer 
Art Dockingstation zu den Verantwor-
tungsträgern. 
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bar sind und zukünftig in weiten Teilen 
durch ein neues System abgelöst werden 
sollen, gerät das Thema Wirtschaftlich-
keit in den Vordergrund. Diese Heraus-
forderungen lassen sich gemeinsam im 
Klinikverbund besser meistern und wer-
den am Ende auch für jede einzelne Kli-
nik mehr Vorteile bringen, als wenn sie 
allein agieren würde. 

Wie könnte die strategische Ausrichtung 
der BG-Kliniken aussehen? 
Kage: Wir brauchen eine Gesamtstrategie 
für die Kliniken. Darauf aufbauend sollte 
ein Marketingkonzept entwickelt werden, 
das sich stark fokussiert auf Themen wie 
„Heilen“, „Berufl iche und soziale Reha-
bilitation“ oder „Schwerstverletztenver-
sorgung“. Das müsste dann auch breit 
kommuniziert werden, mit dem Ziel, die 
BG-Kliniken beziehungsweise den KUV 
zukünftig mit einem Schwerpunktthema 
eng zu verbinden. Dem Klinikkonzern 
Helios beispielsweise ist dies mit dem 
Thema „Qualität“ gelungen. 
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Andreas Kather
Bereichsleiter Personal + 
Kommunikation, 
Klinikverbund der gesetzlichen 
Unfallversicherung e. V. (KUV) 
E-Mail: andreas.kather@
klinikverbund-uv.de

Sehen Sie denn zukünftig verstärkte In-
teressenkollisionen zwischen der loka-
len Klinik und dem klinikübergreifen-
den Verbund? 
Kage: Meinungsverschiedenheiten ge-
hören dazu. Man darf nicht verhehlen, 
dass eine verbindliche Struktur mit mo-
deraten zentralen Vorgaben zugleich zu 
einer Einschränkung der Autonomie, 
das heißt der Entscheidungen der Ge-
schäftsführungen vor Ort führen kann. 
Damit sind partielle Interessenkollisio-
nen systemimmanent und müssen aus-
getragen werden. Anders aber wird sich 
ein starker Verbund nicht realisieren 
lassen. Hier muss eine Kultur der Kom-
munikation und Transparenz geschaf-
fen werden, die möglichst frühzeitig 
die beteiligten Akteure einbindet, über-
zeugt und Akzeptanz für die Entschei-
dungen schafft.

Werden die Mitarbeiter in den Kliniken 
die Existenz des KUV in Zukunft deutli-
cher wahrnehmen?

Kage: Aus meiner Erfahrung als Verhand-
lungsführer in Tarifangelegenheiten bei 
der VBGK weiß ich, dass unsere Vergü-
tungsstrukturen sowohl im ärztlichen als 
auch im nichtärztlichen Bereich sehr gut 
sind und wir nicht nur in diesen Berei-
chen an der Spitze liegen. Die BG-Klini-
ken haben über 93 Prozent examiniertes 
Pflegepersonal angestellt und – im Ge-
gensatz zu vielen anderen Kliniken oder 
Klinikverbünden – regelmäßig Personal 
aufgebaut. Dieser Trend wird sich ver-
mutlich auch in Zukunft fortsetzen. Zen-
trale und klinikübergreifende Projekte, 
wie ein übergeordnetes Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzprogramm, aber auch 
ein klinikübergreifendes Führungskräfte-
entwicklungsprogramm sowie eine BG-
Fortbildungsakademie werden wichtige 
Meilensteine für die Personalgewinnung 
und -entwicklung sein. 

Das Interview führte Andreas Kather, 
Klinikverbund der gesetzlichen Unfall-
versicherung e. V. (KUV).

schwerpunkten zusammenfassen lassen:
•  Konzeptentwicklungen unter anderem 

in den Bereichen Bau, Beschaffung, 
Energieversorgung, Leistungsstruktur, 
Vergütung.

•  Vereinheitlichung und Standardisierung Vereinheitlichung und Standardisierung 
von internen Strukturen, Prozessen, 
Leistungen unter anderem in den Berei-
chen Qualität, IT, Personalentwicklung 
und nach außen in dem Erscheinungs-
bild der BG-Kliniken in der Öff entlich-
keitsarbeit.

•  Etablierung von neuen Funktionen wie 
einheitliche und transparente Bench-
marksysteme und Reportingstrukturen.

•  Entwicklung von Kooperationen, An-Entwicklung von Kooperationen, An-
bahnung von Vertragsbeziehungen bahnung von Vertragsbeziehungen 
und zentrale Vertretung der Interessen und zentrale Vertretung der Interessen 
der Kliniken gegenüber Institutionen, 
Tarifvertragsparteien und Bundesge-
richten. 

Die Schwerpunkte des KUV 
für das Jahr 2012
Das Arbeitsprogramm des KUV für das 
Jahr 2012 enthält laut Reinhard Nieper Jahr 2012 enthält laut Reinhard Nieper 
die folgenden Schwerpunkte: „Im Vor-die folgenden Schwerpunkte: „Im Vor-
dergrund steht der weitere Aufbau einer dergrund steht der weitere Aufbau einer 
arbeitsfähigen Organisation in der KUV-arbeitsfähigen Organisation in der KUV-
Geschäftsstelle und damit einhergehend Geschäftsstelle und damit einhergehend 
die Verzahnung mit den Kliniken und die Verzahnung mit den Kliniken und 
Unfallversicherungsträgern. In den Ge-Unfallversicherungsträgern. In den Ge-
schäftsbereichen gilt es entsprechende schäftsbereichen gilt es entsprechende 
mittelfristige Strategien zu entwickeln, mittelfristige Strategien zu entwickeln, 
die mit eng umrissenen Projekten unter-die mit eng umrissenen Projekten unter-
setzt werden.“ Einen besonderen Erwar-setzt werden.“ Einen besonderen Erwar-
tungsdruck von den Mitgliedern des KUV tungsdruck von den Mitgliedern des KUV 
sieht Nieper zum einen in der Entwick-sieht Nieper zum einen in der Entwick-
lung eines neuen Vergütungssystems, lung eines neuen Vergütungssystems, 
„das Ende des Jahres 2012 in der Grund-„das Ende des Jahres 2012 in der Grund-
architektur stehen sollte“, und zum an-
deren in der Entwicklung eines Klinik-
konzepts. Auch hier sollten Ende 2012 
„wichtige Pfl öcke eingeschlagen sein“. ●
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rbeitnehmer, die bei ihrer Tätig-
keit krebserzeugenden oder erb-
gutverändernden Stoffen und 

Einwirkungen ausgesetzt sind, haben 
wegen der oft erst nach vielen Jahren 
möglicherweise auftretenden Erkrankun-
gen lebenslang Anrecht auf medizinische 
Untersuchungen. Dies ergibt sich aus 
der Empfehlung 139 der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) von 1974 
sowie den europäischen Richt linien 
89 / 391 / EWG und 2004 / 37 / EG. 

In Deutschland liegen inzwischen 40 
Jahre Erfahrung mit dieser Thematik vor, 
denn schon 1972 – und somit vor der ILO-
Konvention 139 – errichtete die Unfall-
versicherung auf freiwilliger Basis die 
Zentrale Erfassungsstelle asbeststaubge-
fährdeter Arbeitnehmer (ZAs). Mit dieser 
Gemeinschaftseinrichtung – zunächst der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften, 
später auch der übrigen Unfallversiche-
rungsträger – und allen danach noch ent-
standenen Einrichtungen vergleichbarer 

Aufgabenstellung konnten die Unterneh-
mer ihrer Pfl icht zur Fürsorge für die Be-
schäftigten gerecht werden, selbst wenn 
diese nicht mehr im Betrieb tätig waren.

Anstelle von konstanten und langfristigen 
Beschäftigungsverhältnissen früherer Jahr-
zehnte fi nden wir heute zunehmend fl exib-
le und kurzzeitige Arbeitsverhältnisse vor. 
Damit entzieht sich die gesundheitliche 
Situation des Arbeitnehmers zunehmend 
dem Blick des Unternehmers. Kann also 
der Unternehmer seiner Fürsorgepfl icht 
nachkommen, wenn er zum früheren 
Beschäftigten keinen Zugang mehr hat?

Die rechtlichen Rahmenbedingungen
Die ILO-Konvention 139 wurde 1976 per 
Gesetz in Deutschland umgesetzt. Der Un-
fallversicherung blieb es dabei lange Jah-
re vorbehalten, durch Unfallverhütungs-
vorschriften für die konkrete Umsetzung 
in den Betrieben Sorge zu tragen. Zugleich 
wurde gewährleistet, dass die UV-Träger 
die Verpfl ichtung der Unternehmer wei-

terführten, sobald der Beschäftigte das 
Unternehmen verlassen hatte. Neben der 
ZAs für asbestexponierte Arbeitnehmer 
entstanden in der Folge vier weitere Orga-
nisationsdienste: ODIN für Arbeitneh-
mer im Bereich krebserzeugender Stoff e, 
BONFIS für Beschäftigte im Bergbau, 
ZeBWis für die Uranerzbergleute der Wis-
mut sowie eine Meldestelle für Beschäf-
tigte in Kernkraftwerken. Im Jahr 2005 
waren in diesen Registern rund 450.000 
Arbeitnehmer mit bestehender oder früh-
erer relevanter Exposition gemeldet. 
Jährlich wurden von den Diensten rund 
100.000 Untersuchungen veranlasst.

Mit der Novelle der Gefahrstoffverord-
nung (GefStoff V) von 2005 änderte sich die 
Rechtslage erheblich. Die Verpflichtung 
des Unternehmers zum Angebot nach-
gehender Untersuchungen wurde in die 
GefStoff V aufgenommen, die bis dahin be-
stehende Verpfl ichtung des Unternehmers 
zur Meldung der exponierten Beschäftig-
ten an die Unfallversicherung entfi el.

Dank eines stetig weiterentwickelten Arbeitsschutzes sind Gesundheitsschäden als Folge beruflicher 
Tätigkeit zwar heute immer seltener, aber dennoch nicht gänzlich zu vermeiden. Dies gilt vor allem 
für Beschä� igte, die mit krebserzeugenden Sto� en oder ionisierender Strahlung zu tun hatten.

Nachgehende Vorsorge

Verantwortungsvoller Umgang 
mit Spätschäden 
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Die Vorteile einer zentralen 
Organisation
Im SGB VII wurde 1996 fortgeschrieben, 
dass UV-Träger als autonomes Recht Vor-
schriften über arbeitsmedizinische Un-
tersuchungen erlassen und relevante 
Daten dafür erheben, verarbeiten und 
nutzen dürfen (§ 15 Abs. 2 SGB VII). Ge-
meinschaftsdateien mehrerer Träger wur-
den zugelassen (§ 204 SGB VII). Zentrales 
Element dieser Dateien war die Renten-
versicherungsnummer als eindeutiges 
Merkmal eines Beschäftigten. Damit wa-
ren – unabhängig vom einzelnen Unter-
nehmer – alle relevanten Expositionen 
des Arbeitnehmers in seinem Berufsle-
ben beim Angebot von Untersuchungen 
berücksichtigungsfähig. Der UV-Träger 
konnte somit die Auswahl der Maßnah-
men koordinieren und den beauftragten 
Arzt mit allen notwendigen Informatio-
nen hinsichtlich der Exposition versor-
gen. Der Arbeitnehmer hatte durch die 
Übernahme der Verantwortung durch 
die UV-Träger die Sicherheit, auch bei Be-
triebsende seines früheren Unternehmens 
medizinische Untersuchungen angeboten 
zu bekommen.

Die UV-Träger konnten so alle nach ih-
rem gesetzlichen Auftrag geeigneten 
Maßnahmen einleiten, um berufl ich ver-
ursachte Gesundheitsschäden frühzeitig 
feststellen, Behandlungsmaßnahmen er-
greifen und erforderlichenfalls Kompen-
sation leisten zu können. Darüber hin-
aus ermöglicht die zentrale Steuerung 
die Analyse und Bewertung des Erfolgs 
von Maßnahmen.

Die Situation heute
Mit der ArbMedVV von 2008 hat der Ver-
ordnungsgeber zwar eine erste, durch die 
Novelle der GefStoff V erzeugte Lücke ge-
schlossen. Unternehmer haben nun das 
Recht, nicht aber die Pflicht, ihre Ver-
pflichtung zum Angebot nachgehender 
Untersuchungen bei Ausscheiden des 
Arbeitnehmers aus dem Unternehmen auf 
den UV-Träger zu übertragen. Dies setzt 
aber die Zustimmung des Arbeitnehmers 
voraus. 

Das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung des Arbeitnehmers konkurriert 
hier mit der Pflicht des Unternehmers 
zum Angebot, die er nicht mehr erfüllen 
kann, wenn der Betrieb erloschen ist. Hier 
droht den Arbeitnehmern langfristig ein 
erheblicher Nachteil.

Hatte ein Arbeitnehmer mehrere Arbeits-
verhältnisse mit relevanter Exposition, 
wird heute jeder betroff ene Arbeit geber 
ein Untersuchungsangebot unter breiten, 
ohne dass eine Koordination möglich ist. 
Dies ist aber weder medizinisch noch öko-
nomisch zu vertreten. 

Wie kann, wie soll es 2012 
weitergehen?
Seit 1972 werden ehemals asbestexponier-
te Arbeitnehmer und seit 1992 ehemalige 
Uranerzbergleute der Wismut regelmäßig, 
aber risikoadaptiert zu medizinischen Un-
tersuchungen eingeladen. Die noch ver-
bliebenen rund 11.000 Bergleute mit frü-
herer Quarzstaub- und Strahlenexposition 
werden ab Frühjahr 2012 von Augsburg 

aus betreut werden, wo die Betreuung von 
rund 300.000 ehemals asbestexponier-
ten Arbeitnehmern organisiert wird. Rund 
1.000 fachkundige Ärzte wirken bundes-
weit daran mit. So werden Synergieeff ekte 
genutzt und Qualität erhalten. 

Die gesetzliche Unfallversicherung blickt 
im Jahr 2012 auf eine vierzigjährige Erfah-
rung mit der Registrierung und mit nach-
gehenden Untersuchungen zurück. Dies 
nutzt sie, um am 26. und 27. April 2012 in 
der DGUV Akademie Dresden eine (Zwi-
schen-)Bilanz zu ziehen und Perspektiven 
zu diskutieren. Dazu gehört auch, über 
neue Ansätze der Frühdiagnostik zu ent-
scheiden. Nachgehende Vorsorge braucht 
umfassende Ansätze und somit mehr als 
nachgehende Untersuchungen allein. ●
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Dr. Heinz Otten
Leiter Referat Prävention und BK, 
Leiter Zentrale Betreuungsstelle 
Wismut der DGUV
E-Mail: heinz.otten@dguv.de

40 Jahre Erfahrung mit Spätschäden: 1972 richtete die Unfallversicherung die Zentrale Erfassungsstelle asbeststaubgefährdeter 
Arbeitnehmer (ZAs) in Ausgburg ein.
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Teilförderungen zur beruflichen Wiedereingliederung nach § 35 Abs. 3 SGB VII stellen Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben (LTA) dar.

Streitig war eine Versicherungspfl icht der Klägerin in der ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 
SGB V. Eine Berufsgenossenschaft hatte der Klägerin eine 
Teilförderung für eine von ihr selbst ausgewählte Berufs-
förderungsmaßnahme (Fachhochschulstudium) gemäß § 35 
Abs. 3 SGB VII gewährt. Nach Auff assung des Unfallversiche-
rungsträgers bestand keine Versicherungspfl icht in der GKV, 
da eine Teilförderung als bloße Geldleistung keine „echte“ 
Leistung zur Teilhabe im Sinne von § 35 Abs. 1 SGB VII sei. 
Das Bundessozialgericht hat demgegenüber eine Versiche-
rungspfl icht der Klägerin als „Teilnehmerin an Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben“ nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 SGB V an-
genommen (Beitragstragung durch BG). Die Auslegung der 
Vorschrift ergebe, dass sie nicht auf die Leistungsgewährung 

in der Form von Sachleistungen beschränkt sei. Hinsichtlich 
des Wortlauts sei festzustellen, dass der Begriff  „Leistungen“ 
nicht nur Sachleistungen, sondern auch Geldleistungen er-
fasse. Im Hinblick auf die Gesetzessystematik zeige speziell 
(bezogen auf die LTA in der gesetzlichen UV) § 35 Abs. 3 SGB 
VII i. V. m § 7 SGB IX explizit die Möglichkeit der Teilförderung 
von Maßnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben durch Geld-
leistungen bis zur Höhe des fi nanziellen Aufwandes einer an-
gemessenen Referenzmaßnahme. Schließlich würden auch 
Sinn und Zweck der Regelung die vorgenommene Auslegung 
gebieten. Mit dem SGB IX habe der Gesetzgeber die Absicht 
verfolgt, behinderten Menschen ein selbstbestimmtes Leben 
zu ermöglichen. Dem entspreche es, einem behinderten Men-
schen die LTA nicht nur durch Sachleistungen, sondern auch 
durch Geldleistungen zu gewähren, um ihm zum Beispiel die 
Teilnahme an einem von ihm selbst gewählten Studiengang 
zu ermöglichen.

Zwischen der Klägerin – einer Klarinettistin – und der be-
klagten Unfallkasse war vorliegend ein Anspruch auf Aner-
kennung einer Zahn- und Kieferfehlstellung als Wie-BK ge-
mäß § 9 Abs. 2 SGB VII streitig. Die im Jahr 1967 geborene 
Klägerin spielt seit ihrem neunten Lebensjahr Klarinette. Von 
1987 bis 1992 studierte sie Musik mit dem Schwerpunkt Kla-
rinettenspiel. Von August 1992 bis Ende 2001 war sie in ver-
schiedenen Symphonieorchestern als Klarinettistin tätig. In 
einer BK-Anzeige der Krankenkasse der Klägerin aus dem Jahr 
2002 wurde ausgeführt, dass bei ihr eine Kieferfehlstellung 
im Sinne einer sagittalen Stufe (Überbiss) bestehe, welche 
durch das Klarinettenspiel vergrößert werde. Es werde ange-
nommen, dass die Erkrankung aus der berufl ichen Tätigkeit 
– dem Klarinettenspiel – resultiere. Die nunmehr verordnete 
kieferorthopädische Apparatur mache das Klarinettenspiel in 
den nächsten eineinhalb Jahren unmöglich. Nach Auff assung 
des LSG liegen die Voraussetzungen für die Anerkennung ei-
ner Wie-BK nicht vor. Es fehle an neuen wissenschaftlichen 

Erkenntnissen, aus denen sich eine gruppentypische Risiko-
erhöhung für das vorliegende Krankheitsbild herleiten las-
se: „Es sind jedenfalls keine hinreichenden Feststellungen 
in Form medizinischer Erkenntnisse vorhanden, die medizi-
nisch fundiert belegen würden, dass die Personengruppe der 
Bläser insgesamt oder die der ‚Klarinettisten‘, zu der die Klä-
gerin zählt, durch die Arbeit Einwirkungen ausgesetzt ist, mit 
denen die übrige Bevölkerung nicht in diesem Maße in Kon-
takt kommt und die geeignet sind, Kiefer- und Zahnfehlstel-
lungen hervorzurufen, und dass sich dieses Krankheitsbild in 
besonderem Maße bei dieser Personengruppe realisiert.“ Es 
fehle an der notwendigen Breite einschlägiger wissenschaft-
licher Erkenntnisse, die sich nach der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts nicht in vereinzelten Meinungen eini-
ger Sachverständiger erschöpfen dürften. Das Fehlen neue-
rer gesicherter medizinisch-wissenschaftlicher Erkenntnisse 
im Kontext einer gruppentypischen Risikoerhöhung werde 
schließlich auch durch den Umstand bestätigt, dass sich der 
Ärztliche Sachverständigenbeirat – Sektion Berufskrank-
heiten beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit 
der aufgeworfenen Problematik bislang nicht habe befassen 
müssen.

(Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen 
vom 19.4.2011 – L 15 U 308 / 08 –, UV-Recht Aktuell 
019 / 2011, S. 1331–1341)

(Urteil des Bundessozialgerichts vom 25.5.2011 – B 12 
KR 8 / 09 R –, UV-Recht Aktuell 020 / 2011, S. 1439–1447)

§

§

Leistungen

Zur Frage der Anerkennung der Zahn- und Kieferfehlstellung einer Klarinettistin als Wie-Berufskrankheit.

Berufskrankheiten

Kontakt: Dr. Horst Jungfleisch, E-Mail: horst.jungfleisch@dguv.de 

64 · DGUV Forum 1 · 2/12

Aus der Rechtsprechung



Der neu konstituierte Vorstand der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung 
hat Marina Schröder und Dr. Hans- 
Joachim Wolff für weitere sechs Jahre 
in ihrem Amt als Vorstandsvorsitzende 
bestätigt. Beide wurden einstimmig ge-
wählt. Der Vorsitz wird alternierend aus-
geübt und wechselt nach einem Jahr. 
Derzeit hat Marina Schröder als Versi-
chertenvertreterin den Vorsitz inne.

Ebenfalls neu gewählt wurden die Vorsit-
zenden der Mitgliederversammlung der 

DGUV: Benannt wurden Helmut Etschen-
berg und Manfred Wirsch.

Schröder und Wolff engagieren sich seit 
vielen Jahren in verschiedenen nationalen 
und europäischen Gremien für die Belange 
der gesetzlichen Unfallversicherung. Mari-
na Schröder wurde 2001 erstmals in den 
Vorstand des damaligen Hauptverbandes 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
(HVBG) gewählt. Dr. Hans-Joachim Wolff  
gehörte dem Gremium seit 1998 an. Nach 
der Fusion der beiden Verbände HVBG 

und BUK im Jahr 2007 führten beide ihre
Vorstandsarbeit an der Spitze der neu 
entstandenen DGUV fort. 

Vorstandsvorsitzende der DGUV gewählt

Marina Schröder

Rainer Prestin, langjähriger alternieren-
der Vorstandsvorsitzender der BG BAU 
und Vorstandsmitglied der DGUV, ist am 
29. November 2011 mit der Hans-Böckler-
Medaille ausgezeichnet worden. Über-
reicht wurde die Urkunde von Annelie 
Buntenbach, Mitglied des Geschäfts-
führenden Bundesvorstandes des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB), in 
Berlin.

Die Hans-Böckler-Medaille ist die höchste 
Auszeichnung, die der DGB zu vergeben 
hat. Mit ihr werden besondere Verdiens-
te im gewerkschaftspolitischen Leben, 
insbesondere herausragendes ehren-
amtliches Engagement gewürdigt. Rai-
ner Prestin war mehr als 30 Jahre eh-
renamtlich in Gremien der gesetzlichen 
Unfallversicherung aktiv. 1978 wurde er 
in den Vorstand der BG BAU in Hamburg 

gewählt. Es war der Einstieg in eine äu-
ßerst abwechslungsreiche BG-Laufbahn. 
Prestin war auch Vorstandsmitglied der 
DGUV. Darüber hinaus hat Prestin den 
Arbeitsschutz auch in anderen gesell-
schaftlichen Bereichen unterstützt, zum 
Beispiel als ehrenamtlicher Richter am 
Landesarbeitsgericht Hamburg oder als 
Mitglied im Bundesarbeitskreis Arbeits-
sicherheit und Gesundheit der IG BAU. 

Hans-Böckler-Medaille für Rainer Prestin

Dr. Hans-Joachim 
Wol� 

(v.l.n.r.): Hans-Gerd von Lennep (VV), Volker Claus, Lutz Arndt, Rainer Prestin, Johann Treubert, Dr. Eike Steinhäuser, 
Marina Schröder (VV), Eugen Müller, Dr. Hans-Joachim Wol�  (VV), Wolfgang Stolte (VV)

Die letzte Mitgliederversammlung der 
DGUV wurde durch ein festliches Highlight 
bereichert: Sieben Mitglieder der Selbst-
verwaltung bekamen die BG- Medaille in 
Silber verliehen. Seit 1993 hat die DGUV 
die Möglichkeit, Ehrenamtler, die sich be-
sondere Verdienste um die gesetzliche Un-
fallversicherung erworben haben, mit die-
ser Auszeichnung zu ehren. Alle Geehrten 
haben sich in besonderer Weise um den 

Fusionsprozess der letzten Jahre verdient 
gemacht. Im Rückblick auf die „turbulen-
ten Jahre“ der letzten Wahlperiode des 
Ehrenamts von 2005 bis 2011 betonte Dr. 
Hans-Joachim Wolff , Vorstandsvorsitzen-
der der DGUV: „Das Ehrenamt der gesetz-
lichen Unfallversicherung hat eine Lanze 
für die paritätische Selbstverwaltung ge-
brochen. Diese politische Besonderheit 
in der deutschen Sozialversicherung gilt

ihren Kritikern als überholt und verkrus-
tet. Wir haben in den letzten Jahren jedoch 
bewiesen, dass das Gegenteil der Fall ist.“ 
Ausgezeichnet wurden: Lutz Arndt, Volker
Claus, Eugen Müller, Rainer Prestin, 
Dr. Eike Steinhäuser, Wolfgang Stolte und 
Johann Treubert. Dr. Werner Opgenoorth 
erhielt ebenfalls eine Medaille, konnte je-
doch aus gesundheitlichen Gründen nicht 
an der Mitgliederversammlung teilnehmen. 

Silber zum Abschied
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In den vergangenen Jahren haben Arbeits-
mediziner, Arbeitspsychologen, Kranken-
kassen und die Berufsgenossenschaften 
festgestellt, dass psychische Belastung 
in allen Branchen auftritt und zunimmt 
– auch im Handel und in der Warenlo-
gistik. Das neue Handbuch „Psychische 
Belastung am Arbeitsplatz“ der Berufs-
genossenschaft Handel und Warendis-
tribution (BGHW) informiert und unter-
stützt bei der optimalen Gestaltung des 

Arbeitsalltags im Hinblick auf psychische 
Belastungen. Psychische Belastung führt 
bei Beschäftigten zu Beanspruchungen, 
die nicht unbedingt negativ sein müssen: 
Beanspruchungen können auch positiv 
sein, beispielsweise im Sinne von Heraus-
forderung oder Motivation. Problematisch 
wird es aber immer dann, wenn psychi-
sche Belastung negative Beanspruchun-
gen nach sich zieht, wenn beispielsweise 
Stress oder gesundheitliche Beeinträchti-
gungen entstehen. Das Handbuch bietet 
anschauliche Beispiele für die häufi gsten 
Ausprägungen psychischer Belastung mit 
exemplarischen Beschreibungen schwie-
riger Arbeitssituationen sowie eine Viel-
zahl von Tipps und Übungen, mit denen 
man der Stressfalle entkommen kann.

Pfl egebetriebe stehen vor großen Herausforderun-
gen: Wachsende Ansprüche von Gesetzgeber, Behör-
den, Kunden und Angehörigen an die Pfl egequalität 
treff en auf die Folgen des demografi schen Wandels.
Für die Pfl egebranche gestaltet sich dieser Wandel 
besonders problematisch, da die Anzahl der Pfl ege-
bedürftigen zunimmt, es aber bereits jetzt vieler-
orts an jungen Fachkräften mangelt. Die Personal-
planung wird immer schwieriger. Der 2009 erstmals 
herausgegebene Ratgeber der Berufsgenossenschaft 
für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspfl ege (BGW) 
wendet sich an Unternehmer und liegt jetzt in einer 
vollständig überarbeiteten Fassung vor. 

Die systematische Analyse hilft zu ermitteln, wo 
Handlungsbedarf besteht. Die Broschüre erklärt Werkzeuge, die Schritt für Schritt hel-
fen, Verbesserungen zu erreichen. Zu fünf Handlungsfeldern – von Personalführung 
und Rekrutierung über Arbeitsorganisation, Qualifi kation und Unternehmenskultur 
bis hin zu Arbeitsschutz – fi nden Unternehmer Lösungsvorschläge, mit denen sie ih-
ren Betrieb dauerhaft „Demografi e-fi t“ machen können. 

Praktische Checklisten, Fallbeispiele aus der Praxis und Hilfsangebote der BGW er-
gänzen den Ratgeber.
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  Download unter: 

medien-e.bghw.de / bge / pdf / hb9.pdf

Neues Handbuch „Psychische Belastung 
am Arbeitsplatz“ der BGHW

!
  Download unter: www.bgw-online.de > Suchwort: TP-AAg-11U

Älter werden im Pflegeberuf – Ratgeber der BGW
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Gardemann Arbeitsbühnen GmbH 
Weseler Straße 3a  • 46519 Alpen 
freecall 0800 3 227 227
info@gardemann.de  • www.gardemann.de

Viele neue Möglichkeiten?
Kennen Sie die neuen Möglichkeiten, die Ihnen Arbeitsbühnen heute bieten? Möglichkeiten die 
Ihnen Zeit, Geld und Nerven sparen?  Fragen Sie doch einfach einmal einen unserer Spezialisten.

Bei Gardemann haben Sie die Wahl unter 4.000 Arbeitsbühnen. Eine unserer über 35 Mietstationen 
ist auch in Ihrer Nähe. Und kompetente Beratung sowie zuvorkommender Service werden bei uns  
groß geschrieben.

Möchten Sie über die neuen Einsatzmöglichkeiten informiert werden?  
Dann schicken Sie eine Mail oder rufen Sie uns einfach an.  
 
Und schon können Sie sagen:  
Gardemann gefragt. Erledigt. Haken dran.

Über 35 x in Deutschland:
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WO ENTLASTET 
MAN FUßGELENK, 
KNIE, HÜFTE UND 
RÜCKEN?
UNTER DEM FUß NATÜRLICH.

Bata Industrials Europe • Postfach 10050 • 5680 DB Best • Die Niederlande • Telefon: +31 499 - 362 216
Fax: +31 499 - 362 962 • E-mail: info@bata.nl • www.bataindustrials.com

Mit mehr als 85 Jahren Erfahrung ist Bata Industrials einer der führenden Spezialisten für 
bequeme Sicherheitsschuhe. Nun verfügen unsere Modelle über eine innovative 3-stufi ge 
Dämpfungskonstruktion. Nach offi zieller Testmethode (EN ISO 20344) erreichen wir eine 
doppelt so hohe Energieaufnahme im Fersenbereich als gefordert. Dadurch neutralisieren bzw. 
reduzieren wir weitestgehend die Stöße und Kräfte, die auf den gesamten biomechanischen 
Bewegungsapparat vom Fußgelenk bis zum Halswirbel wirken. Das Ergebnis: geringere 
Ermüdung, weniger Beschwerden und Ausfallzeiten. Bata. The Energy Footwear.

Mehr Informationen: www.bataindustrials.com/broschuere

YORA ESD S2SAXA ESD S21. GELENKSTÜTZE MIT 
DÄMPFUNGSELEMENT

2. PU-ZWISCHENSOHLE 3. TUNNELSYSTEM®
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